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Die Lage 


1. Am Beginn des letzten Viertels unseres Jahrhunderts 
stehen die Völker und Staaten der Welt vor Herausforderun- 
gen, denen sie gemeinsam begegnen müssen. Politische 
Unruhen, ideologische Gegensätze und wirtschaftliche Fehl- 
entwicklungen können den Frieden bedrohen. 

Die Interdependenzen zwischen Staaten mit unterschiedli- 
cher Gesellschafts- und Wirtschaftsstruktur sind enger ge- 
worden. Darin liegen Chancen und Gefahren. Starke Abhän- 
gigkeiten können friedliche Zusammenarbeit weltweit för- 
dern, aber auch Staaten in Konflikte anderer Regionen ver- 
wickeln. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland ist politisch, militä- 
risch und wirtschaftlich in wechselseitige Abhängigkeiten 
einbezogen. Ihre äußere Sicherheit ist nur im westlichen 
Bündnis gewährleistet. Ihre wirtschaftliche Stabilität — eine 
Bedingung äußerer Sicherheit — hängt von der Wirtschafts- 
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entwicklung ihrer Handelspartner, von offenen Exportmärk- 
ten und von einer ausreichenden Versorgung mit Energie 
und Rohstoffen ab. 

Nicht nur Energie- und Rohstoffversorgung bestimmt die 
westiiehen Industrienationen, mit den Ländern der Dritten 
Welt zu kooperieren. Kooperation ist gleichzeitig Mittel, poii- 
tische Konflikte ohne Gewalt zu lösen und Spannungen zu 
mindern. Die Zusammenarbeit muß sich als ein gerechter In- 
teressenausgleich vollziehen. Sicherheit hat nicht nur einen 
militärischen Aspekt. Sie hängt immer mehr auch von witl- 
schaftspolitischen Entscheidungen und Entwicklungen ab. 
Aber Außenpolitik und Wirtschaftspolitik sind Stützen der 
Sicherheit, kein Ersatz für Verteidigungsfähigkeit. 

3. Die Ausgewogenheit der militärischen Kräfte zwischen 
West und Ost bleibt für eine stabile internationale Ordnung 
unerläßlich. Die Sicherheitslage und die erkennbaren Ten- 
denzen bestätigen die Notwendigkeit, das Bündnis und mit 
ihm die Fähigkeit zur Abschreckung und Verteidigung auf- 
rechtzuerhalten. 

Die NATO-Länder setzen ihre Entspannungsbemühungen 
fort, um die Beziehungen zum Osten zu verbessern. Aber die 
Verhandlungen machen nur langsam Fortschritte. Unterdes- 
sen wächst die militärische Kampfkraft des Warschauer Pak- 
tes, wobei der maritimen Machtentfaltung der Sowjetunion 
und ihrerStützpunktpolitik besondere Bedeutung zukommt. 
Demgegenüber ist im Westen in einer Anzahl von Ländern 
Druck spürbar, die Verteidigungsanstrengungen zu vermin- 
dern. Dies trifft vor allem die konventionellen Streitkräfte mit 
ihren hohen Personalkosten. Aber hinlängliche Verteidi- 
gungskraft — eine gesicherte Verhandlungsposition gegen- 
über dem Osten — muß gewahrt bleiben. Ein der Bedrohung 
entsprechendes Gegengewicht des Bündnisses muß Maß- 
stab für die Verteidigungsanstrengungen des Westens sein. 
Die NATO verfügt auch bei der derzeitigen schwierigen wirt- 
schaftlichen und politischen Situation über Möglichkeiten, 
das erforderliche Kräfteverhältnis zwischen West und Ost 
aufrechtzuerhalten. In gemeinsamer Anstrengung müssen 
sich die Länder der Nordatlantischen Allianz den Herausfor- 
derungen einer veränderten Welt gewachsen zeigen. 
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Das Sicherheitssystem Ost/West 


4. Die Machtpotentiale der Weltmächte USA und Sowjet- 
union bleiben im Vergleich zu denen anderer Mächte und 
Mächtegruppierungen für die Weltlage von überragender 
Bedeutung. Das sich daraus ergebende Grundmuster der 
Machtverteilung wird sich trotz wachsenden Einflusses neu- 
er Kräf te zunächst nicht verändern. 

Das Verhältnis zwischen den USA und der Sowjetunion wird 
auch künftig durch den Gegensatz machtpolitischer Interes- 
sen und den Gegensatz der Lebens- und Wertvorstellungen 
gekennzeichnet sein. Diese Antagonismen prägen auch die 
Beziehungen zwischen den von beiden Weltmächten ge- 
führten Bündnissystemen. Entspannungspolitik hebt dieses 
Gegeneinander nicht auf, strebt aber ein partielles Miteinan- 
der an. 

Beide Weltmächte betrachten die Territorien Ihrer Bündnis- 
se als Interessensphären, in die keine der beiden Seiten mit 
militärischen Mitteln eingreifen darf. Darum ist Europa, das 
Gebiet der direkten machtpolitischen Konfrontation, eine 
Region relativer Stabilität. Zwar sind in Europa militärische 
Potentiale der beiden Seiten konzentriert und die Weltmäch- 
te stehen sich hier mit ihren Streitkräften unmittelbar gegen- 
über, aber eben deshalb sind beide interessiert, einen militä- 
rischen Konflikt in Europa zu vermeiden. Denn er birgt von 
Anfang an die Gefahr, weltweitzu eskalieren. Die Ausgewo- 
genheit der militärischen Kräfte von NATO und Warschauer 
Pakt ist eine wesentliche Voraussetzung der politischen Sta- 
bilität. 

In anderen Teilen der Welt rivalisieren beide Weltmächte um 
Einfluß. Dies gilt vor allem für den Nahen Osten, den Indi- 
schen Ozean und Afrika. Die Sowjetunion verstärkt hier die 
maritime Präsenz, um ihren Einfluß zu erweitern. 
Entscheidende Faktoren für die Sicherheit in Europa sind 
Strukturen, Potentiale, Strategien und Möglichkeiten von 
NATO und Warschauer Pakt. Friede und Sicherheit in der 
Welt und nicht zuletzt für unser Land hängen davon ab, daß 
beide Bündnissysteme im Gleichgewicht der Kräfte bleiben. 


Stabilität 
in Europa 


Sicherheits- 

faktoren 
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Begrenzte 

Souveränität 


Partnerschaft 


Bündnisstrukturen 


5. Beide Allianzen haben scheinbar Gemeinsamkeiten; 
Zwei überlegene Weltmächte schützen im Eigen Interesse ei- 
ne Gruppe mittlerer und kleiner Staaten in Ost- und Westeu- 
ropa, die allein nicht das Gleichgewicht der Kräfte aufrecht- 
erhalten und ihre eigene Sicherheit bewahren könnten. Die 
Führungsrollen der USA und der Sowjetunion und die Posi- 
tionen ihrer Verbündeten sind aber grundlegend verschie- 
den. 

Die Sowjetunion beansprucht gegenüber ihren Verbündeten 
die bestimmende politische und ideologische Führung. Der 
politische Handlungsspielraum der anderen Länder im War- 
schauer Pakt wird dadurch begrenzt. Um Bündnisdisziplin 
und Konformität zu gewährleisten, setzte die Sowjetunion 
mehrfach militärische Macht ein. Sie hat dabei ihr Eingreifen 
mit den Grundsätzen der ,, brüderlichen Hilfe" und des „so- 
zialistischen Internationalismus" gerechtfertigt. 

Die USA sind Führungsmacht in einem Bündnis von Staaten 
mit ausgeprägter innen- und außenpolitischer Eigenständig- 
keit. mit demokratischem Wechsel der Regierungsmacht 
durch freie Wahlen — von Staaten mit großer politischer 
Vielfalt. Das politische, wirtschaftliche und militärische 
Übergewicht der USA im Bündnis, vor allem ihr Nuklearpo- 
tential und dessen Abschreckungskraft, gibt allen Bündnis- 
partnern Schutz, legitimiert zugleich den Führungsan- 
spruch Amerikas und begründet seine Verantwortung. Ge- 
meinsames Sicherheitsinteresse, Konsultation und Überzeu- 
gungskraft sind die Mittel, um die Politik der Atlantischen Al- 
lianz zu koordinieren. Die souveräne Entscheidungsfreiheit 
der Allianzpartner ist Schutzobjekt der NATO, aber auch ei- 
ne Schwäche, mit der das Bündnis immer wieder fertig wer- 
den muß. 


Warschauer Pakt 


6. Die Staaten im Warschauer Pakt, deren Territorien die 
Sowjetunion als ihr Vorfeld betrachtet, sind durch ein Netz 
bilateraler Verträge untereinander und mit der sowjetischen 
Führungsmacht verflochten. Der multilaterale Vertrag von 
Warschau aus dem Jahre 1955 ergänzt die Bindungen zwi- 
schen der Sowjetunion und den osteuropäischen Staaten. 
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Weniger dieses Vertragssystem und seine Organisation ais 
vielmehr die Solidarität der allein bestimmenden kommuni- 
stischen Staatsparteien unter Führung der KPdSU ist Be- 
stimmungsgröße für die Herrschafts- und Ordnungsstruktur 
des Warschauer Paktes. 

7. Die Vorherrschaft der Sowjetunion ergibt sich aus der 
direkten Nachbarschaft zu fast allen Paktländern, aus ihrer 
weit überlegenen militärischen und wirtschaftlichen Stärke 
und aus ihrer Autorität in Fragen kommunistischer Orthodo- 
xie und ideologischer Solidarität. Die Präsenz sowjetischer 
Streitkräfte in den meisten Paktländern hat neben ihrer si- 
cherheitspolitischen Funktion auch die Aufgabe, den Zu- 
sammenhalt des Paktes zu sichern. 

8. Die zentralistische Struktur des Warschauer Paktes er- 
leichtert es der sowjetischen Führung, ihre politischen Ziele 
durchzusetzen, den politischen Entscheidungsprozeß inner- 
halb des Paktes zu t^schleunigen. Die Konzentration volks- 
wirtschaftlicher Ressourcen auf die Rüstung, die Standardi- 
sierung des militärischen Materials sowie zentrale Führung 
und einheitliche Führungsdoktrin sichern dem Warschauer 
Pakt militärische Vorteile — zu Lasten der Menschen und 
der Souveränität der Bündnisstaaten. 

9. Die Einheitlichkeit der Streitkräfte im Warschauer Pakt, 
die personelle Beherrschung seiner Führungsorganisation 
durch sowjetische Offiziere und das sowjetische Rüstungs- 
monopol kommen der militärischen Effizienz des Paktes zu- 
gute. 


NATO 

10. Alle Bündnispartner der Atlantischen Allianz waren 
sich von Anfang an darin einig, daß ihre Zusammenarbeit 
nur auf freier und gleichberechtigter Mitbestimmung von 
Politik und Strategie beruhen kann. Daran hat sich bis heute 
nichts geändert. 

Die Bündnissolidarität stützt sich auf gemeinsame politische 
Interessen, auf das Sicherheitsbedürfnis von 15 Staaten und 
auf historische wie kulturelle Bindungen. Bündnissolidarität 
bedeutet nicht die vollkommene Harmonisierung aller Inter- 
essen. Sie verlangt aber die übereinstimmende Anerken- 
nung des Grundsatzes, daß die Sicherheit jedes einzelnen 
von der Sicherheit aller abhängt. Es ist das Sicherheitsinter- 
esse aller, das die Handlungsfreiheit des einzelnen möglich 
macht und sie zugleich begrenzt. 


Militärische 

Vorteile 


Bündnis- 

sotidarität 
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Aber die Sicherheitsbedingungen für den einen oder ande- 
ren Bündnispartner sind unterschiedlich. Auch zwischen 
den politischen Interessen gibt es Abweichungen. Hinzu 
kommen historisch oder politisch bedingte Rivalitäten zwi- 
schen Bündnispartnern. Dies alles bringt für die Allianz 
Spannungen, manchmal auch Konflikte, die nur in einem 
sehr elastischen System, wie die NATO es darstellt, aufgefan- 
gen und ausgetragen werden können. Das ist kein Anzei- 
chen für Auflösung und Zerfall, sondern der Preis, den das 
Bündnis für die Freiheit entrichten muß, die es jedem Mit- 
glied zubilligt und die sein Wesen ausmacht. 
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Ideologie, Gesellschaft, Militär 


1 1 . Staat und Gesellschaft, öffentliches und privates Leben 
werden von geistig^ideotogischen Grund Überzeugungen be- 
herrscht. In diesen Grundeinstellungen unterscheiden sich 
die Staaten der NATO und des Warschauer Paktes wesent- 
lich. Das wirkt unmittelbar auf Politik, Strategie, auf Wehr- 
verfassung und Wehrstruktur, auf die Stellung der Streitkräf- 
te in Staat und Gesellschaft. Unterschiedliche Auffassungen 
in Ost und West über Menschenbild, Staatsverfassung und 
Gesellschaftsordnung ergeben sehr unterschiedliche Vor- 
aussetzungen und Rahmenbedingungen für Existenz und 
Aufgabe der Streitkräfte. 

12. Die NATO ist eine Verteidigungsgemeinschaft von 
Staaten, die sich zur Demokratie bekennen. In der Präambel 
zum Nordatlantik vertrag vom 4. April 1949 haben die Mit- 
gliedsländer ihren Willen bekundet, ,,die Freiheit, das ge- 
meinsame Erbe und die Zivilisation ihrer Völker, die auf den 
Grundsätzen der Demokratie, der Freiheit der Person und 
der Herrschaft des Rechts beruhen, zu gewährleisten“. Die 
Bewahrung der eigenen Lebensordnung gegenüber äußerer 
Gewalt ist oberstes Ziel des NATO-Bündnisses. Zugleich 
sind die NATO-Partner bestrebt, mit allen Völkern und allen 
Regierungen in Frieden zu leben. 

Trotz der Entspannungsbemühungen dauert die ideologi- 
sche Auseinandersetzung zwischen Ost und West an. 

Die Ideen der Gewissens- und Meinungsfreiheit, der demo- 
kratischen Verteilung der Macht, der Kontrolle der Herr- 
schenden, der Unabhängigkeit der Rechtsprechung müssen 
in der Praxis täglich neu erkämpft und verteidigt werden. 
Aber selbst in ihrer Unvollkommenheit hat die politische 
Wirklichkeit in den Ländern der Atlantischen Allianz nichts 
gemein mit einem Ordnungssystem, das nahezu alle Aus- 
drucksformen des öffentlichen und privaten Lebens mit Be- 
schlag belegt. 

13. In demokratischen Staaten gibt es eine Vielfalt mitein- 
ander konkurrierender Ideen, existieren verschiedene Welt- 
anschauungen nebeneinander, gibt es Konflikte, gehen 
auch in Verteidigungsfragen die Meinungen auseinander. 
Dieser Vielfalt steht in der kommunistischen Staatengruppe 
ein formiertes Staats- und Gesellschaftssystem gegenüber. 
Die Starrheit des Systems erweckt den Eindruck der Stabili- 
tät. Aufbau und Unterhalt einer riesigen Militärmaschinerie 
müssen trotz Beeinträchtigung des Lebensstandards kritik- 


Grundwert 

Demokratie 
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los hingenommen werden. Die Allgegenwart der Staats- 
macht, die ständige Beeinflussung durch Agitation und Pro- 
paganda, die unbedingte Unterordnung des einzelnen unter 
den Machtanspruch der Führungsschicht, die Unterdrük- 
kung konkurrierender Ideen — das sind die Hauptmerkmale, 
die das kommunistische Staatssystem von der westlichen 
parlamentarischen Demokratie unterscheiden. 


Das kommunistische Wehrmotiv 


14 . Wehrmotivation und Wehrbereitschaft spielen in allen 
Staaten des Warschauer Paktes eine wesentliche Rolle bei 
der ideologisch einheitlichen Indoktrination von Gesell- 
schaft und Streitkräften. Das Militärische durchdringt Staat 
und Gesellschaft. 

Von Kind auf wird das „sozialistische Wehrmotiv" vermittelt. 
Es ist die „Gesamtheit der politisch-moralischen Beweg- 
gründe des Willens der Bürger eines sozialistischen Staates, 
ihren persönlichen Beitrag zur Vervollkommnung der Lan- 
desverteidigung zu leisten und in einem möglichen Krieg zur 
Verteidigung des sozialistischen Vaterlandes hingebungs- 
voll für den Sieg zu kämpfen und zu arbeiten" L Diese Vertei- 
digungsbereitschaft schließt ein „die Überzeugung von der 
Aggressivität des Imperialismus und den Haß auf die Feinde 
des Sozialismus, Überzeugung von der historischen Überle- 
genheit des Sozialismus und der Gesetzmäßigkeit seines 
weltweiten Sieges wie auch vom Sinn des Kampfes und Sie- 
ges im gerechten Krieg gegen einen Aggressor". 

„Sozialistische Der Herausbildung dieser Wehrmotivation dient die „soziali- 

Wehrerzlehung" stische Wehrerziehung". Die Beeinflussung beginnt bereits 
tm Kindergarten. Sie setzt sich in den Schulen, Betrieben 
und in eigens dafür geschaffenen Organisationen fort. In 
den komplexen Apparat der „sozialistischen Wehrerzie- 
hung" ist nahezu jedermann einbezogen. Die geforderten 
Leistungen sind Voraussetzung für berufliches Fortkommen 
und sozialen Aufstieg. Eine breit angelegte Massenagitation 
sucht die gesamte Bevölkerung zu militarisieren. Der Begriff 
des „Feindbildes" zählt zum offiziellen Vokabular, 

15. In den Unterrichtsmaterialien der DDR finden sich zahl- 
reiche Zeugnisse militaristischer Propaganda. Während in 
den westlichen Demokratien die Erziehung zum Frieden, zur 
Toleranz gegenüber Andersdenkenden, zur friedlichen Be- 
wältigung von Konflikten oberste Lernziele sind, wird die ag- 


1) Militärlexikon der DDR von 1973. 


10 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4554 


gressive Indoktrinierung der Jugend in der DDR verstärkt 
fortgesetzt. Die „sozialistische Wehrerziehung", die „allseitig 
ge Entwicklung des Wehrbewußtseins'', ist zentrales Erzie- 
hungs- und Bildungsprinzip. 

Einschwörung auf Haß bedroht das friedliche Zusammenle- 
ben der Menschen, Völker und Staaten. Sie verhindert die 
Suche nach Lösungen, wie die Zukunft ohne Krieg und Ge- 
walt gesichert werden kann. 

Die Bundesregierung betrachtet Haßerziehung als entspan- 
nungsfeindlich und friedensgefährdend. Haß ist mit der er- 
klärten Bereitschaft zur Entspannung nicht vereinbar und 
widerspricht dem Geist der KSZE^. 


Das demokratische Wehrmotiv 


16. Aus dem Setbstverständnis unserer Demokratie sind 
die Bürger zur Verteidigung der freiheitlichen Ordnung ge- 
meinsam in Pflicht genommen und haben für sie einzuste- 
hen. Der Bürger unseres Landes ist kein isoliertes Einzelwe- 
sen. Er ist als gemeinschaftsbezogene und gemeinschafts- 
gebundene Persönlichkeit seinem Staat in vielfältiger Weise 
verbunden und verpflichtet. 

Das Grundgesetz hat sich unter Ablehnung extrem indivi- 
dualistischer wie J^ollektivistischer Vorstellungen für ein 
ausgewogenes, zwischen Einzelinteresse und Gemeinwohl 
sorgsam ausbalanciertes Menschenbild entschieden. Die 
Verfassung gewährt dem einzelnen Raum, in dem er sich frei 
entfalten kann. Zugleich ist es Aufgabe aller Bürger, diese 
freiheitliche Lebensordnung gemeinsam zu schützen. 


17. Die Solidarität der Demokraten beruht nicht auf Zwang, 
sondern auf Einsicht. Die freiheitliche demokratische Ord- 
nung, die Staatsgefüge und Gesellschaftssystem unseres 
Landes prägt, kennt keine Formen der Militarisierung. We- 
der beherrscht ein sichtbar zur Schau getragener Wehrwille 
das Leben der Bevölkerung, noch wird staatlicherseits stän- 
dige demonstrative Verteidigungsbereitschaft gefordert 
oder von Jugend auf zu Wehrbereitschaft erzogen. Die Ver- 
teidigungsbereitschaft des freiheitlich demokratischen 
Staatswesens gründet sich auf die Übereinstimmung des 
Bürgers mit der Grundordnung seines Staates. Haß auf ei- 
nen Feind ist kein Motiv, aus dem die Energien für die Be- 
wahrung der freiheitlichen Lebensweise erwachsen. Je mehr 
der Bürger sich seiner Freiheiten und der Werte unserer 


^ KSZE: Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. 


Haßerziehung 


Verteidigungs- 

bereitschaft 
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Wettbewerb 
der Ideen 


Staats- und Geseltschaftsordnung bewußt ist, desto größer 
ist seine Bereitschaft, diese Ordnung gegen innere und äu- 
ßere Gefährdung zu schützen, 

18 . Freiheittiche Ordnungen, die nicht auf Zwang beruhen, 
scheinen anfälliger und verwundbarer zu sein. Dieses Bild 
trügt. Konflikte gehören zum Wesen einer demokratischen 
Gesellschaft. Sie sind Motoren des sozialen Fortschritts, 
nicht Zerfallserscheinungen der Demokratie. Der Wettbe- 
werb der Ideen macht die freie Gesellschaft offen, veränder- 
bar, korrigierbar. Die Vielfalt der Gedanken ist Vorausset- 
zung dafür, daß die Probleme von morgen bewältigt werden 
können. Nur eine Ordnung, die offen ist für neue Ideen, kann 
sich veränderten Bedingungen anpassen und in Bewegung 
bleiben, ohne Menschen und ihren freien Willen zu unter- 
drücken. Das macht die freie Gesellschaft allen anderen 
Ordnungen überlegen. Verteidigungsbereitschaft, die aus 
der Solidarität freier Staatsbürger erwächst, ist verläßlicher 
alsein Wehrwille, der durch Zwang und Propaganda erzeugt 
wird. 
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Politik des Warschauer Paktes 


19. Die Politik des Warschauer Paktes wird maßgebend 
von den Interessen der Sowjetunion bestimmt; sie ist in de- 
ren weltpolitisches Konzept eingeordnet. Machtpolitische 
Ziele und ideologischer Führungsanspruch sind hierbei in 
gleichem Maße ausschlaggebend. 

In Europa ist es das vorrangige Ziel der Sowjetunion, ihren 
durch Krieg und in der Nachkriegszeit erworbenen Besitz- 
stand und Einflußbereich zu sichern. Obwohl die Verbünde- 
ten der Sowjetunion in Einzelfragen unterschiedliche Inter- 
essen haben und auch zur Geltung bringen, setzen sie ihre 
Sicherheit mit der der Sowjetunion gleich. Sie vertreten ein- 
heitlich den Standpunkt, daß im militärischen Bereich kon- 
ventionelle Überlegenheit ein für sie unverzichtbares Ele- 
ment der Sicherheit darstelit. 

20. Das heute gültige kommunistische Prinzip der „friedli- 
chen Koexistenz“ hebt die frühere kommunistische These 
von der Unvermeidbarkeit des Krieges auf, schließt aber die 
Möglichkeit bewaffneter Konflikte nicht aus. Die praktische 
Politik des Warschauer Paktes wird allerdings mit Vorsicht 
nach dem Grundsatz des begrenzten Risikos betrieben. 

21. Die Politik der Entspannung soll „unumkehrbar" ge- 
macht werden, um die Gefahr militärischer Konflikte zu ver- 
ringern und durch internationale Kooperation wirtschaftli- 
che und technologische Vorteile zu erzielen. Dies ist für 
die Verbündeten der Sowjetunion um so wichtiger gewor- 
den, als auch ihre Staatswirtschaften von den Wirkungen 
der weltwirtschaftlichen Rezession betroffen sind. Auf der 
anderen Seite scheuen die Paktmitglieder die ihnen für ihre 
innere Stabilität gefährlich erscheinenden Wirkungen der 
Entspannungspolitik. Dadurch ergeben sich Widersprüche 
in den politischen Aussagen, je nachdem, ob sie für den äu- 
ßeren oder inneren Gebrauch bestimmt sind. 

22. Die Politik der Sowjetunion und des Warschauer Pak- 
tes bleibt an der kommunistischen Ideologie und an traditio- 
nellen macht- und sicherheitspolitischen Interessen orien- 
tiert. Neben der Konsolidierung des eigenen Bereichs und 
dem Drang nach wirtschaftlich-technologischem Fortschritt 
wird die Politik des Warschauer Paktes durch das Bemühen 
gekennzeichnet, ein Zusammenwachsen der westeuropä- 
ischen Staaten zu einer handlungsfähigen Einheit möglichst 
zu verzögern und den Einfluß der USA in Europa zu verrin- 
gern. 


„Friedliche 

Koexistenz" 
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Wirtschafts- 

probleme 


Politik der NATO 


23. Unverändert gilt für die Politik der NATO, was ihre Ver- 
teidigungsminister 1967 beschlossen haben: „Die Atlanti- 
sche Allianz hat zwei Hauptfunktionen. Die erste besteht dar- 
in, eine ausreichende militärische Stärke und politische Soli- 
darität aufrechtzuerhalten, um gegenüber Aggressionen 
und anderen Formen von Druckanwendungen abschrek- 
kend zu wirken, und das Gebiet der Mitgliedstaaten zu ver- 
teidigen, falls es zu einer Aggression kommt ... Die Bündnis- 
partner werden zur Sicherung des Gleichgewichts der Streit- 
kräfte das erforderliche militärische Potential aufrecht- 
erhalten und dadurch ein Klima der Stabilität, der Sicherheit 
und des Vertrauens schaffen. In diesem Klima kann die Al- 
lianz ihre zweite Funktion erfüllen; die weitere Suche nach 
Fortschritten in Richtung auf dauerhafte Beziehungen, mit 
deren Hilfe die grundlegenden politischen Fragen gelöst 
werden können. Militärische Sicherheit und eine Politik der 
Entspannung stellen keinen Widerspruch, sondern eine ge- 
genseitige Ergänzung dar." 

Die in der Allianz zusammengefaßten Verteidigungspo- 
tentiale Westeuropas und Nordamerikas gewährleisten Si- 
cherheit durch Abschreckung. Auf dieser Grundlage betrei- 
ben die Allianzpartner ihre Sicherheits- und Entspannungs- 
politik. 

24. Die NATO hat eine gemeinsame Sicherheitspolitik. Die 
Wirtschaftspolitik wird in anderen internationalen Organisa- 
tionen des Westens koordiniert. In der Allianz werden Wirt- 
schaftsprobleme nur dann erörtert, wenn sie für die gemein- 
same Verteidigung relevant sind. Die Bündnispartner halten 
es für notwendig, ihre für die Verteidigung verfügbaren Mit- 
tel wirtschaftlicher zu nutzen. Nur konsequente Kostensen- 
kung durch Rationalisierung und Standardisierung der Rü- 
stungen im Bündnis wird es möglich machen, auch in Zu- 
kunft ausreichend konventionelie Kräfte bereitzuhalten. 

25. Der Ölkrise 1973 konnte das Bündnis nicht geschlos- 
sen begegnen, weil politische und wirtschaftliche Interessen 
nicht voll übereinstimmten. Erst unter dem Druck der wirt- 
schaftlichen Folgen aus der Ölkrise hat der Westen Ansätze 
für eine gemeinsame Politik geschaffen, die den Gefahren 
eines neuen Ölembargos begegnen soll. Angesichts des un- 
mittelbaren Zusammenhangs zwischen der Sicherheit in Eu- 
ropa und der Sicherheit im Nahen Osten und wegen der Ab- 
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hängigkeit von Öleinfuhren aus dem Nahen Osten haben al- 
le Bündnispartner ein vitales Interesse am Frieden in diesem 
Gebiet. 

26. Besonders belastet ist die Allianz durch die instabilen 
Verhältnisse an ihrer Südostflanke. Die Gegensätze zwi- 
schen den Bündnisländern Griechenland und Türkei, die im 
Zypern-Konflikt zutage traten, sind nicht beseitigt. So ge- 
fährlich diese Situation für die NATO ist — es gibt keine an- 
dere Möglichkeit, als daß Bündnispartner zwischen den 
streitenden Ländern vermitteln und sich bemühen, Span- 
nungen und Gegensätze abzubauen. Dieser Politik ist es zu 
danken, daß die Spannungen zwischen Griechenland und 
der Türkei kein größeres Ausmaß angenommen haben. 

Die Entscheidung Griechenlands, die militärische Integra- 
tion des Bündnisses zu verlassen, hat die Funktionsfähigkeit 
der NATO beeinträchtigt. Gleiches gilt für die Reaktion der 
Türkei auf die Einstellung amerikanischer Militärhilfe, die 
US-Stützpunkte auf ihrem Territorium zu übernehmen. Der 
Beschluß des amerikanischen Kongresses Anfang Oktober 
1975, das Embargo zumindest teilweise aufzuheben, hat Er- 
leichterungen gebracht, neue Verhandlungen ermöglicht. 

27. Vor anders gearteten Problemen sieht sich die NATO in 
ihrem Verhältnis zu Portugal. Die politische Entwicklung seit 
der Revolution im April 1974 ist widersprüchlich und unklar. 
Die Bündnisländer haben die Demokratisierung Portugals 
begrüßt und gleichzeitig davor gewarnt, den Kommunisten 
die Macht gegen den erklärten Volkswillen zu überlassen. 
Entscheidet sich Portugal endgültig für die Demokratie, kön- 
nen seine Bindungen zur NATO auf neuer Grundlage gefe- 
stigt werden. Portugals Demokraten müssen sich auch in 
Zukunft auf die Solidarität der demokratischen NATO-Part- 
ner verlassen können. 

28. Die NATO darf bei ihrer Entspannungspolitik erste Er- 
folge nicht überschätzen und — bedrängt von wirtschaftli- 
chen Schwierigkeiten — daraus keine Rechtfertigung ablei- 
ten, in den Verteidigungsanstrengungen nachzulassen. Das 
würde bei den fortdauernden Rüstungsanstrengungen des 
Ostens das konventionelle Kräfteverhältnis in Europa weiter 
zugunsten des Warschauer Paktes verschieben und unsere 
Sicherheit ernsthaft gefährden. Die geschlossene Haltung 
der Bündnispartner bei der KSZE und bei den 
MBFR3-Verhandlungen bezeugt die gemeinsame realisti- 
sche Einschätzung der Bedrohung und zudem den Willen, 


3) MBFR: Mutual Batanced Force Reductions = Beiderseitige, ausgewoge- 
ne Truppenverminderungen. 


Süd ostflanke 


Portugal 
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Fortschritte in der Entspannung wie rn der Kontrolle und Re- 
duzierung der Rüstung zu machen. 

Die NATO ist trotz aller politischen Belastungen funktionsfä- 
hig. Das Bündnis hat oft genug politisches Anpassungsver- 
mögen gezeigt, wenn es darum ging, mit krisenhaften Ent- 
wicklungen fertig zu werden. Der Wille zur gemeinsamen 
Verteidigung besteht fort. 
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Militärstrategie des Warschauer Paktes 


29. Mititärpolitik und Militärstrategie sind Bestandteife der 
Politik der KPdSU und ihrer kommunistischen Bruderpartei- 
en. Partei und militärische Führer haben gemeinsam die 
Aufgabe, 

• ein Militärpotential bereitzustellen, das Sicherheit ge- 
währt und außenpolitische Ziele durchzusetzen hilft, 

■ auf militärische Möglichkeiten und Risikogrenzen zu ach- 
ten, die durch die Potentiale und deren Veränderungen 
gegeben sind, und 

• Prioritäten in der Militärpolitik festzulegen. 

Die sowjetische Militärdoktrin kennt drei Kriegstypen: 

■ Krieg zwischen dem „Lager des Imperialismus " und dem 
„Lager des Sozialismus". 

• „Imperialistische" Kriege als „ungerechte“ Kriege, weil 
sie „volksfeindliche Eroberungskriege“ sind. 

• Nationale Befreiungskriege und Revotutionskriege als 
,, einzig gerechte" Kriege. 

Unabhängig von diesen ideologisch bestimmten Rechtferti- 
gungskategorien des Krieges unterscheidet die sowjetische 
Miiitärdoktrin zwischen Weltkrieg und Begrenztem Krieg. 
Ein Weltkrieg kann nach sowjetischer Theorie ein allgemei- 
ner Nuktearkrieg sein, in dessen Anfangsphase die Entschei- 
dung mit nuklearen Waffen rasch gesucht wird. Er kann 
aber nichtsdestoweniger auch lange dauern und dann so- 
wohl mit strategischen Raketentruppen als auch mit kon- 
ventionellen Kräften zu Ende geführt werden. In Begrenzten 
Kriegen werden beide Seiten nicht von allen verfügbaren 
Kräften und Mitteln Gebrauch machen, die Verwendung nu- 
klearer Waffen aber nicht überhaupt ausschließen. 

Die Sowjetunion und mit ihr der Warschauer Pakt bereiten 
sich auf beide Erscheinungsformen eines Krieges und auf 
vielerlei Entwicklungsmöglichkeiten in seinem Verlauf vor. 


Strategische Grundsätze 


30. Charakteristikum der militärstrategischen Grundvor- 
stellungen in der sowjetischen Führung ist die Überzeu- 
gung, daß in einem militärischen Konflikt mit der NATO die 
strategische Offensive Grundlage eigener Operationen sein 
muß. Der Einsatz nuklearer Waffen durch den Warschauer 


Krieg stypen 
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Offensivprinzip 


Initiative und 
Überraschung 


Großangelegte 

Aggression 


Überraschungs- 

angriff 


Pakt hängt vor allem davon ab, ob sich die eigene strategi* 
sehe Initiative mit konventionellen Mitteln durchsetzen läßt. 
Das ist der Hauptgrund für die ständige Weiterentwicklung 
konventioneller Streitkräfte, vor allem der Landstreitkräfte. 
Die Offensivkraft wird gesteigert, damit starke einsatzbereite 
Kräfte das Überraschungsmoment nutzen und mit operati- 
vem Durchbruch rasch Lagen schaffen können, in denen der 
Ersteinsatz nuklearer Waffen durch den Verteidiger unter- 
laufen wird. 

Die sowjetische Militärstrategie unterscheidet zwischen stra- 
tegischer Offensive und strategischer Defensive. Ausgehend 
von dem Grundsatz, daß im Kriegsfall ein entscheidender 
Sieg gegen den Hauptgegner nur durch Offensive erzielt 
werden kann, haben Führungsgrundsätze sowie Stärke, 
Aufbau und Ausbildung der Streitkräfte im Warschauer Pakt 
offensiven Charakter. 

31. Oer Warschauer Pakt gliedert seine Streitkräfte, die in 
Europa eingesetzt werden könnten, in Kräfte der Ersten Staf- 
fel mit hoher Einsatzbereitschaft für strategische Anfangs- 
operationen, Kräfte der Zweiten Staffel und Strategische Re- 
serven. 

Initiative und Überraschung haben im militärstrategischen 
Denken des Warschauer Paktes einen hervorragenden Platz. 
Ein überraschender Kriegsbeginn ist nach sowjetischer Mili- 
tärdoktrin die gefährlichste Form der Kriegseröffnung, weil 
dabei der Angreifer die Initiative hat. Deshalb gilt es für die 
Mititärstrategie des Warschauer Paktes als entscheidend, 
selber nicht überrascht zu werden, sondern durch Überra- 
schung von Anfang an die Initiative zu haben, zumindest 
aber sie schnell zurückzugewinnen. Der hohe strategische 
Rang der Initiative zu Kriegsbeginn macht es nach der Mili- 
tärstrategie des Warschauer Paktes notwendig, einen gro- 
ßen Teil der Streitkräfte ständig einsatzbereit zu halten. 


Strategische Möglichkeiten 


32. Der Warschauer Pakt kann einen Weltkrieg mit Nukle- 
arwaffen, einen Begrenzten Krieg mit konventionellen und 
nuklearen Mitteln führen. Seine konventionelle Überlegen- 
heit erlaubt es dem Warschauer Pakt, nach kurzer Vorberei- 
tungszeit auch ohne Nuklearwaffen eine großangelegte Ag- 
gression g^en Westeuropa vorzutragen. 

Zu einem Überraschungsangriff kann der Warschauer Pakt 
so gut wie ohne Vorbereitungszeit aus dem Stand antreten 
— beispielsweise aus Manöverlagen. Er könnte dazu die Vor- 
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teile des Angreifers nutzen, den Zeitpunkt des Angriffs und 
dessen Schwerpunkte bestimmen. 

33. Der Warschauer Pakt kann innere poiitische Schwä- 
chen westlicher Demokratien durch subversive Aktionen für 
seine Ziele nutzen. Von dieser Möglichkeit kann er auch un- 
abhängig von bewaffneten Auseinandersetzungen Ge- 
brauch machen. Subversive Aktionen können einen militäri- 
schen Konflikt vorbereiten und ihn flankieren. 


Perspektive 


34. ln der Militärstrategie des Warschauer Paktes drückt 
sich der politische Wille der sowjetischen Führung aus, poli- 
tischen Offensiven Durchschlagskraft zu geben und Posi- 
tionsgewinne zu sichern. Seine Militärstrategie verlangt stra- 
tegische Ebenbürtigkeit mit den USA und konventionelle 
Überlegenheit gegenüber der NATO in Europa. 

Ein grundlegender Wandel der Militärstrategie des War- 
schauer Paktes ist auf absehbare Zeit nicht zu erwarten. Der 
Warschauer Pakt wird aber seine Fähigkeiten erweitern wol- 
len, mit militärischer Überlegenheit politischen Druck aus- 
zuüben und die Entwicklung in der Welt — in Konkurrenz zu 
den USA — in seinem Sinne zu beeinflussen. 


Subversive 

Aktionen 
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Nukleare 

Abschreckung 


Direkt- 

verteidigung 


Militärstrategie der NATO 


35. Die Militärstrategie der NATO soll durch Abschreckung 
den Frieden bewahren und im Kriegsfall durch Verteidigung 
den Erfolg einer Aggression verhindern. Die Abschreckung 
muß so glaubwürdig sein, daß dem Angreifer das Risiko un- 
tragbar erscheint. Abschreckung verlangt schlagkräftige 
Streitkräfte und den erkennbaren politischen Willen, diese 
Streitkräfte zur Verteidigung einzusetzen. Verteidigungsfä- 
higkeit und Verteidigungswille der NATO sind die Elemente 
einer glaubwürdigen Abschreckung. 

Die atlantische Militärstrategie will einen Krieg durch eine 
Vielzahl von Abschreckungsmitteln gegen alle Formen einer 
Aggression verhindern. Dazu hat die Allianz konventionelle 
Streitkräfte, nuklear-taktische Waffen und nuklear-strategi- 
sche Waffen. 

Die Atlantische Allianz kann auf Nuklearwaffen schon des- 
halb nicht verzichten, weil sie dem Warschauer Pakt konven- 
tionell nicht ebenbürtig ist. Ohne Nuklearwaffen gibt es kein 
Gleichgewicht. Die NATO hält Nuklearwaffen für Abschrek- 
kung und Verteidigung bereit nicht weil sie damit einen Nu- 
klearkrieg führen, sondern jeden Krieg verhüten will. Die 
furchtbare Zerstörungskraft nuklearer Waffen, die bis zur 
vollständigen Vernichtung der Menschheit führen kann, soll 
davor abschrecken, den Krieg noch als ein Mittel der Politik 
zu sehen. Das Bündnis kann jedoch den Frieden nur erhal- 
ten, wenn es fähig ist, dem Warschauer Pakt das Risiko ei- 
nes nuklearen Krieges vor Augen zu führen. 

Für den Einsatz sind diejenigen Kräfte vorgesehen, die nach 
dem Konzept der Vorneverteidigung notwendig sind, um In- 
tegrität und Sicherheit des NATO-Territoriums zu erhalten 
oder wiederherzustellen. 


Reaktionsformen 


36. Die Allianz hat dreierlei militärische Reaktionen vorbe- 
reitet, die je nach Lage nacheinander oder gleichzeitig mög- 
lich sind. 

Erstens: Die Direktverteidigung soll dem Aggressor verweh- 
ren, sein Ziel zu erreichen, und zwar auf der Stufe eines mili- 
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tärischen Konflikts, die der Angreifer gewählt hat. Entweder 
scheitert damit die Aggression, oder der Aggressor wird mit 
der Gefahr der Eskalation konfrontiert. Die NATO schließt 
den Einsatz nuklearer Waffen nicht aus. Wer keine Angriffs- 
absichten hegt, hat keinen Anlaß, sich Sorgen über die Form 
der Verteidigung des Angegriffenen zu machen. 

Zweitens: Die Vorbedachte Eskalation soll einen Angriff da- 
durch abwehren, daß die Qualität des Abwehrkampfes 
durch den Einsatz nuklearer Waffen gesteigert oder der Kon- 
flikt räumlich ausgedehnt wird. Dem Angreifer soll durch 
den politisch kontrollierten selektiven Einsatz nuklearer 
Waffen deutlich gemacht werden, daß Gewinnchance und 
Risiko für ihn nicht mehr in einem tragbaren Verhältnis ste- 
hen. Außerdem kann der Angreifer auch dort getroffen wer- 
den, wo er besonders verwundbar ist, oder mit Mitteln, die 
denen des Angreifers überlegen sind. 

Drittens: Die Allgemeine Nukleare Reaktion richtet sich vor 
allem gegen das strategische Potential des Angreifers und 
bedeutet den Einsatz der nuklear-strategischen Waffen der 
Allianz. Ihre Androhung ist das stärkste Abschreckungsmit- 
tel, ihre Anwendung die stärkste militärische Reaktion der 
NATO. 


Strategische Grundsätze 


37. Die drei Reaktionsformen sind Mittel der NATO-Strate- 
gie Flexible Response, einer angemessenen Reaktion. Für 
den Angreifer dürfen Art, Ausmaß und Zeitpunkt der jeweili- 
gen Reaktionsform nicht kalkulierbar sein. Er muß mit einer 
Konfliktausweitung und -Verschärfung rechnen, deren Risi- 
ken für Ihn nicht abschätzbar sind. 

38. Alle Mitglieder der Allianz übernehmen Risiken zugun- 
sten der gemeinsamen Verteidigung. Hierzu sind die Mitglie- 
der, die keine Nuklearwaffen haben, eher bereit, wenn sie an 
der nuklearen Planung mitwirken und vor Entscheidungen 
überden Einsatznuklearer Waffen konsultiert werden. 

Der taktische Ersteinsatz nuklearer Waffen muß so spät wie 
möglich, aber so früh wie nötig erfolgen, das heißt, daß die 
Doktrin der Vorneverteidigung Geltung behält, die konven- 
tionellen Kräfte des Verteidigers nicht erschöpft sind und die 
Unkalkulierbarkeitfür den Angreifer erhalten bleibt. Erstein- 
sätze nuklearer Waffen sollen weniger eine militärische Ent- 
scheidung herbeiführen, als vielmehr politische Wirkungen 
erzielen. Der Angreifer soll veranlaßt werden, seine Absich- 
ten zu ändern, seinen Angriff aufzugeben und sich zurück- 
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Triade 


Nukleare 

Risiken 


zuziehen. Gleichzeitig wird ihm vor Augen geführt, daß er 
das Risiko einer weiteren Eskalation eingeht, wenn er seinen 
Angriff fortsetzt. Diese weitere Eskalation würde für den An- 
greifer bedeuten, daß nuklear-strategische Waffen gegen 
sein eigenes Territorium eingesetzt werden. Der Einsatz wür- 
de sich zunächst selektiv gegen militärische Ziele richten. 

39. Die Abschreckungsstrategie der NATO braucht eine 
ausgewogene Struktur des Abschreckungspotentials: kon- 
ventionelle. nuklear-taktische und nuklear-strategische Mit- 
tel. In dieser Triade kann eine Einzelkomponente die andere 
nicht ersetzen. Die Abschreckungswirkung der Triade hängt 
vom Eskalationsverbund ihrer Komponenten ab. 

Die Strategie der Flexible Response erfordert, daß die NATO 
gleichzeitig imstande ist, jede Komponente der Triade ein- 
zeln einzusetzen und die Verbindung aller drei Komponen- 
ten durch Eskalationsbereitschaft zu erhalten. Lückenlose 
Abschreckung ist ohne die letzte Stufe der Eskalation, die 
Androhung nuklear-strategischer Mittel, nicht möglich. 

40. Konventionelle Verteidigungskräfte allein würden — 
vor allem bei dem Kräfteverhältnis in Europa — das Risiko 
des Angreifers begrenzen. Dieser Tatsache muß durch die 
Bereitschaft und Fähigkeit Rechnung getragen werden, vom 
konventioneli ausgetragenen Konflikt in eine andere Kriegs- 
qualität, in die nukleare Auseinandersetzung, überzu wech- 
seln. 

41 . Die nuklear-taktische Komponente, das Mittelstück der 
Triade, verbindet zwischen der konventionellen und der nu- 
klear-strategischen Komponente alle Elemente der Ab- 
schreckung zu dem Gesamtspektrum, das als ein Ganzes 
erst den vollen Abschreckungseffekt erzielt. 

42. Der Einsatz der nuklear-strategischen Komponente 
muß nicht gleichbedeutend mit einem allgemeinen Nuklear- 
krieg sein, dem Einsatz des gesamten nuklear-strategischen 
Potentials. Selektiver Einsatz nuklear-strategischer Waffen 
hält Zerstörungen und Risiken in Grenzen, erhöht den Ab- 
schreckungswert des nuklear-strategischen Einsatzes. Ab- 
schreckung ist mit dem Ausbruch eines militärischen Kon- 
flikts nicht zu Ende; sie behält auf jeder Stufe der militäri- 
schen Reaktion ihre politische und strategische Bedeutung. 

43. Die mit der NATO-Strategie verbundenen Risiken sind 
für die europäischen und die transatlantischen Bündnispart- 
ner unterschiedlich. Mit dem Einsatz nuklear-strategischer 
Mittel bringen sich die USA in Gefahr, ihr eigenes Territo- 
rium einer korrespondierenden Waffenwirkung der Gegen- 
seite auszusetzen. Westeuropa hingegen, vor allem die Bun- 
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desrepublik Deutschland, würde schon vor einer Eskalation 
bis zur nuklear-strategischen Stufe Schlachtfeld eines Krie- 
ges sein, der mit konventionellen und womöglich auch mit 
nuklear-taktischen Mitteln geführt wird. 

Die Bündnispartner müssen mit starken konventionellen 
Kräften in Europa dafür sorgen, daß möglichst kein Zwang 
zum Einsatz nuklearer Waffen entsteht. Nur dann bleibt das 
Risiko, nukleare Waffen einzusetzen, auch für die USA zu- 
mutbar. Erst beides, starke konventionelle Kräfte und glaub- 
würdige Nukleardrohung, macht Abschreckung und Vertei- 
digung möglich. Das entspricht den Sicherheitsinteressen 
des ganzen Bündnisses, diesseits und jenseits des Atlantiks. 
Ein wesentliches Element der NATO-Strategie ist das Prinzip 
der Vorneverteidigung. Einzelheiten dazu und ihre besonde- 
re Bedeutung für die Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland sind im Kapitel „Militärstrategische Bedingun- 
gen", Ziffer 156 ff., dargestellt. 


Vorne- 

verteidigung 
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Raum 


Allgemeiner Kräftevergleich 


44. Sicherheit ist nicht nur eine Frage der militärischen 
Kräfte, Vielmehr müssen alle Faktoren, Mittel und Möglich- 
keiten in Rechnung gestellt werden, über die Angreifer und 
Verteidiger verfügen können. Macht wird auch von Raum, 
geostrategischer Lage, Wirtschaftskraft und menschlicher 
wie technischer Leistungsfähigkeit bestimmt. 

Erst ihr konsequenter, zweckgerichteter Einsatz zur Durch- 
setzung politischer, wirtschaftlicher oder militärischer Ziele 
gibt den Potentialen und Ressourcen die Bedeutung von 
Machtfaktoren. Die geistige Verknüpfung von Potentialen 
und Zielen ist Strategie, ein Verfahren zum Gebrauch verfüg- 
barer Kräfte, Mittel und Möglichkeiten, mit dem bestimmte 
Ziele erreicht werden sollen. 


Geostrategische Lage 


45. Der Warschauer Pakt bildet mit der euro-asiatischen 
Landmasse der Sowjetunion und dem Vorfeld der osteuro- 
päischen Paktstaaten einen geographisch geschlossenen 
und tiefen Raum, der im Osten an die Randmeere des nörd- 
lichen Pazifik, im Westen an das europäische NATO-Territo- 
rium grenzt. 

Dem geostrategischen Vorteil der räumlichen Geschlossen- 
heit und Raumtiefe steht der Nachteil gegenüber, daß der 
freie Zugang zu den Weltmeeren für die Flotten des War- 
schauer Paktes eingeschränkt ist. Die Sowjetunion sucht die 
Nachteile dieser ungünstigen seestrategischen Lage durch 
ihre Flotten- und Stützpunktpolitik auszugleichen. 

Im Gegensatz zur geschlossenen Landmasse des Warschau- 
er Paktes ist der geostrategische Raum der NATO durch 
Nordatlantik, Nordmeer, Nordsee, Mittel meer und Ostsee 
vielfach aufgegtiedert und maritim geprägt. Die Randlage 
am europäischen Kontinent und die geringe Raumtiefe 
kennzeichnen das europäische NATO-Territorium. Der Ver- 
teidigungsraum Westeuropas verhält sich zur Raumgröße 
des Warschauer Paktes wie 1 zu 8,4. 

Auf Europa bezogen, bringen militärstrategische Bewegun- 
gen für die NATO größere Probleme mit sich ais für den War- 
schauer Pakt: Die Verbindung von den USA nach Westeuro- 
pa führt über See und ist mit ^00 km ungleich länger als der 
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Verwundbarkeit 


Arbeitskräfte 


Landweg von der Sowjetunion bis an die innerdeutsche 
Grenze mit 650 km. Diese geostrategische Asymmetrie bie- 
tet dem Warschauer Pakt bei der Zuführung von Kräften 
nach Mitteleuropa erheblich günstigere strategische Mög- 
lichkeiten. 

46. Aufgrund der hohen Industrie- und Bevölkerungsdich- 
te und der damit verbundenen Verwundbarkeit aller staatli- 
chen Mechanismen sind die NATO-Staaten Westeuropas 
kaum in der Lage, territoriale Verluste hinzunehmen, ohne 
ihre Existenz zu gefährden. Dies gilt in besonderem Maße 
für die Bundesrepublik Deutschland an der Nahtstelle zwi- 
schen NATO und Warschauer Pakt im Zentrum des politi- 
schen Spannungsfeldes. 

Hier ist die starke Konzentration von Bevölkerungs- und 
Wirtschaftspotential gekennzeichnet durch 24 Verdich- 
tungsräume, in denen 45 Prozent der Bevölkerung und so- 
gar 55 Prozent der Beschäftigten leben und arbeiten, und 
zwar auf einer Fläche von nur 7 Prozent des Bundesgebie- 
tes. Die Verdichtungsräume dehnen sich weiter aus und 
wachsen an den Hauptverkehrswegen zu Verdichtungsbän- 
dern zusammen. Die Verdichtungsbänder und weitflächigen 
Besiedlungen schränken großräumige operative Bewegun- 
gen von Streitkräften ein. Das gilt für Angreifer wie für Ver- 
teidiger. Außerdem erschwert die Siedlungsstruktur die 
Führung größerer Truppenverbände. 


Bevölkerung und Ressourcen 


47. Die wichtigsten variablen Elemente der Macht sind Be- 
völkerung, Wirtschafts- und Militärpotential. In den Ländern 
der NATO leben 553 Millionen Menschen, in den Ländern 
des Warschauer Paktes mit rund 360 Millionen Menschen 
ungefähr ein Drittel weniger. Die Sowjetunion hat 253 Millio- 
nen Einwohner, die USA haben 215 Millionen. Oie europä- 
ischen NATO-Staaten allein haben eine Bevölkerung, die nur 
um 12 Prozent geringer ist als die des gesamten Warschauer 
Paktes. Es wird geschätzt, daß die Bevölkerung der NATO- 
Länder bis 1980 auf 600 Millionen Menschen, die der Staaten 
des Warschauer Paktes auf 380 Millionen anwachsen wird. 

48. Für die Staatswirtschaften des Warschauer Paktes gibt 
es kaum noch Arbeitskräftereserven. Es besteht nur geringe 
Neigung, daß Staaten mit weniger Bedarf an Staaten mit 
größerem Bedarf Arbeitskräfte abgeben. Schwächere Ge- 
burtsjahrgänge treten in den Arbeitsprozeß ein. Dies behin- 
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dert eine weitere Steigerung der Wirtschaftskraft in den 
Staaten des Warschauer Paktes. 

49. Das Bruttosozialprodukt der Sowjetunion wird auf 53 
Prozent des amerikanischen geschätzt. Gleichwohl über- 
steigt es das der restlichen Staaten des Warschauer Paktes 
um das Dreifache. Zum Vergleich: Das Bruttosozialprodukt 
der Bundesrepublik Deutschland war 1974 mit knapp einer 
Billion DM etwa halb so groB wie das sowjetische. Das Brut- 
tosozialprodukt aller NATO-Staaten macht mehr als die Hälf- 
te des Bruttosozialproduktes der ganzen Welt aus, das des 
Warschauer Paktes nicht ganz ein Viertel. 

50. Oie technisch-wirtschaftliche Lücke zwischen dem 
Warschauer Pakt und dem Westen wird seit 1963 größer 
statt kleiner. In der militärischen Spitzentechnologie sind 
beide Bündnisse gleichauf. Die Produktionskapazität für 
technische Massenverbrauchsgüter in den NATO-Ländern 
ist der im Warschauer Pakt bei weitem überlegen und kann 
noch gesteigert werden. 

Bei Rohstoffen und Energie, die militärische Bedeutung ha- 
ben, ist die Sowjetunion von Einfuhren so gut wie unabhän- 
gig. Die anderen Staaten des Warschauer Paktes stützen 
sich dabei vor allem auf die Sowjetunion ab. Demgegenüber 
haben in der NATO nur die USA und Kanada einen fast un- 
eingeschränkten Zugang zu den nötigen Rohstoffen, West- 
europa ist ohne Zufuhren aus Übersee nicht imstande, seine 
industrielle Leistungsfähigkeit und den Lebensstandard auf- 
rechtzuerhalten. 

Durch günstigeres Klima und produktivere wirtschaftstech- 
nische Mittet sind die Länder der NATO mit ihrer Ernäh- 
rungswirtschaft dem Warschauer Pakt überlegen. In der So- 
wjetunion reicht die landwirtschaftliche Produktion in Jah- 
ren mit schlechten Witterungsverhättnissen zur Ernährung 
der eigenen Bevölkerung nicht aus. 

Alles in allem ist die Wirtschaftskraft der NATO etwa doppelt 
so groß wie die des Warschauer Paktes. Dieses Verhältnis 
wird sich schätzungsweise in den nächsten 15 Jahren nicht 
wesentlich verändern. 
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Militärischer Kräftevergleich 


51. Der Vergleich der militärischen Kräfte ist Grundlage 
verleid jgungspolitischer und militärischer Beurteilung und 
Planung. Der Kräftevergleich registriert Kräfte und Fähigkei- 
ten des Ostens und stellt sie den eigenen gegenüber. Vergli- 
chen wird das Meßbare, vor allem Zahlen, nicht Absichten, 
über die verläßliche Aussagen nicht möglich sind. Absichten 
können sich ändern. Festgestellt wird, was der Osten kann, 
nicht was er will. 

Zahlen sind nicht das ganze Bild. Fragen der Führungs- 
kunst, der Kampfmoral, des Ausbildungsstandes finden im 
Kräftevergleich keine Antwort. 

Der Kräftevergleich dient nicht zuletzt als Indikator, ob das 
Gleichgewicht der militärischen Kräfte, auf dem unsere Si- 
cherheit beruht, sich verändert oder stabil ist. 


Nuklear-strategische Potentiale 


52. Die nuklear-strategischen Waffensysteme sind im we- 
sentlichen auf die USA und die Sowjetunion konzentriert. 
Die Kräfte halten sich im Zustand eines dynamischen Gleich- 
gewichts. Beide Großmächte verhandeln, um diese Parität in 
gleichen Höchststärken der nuklear-strategischen Waffen 
festzuschreiben. 

Die Wachstumsraten der nuklear-strategischen Arsenale 
beider Seiten sind unterschiedlich. Die Sowjetunion hat den 
quantitativen Vorsprung der USA inzwischen teils aufgeholt, 
teils überholt. Auch der qualitative Vorteii der Vereinigten 
Staaten ist geringer geworden. Aber die nukleare Pattsitua- 
tion zwischen beiden Weltmächten besteht fort. Keine Seite 
hat die Fähigkeit zu einem Erstschiag (first strike capability), 
der das nuklear-strategische Potential der anderen Seite 
ausschaltet. Die Fähigkeit beider zu einem Zweitschlag (se- 
cond strike capability), einem Vergeltungsschlag nach nu- 
klearem Angriff, bestimmt unverändert das strategische 
Kräfteverhältnis. 

53. Besondere Anstrengungen hat die Sowjetunion bei den 
Interkontinentalraketen (ICBM^) unternommen. 1968 war de- 


ICBM: Intofcontinental Ballistic Missile = Landgestützte Interkontinen- 
tal-Rakete. 
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ren Bestand mit dem der USA gleich. 1975 war die Sowjet- 
union um 540 Raketen den USA voraus, die ihr Arsenal von 
1054 Raketen in den letzten sieben Jahren nicht vergrößert 
haben. Der quantitative Vorsprung der Sowjetunion bedeu- 
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tet jedoch nicht qualitativen Gleichstand oder Überlegen- 
heit. Die amerikanischen Raketen sind seit mehreren Jahren 
mit lenkbaren Mehrfachsprengköpfen (MIRV^) ausgestattet. 
Sie können mehrere Ziele mit größerer Treffgenauigkeit be- 
kämpfen. 

Die Sowjetunion hat in den letzten Jahren eine neue Genera- 
tion von Raketen entwickelt, die auch Mehrfachsprengköpfe 
haben und die außerdem in Schubkraft und Wurfgewicht 
den amerikanischen Raketen überlegen sind. Von diesen 
Raketen sind die ersten einsatzbereit. Die USA vervollkomm- 
nen gegenwärtig ihre Systeme. Neuentwicklungen sind in 
Angriff genommen. 

54. Auch bei den seegestützten Raketen (SLBM^) hat die 
Sowjetunion die USA überholt. Der amerikanische Bestand 
an SLBM von 656 Raketen ist seit Jahren gleichgeblieben. 
Die nuklear angetriebenen Uboote (DELTA-Klasse) der so- 
wjetischen Seestreitkräfte sind mit je 12 SLBM ausgerüstet, 
die eine Reichweite von 7500 km haben. 

Damit vergrößert sich der Einsatzraum der Uboote und 
macht sie weniger verletzlich. Die Boote müssen nicht mehr 
vor den Küsten Amerikas operieren. Sie können im Nord- 
meer und im Südatlantik Angriffspositionen beziehen. 

Alle strategischen Uboote der USA haben Nuklearantrieb 
und sind mit 16 Raketen bestückt. Durch die Ausstattung 
dieser Raketen mit Mehrfachsprengköpfen sind die USA 
dem sowjetischen Entwicklungsstand noch voraus. Anfang 
der achtziger Jahre werden die Vereinigten Staaten ihre neu- 
en TRIDENT-Uboote in Dienst stellen. Sie werden Raketen 
mit einer Reichweite von rund 10 000 km haben. Das erlaubt 
eine größere Flexibilität in der Einsatzführung. 

Es ist zu erwarten, daß die Uboote mit strategischem Ab- 
schreckungspotential noch mehr Bedeutung gewinnen. 
Gründe: Größere Zielgenauigkeit der Raketen und relative 
Unverletzlichkeit der Uboote. 

55. Die dritte Komponente der nuklear-strategischen Ein- 
satzmittel sind strategische Bomber. Amerika hat davon 
rund 400, die Sowjetunion rund 160. Die Sowjetunion führt 
zur Zeit den Bomber BACKFIRE ein, der von sowjetischem 
Territorium aus die USA erreichen kann. Der amerikanische 
Bomber B-1 — mit einer Reichweite USA/Sowjetunion und 
zurück — soll Anfang der achtziger Jahre in den Verbänden 


^ MIRV: Multiple Independently Targetable Re-entry Vehicle = Mehrfach- 
sprengköpfe einer Rakete, die unabhärrgig voneinander in verschiedene 
Ziele gesteuert werden können. 

^ SLBM: Sea Launohed BaMistic Missile = Seegestützte ballistische Ra- 
kete. 
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des Strategischen Bomberkommandos einsatzbereit sein 
und die B-52 ersetzen, 

56. Das sowjetische Potential von 600 Mittelstreckenrake- 
ten (MRBM^) ist ein wichtiger Faktor für den strategischen 
Kräftevergleich in Europa. Aus den gegenwärtigen Versu- 
chen der Sowjetunion mit einer neuen MRBM (SSX-20) kann 
ein zusätzliches Bedrohungspotential entstehen. Das sowje- 
tische Arsenal von Mittelstreckenraketen wird ergänzt durch 
rund 600 M Ittel strecke nbomber, die mit Nuklearwaffen ein- 
gesetzt werden können. 

57. Die Nuklearpotentiale Großbritanniens und Frank- 
reichs sind für einen Angreifer ein zusätzlicher Risikofaktor, 
aber kein Gegengewicht zu den Mittel strecke nwaffen der 
Sowjetunion, die Westeuropa unmittelbar bedrohen. Groß- 
britannien verfügt über 4 Flugkörper-Uboote mit 64 Raketen, 
Frankreich über 3 Flugkörper-Uboote mit 48 Raketen und 
über 16 landgestützte Mittelstreckenraketen. Die französi- 
schen Nuklearwaffen unterliegen nicht der NATO-Planung. 

Das Mittelstreckenpotential der Volksrepublik China, etwa 
50 Raketen und 150 Bomber, stellt für die Sowjetunion keine 
ernsthafte Bedrohung dar. Für die USA sind diese Waffen 
keine Gefahr. 


Atlantische Seestreitkräfte 


58. Die NATO hat mehr Kriegsschiffe im Dienst als der War- 
schauer Pakt. Dieser bloße Zahlenvergleich der Seestreit- 
kräfte hat aber wenig Aussagewert. 

Die NATO ist in Frieden und Krieg auf freie Seeverbindungen 
angewiesen. Im Frieden brauchen die Staaten Westeuropas 
den ungestörten Warenaustausch über See, im Krieg Nach- 
schubgüter und militärische Verstärkungen. Demgegenüber 
kann sich der Warschauer Pakt unabhängig von Seeverbin- 
dungen selber versorgen, im Frieden wie im Krieg. Aber im 
Kriegsfall wird er bestrebt sein, die NATO-Seeverbindung At- 
lantik zu unterbrechen. Der Warschauer Pakt kann den 
NATO-Seeverkehr, was Ort und Zeitpunkt anlangt, nach ei- 
gener Wahl angreifen. Die NATO hingegen in der Rolle des 
Verteidigers muß ihre Seestreitkräfte zersplittern. 


^ URBM; Medium Range Ballistic Missile = Ballistische Rakete mittlerer 
Reichweite. 
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59 . Die schwerste Bedrohung durch Seestreitkräfte des 
Warschauer Paktes, von denen die Sowjetunion 85 Prozent 
stellt, geht von der Ubootfiotte aus. Hinzu kommen Marine- 
flugzeuge mit weitreichendem Aktionsradius und Hochsee- 
kampfschiffe mit überlegenen Raketen zur Schiffsbekämp- 
fung. Die Sowjetunion hat in den letzten sechs Jahren die 
Zahl ihrer Flugkörper-Kreuzer mehr als verdoppelt. Die See- 
iuftstreitkräfte bekommen jetzt mit der BACKFIRE einen 



Fernbomber mit der doppelten Reichweite seiner Vorgän- 
ger. Die Uboote werden in Antrieb und Bewaffnung weiter 
verbessert. Die sowjetischen Kriegsschiffe haben Im Durch- 
schnitt ein geringeres Alter als die der NATO-Staaten. Der 
Warschauer Pakt modernisiert seine Flotte mit höheren Bau- 
raten als die NATO, 

Die sowjetische Flottenpolitik — eine der wichtigsten lage- 
verändernden Entwicklungen in den letzten zehn Jahren — 
hat die Seestreitkräfte zu weltweitem Einsatz befähigt. Das 
sowjetische Flottenmanöver OKEAN im April 1975 zeigte, 
daß die Seestreitkräfte 

• auf allen Weltmeeren Schwerpunkte bilden und sie rasch 
verlegen können, 

• zentral geführt und nach einheitlichem Operationskon- 
zept eingesetzt werden. 
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• sich auf eine ausreichende Seeversorgung abstützen 
können, die Marineflieger auf einige Flugplätze in der 
Dritten Weit. 


Europa 


60. Die Bedeutung Europas für das Gleichgewicht zwi- 
schen West und Ost ergibt sich aus der Kräfteverteilung der 
beiden Bündnissysteme in diesem Raum. Die NATO hat hier 
etwa 80 Prozent ihrer Divisionen, 70 Prozent der Kampfpan- 
zer und SO Prozent der taktischen Kampfflugzeuge statio- 
niert. Die Staaten des Warschauer Paktes unterhalten west- 
lich des Ural rund 80 Prozent ihrer Land- und Luftstreit- 
kräfte. 

61. An der europäischen Nordftanke steht nur ein geringer 
Teil der Landstreitkräfte von NATO und Warschauer Pakt, 
Auf eine Brigade der NATO kommen allerdings sechs Divi- 
sionen des Warschauer Paktes. Das bedeutet, daß Norwe- 
gen sich gegen einen konzentrierten Angriff nicht allein ver- 
teidigen könnte, obschon das Gelände die Verteidigung be- 
günstigt. 

Eine große Gefahr geht von der sowjetischen Nordflotte aus. 
Zu ihr gehören fast 50 Prozent aller sowjetischen Uboote. 
Das macht den Auftrag dieser Kräfte deutlich: Unterbre- 
chung der für die Verteidigung Westeuropas lebenswichti- 
gen Verbindungslinien über den Atlantik. Teile der sowjeti- 
schen Nordflotte können auch in der Nordsee und im Ska- 
gerrak operieren. Die Verteidigung der NATO in Mitteleuropa 
wäre davon unmittelbar betroffen. 

62. Im Mittel meerraum, an der europäischen Südfianke der 
NATO, hat die Sowjetunion ihren Einfluß ausgedehnt. So- 
wjetische Streitkräfte im Mittelmeer können sich auf Häfen 
und Flugplätze in Nordafrika und Syrien stützen. 

Die NATO unterhält an ihrer Südflanke 38 Divisionen, fast 
ebensoviel, wie der Warschauer Pakt auf dem südlichen 
Balkan und im Kaukasus stationiert hat. Aber die Zahl der 
italienischen Divisionen soll um fast ein Drittel reduziert wer- 
den. Die Ausrüstung der türkischen und griechischen 
Land Streitkräfte ist unzureichend, zum Teil veraltet. 

An Kampfflugzeugen hat der Warschauer Pakt im Südosten 
Europas dreimal soviel wie die NATO. Bei den Seestreitkräf- 
ten ist die NATO mit der 6. Flotte im Mittelmeer noch im Vor- 
teil. Ohne diese amerikanischen Seestreitkräfte würde die 
NATO-Position an der Südflanke nicht zu halten sein. 


Nordflanke 


Südflanke 
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Divisionen 


Mitteleuropa 


63. In einem militärischen Konflikt würde der Warschauer 
Pakt die Entscheidung wahrscheiniich in Mitteieuropa su- 
chen. ln diesem Gebiet liegt der Schwerpunkt seiner strate- 
gischen Planung und seiner Kräfteverteilung. 

Das Gebiet umfaßt auf westlicher Seite Beigien, die Bundes- 
republik Deutschland, Dänemark, Luxemburg und die Nie- 
derlande und auf östlicher Seite die DDR, Polen und die 
CSSR. Hier stehen sich Warschauer Pakt und NATO hochge- 
rüstet gegenüber. 


Land Streitkräfte 


64. Der Warschauer Pakt unterhält in Mitteleuropa 58 Divi- 
sionen. Etwa die Hälfte von ihnen stellt die Sowjetunion, wo- 
bei die 20 Divisionen der „Gruppe sowjetischer Truppen in 
Deutschland“ die stärkste Konzentration sowjetischer Trup- 
pen außerhalb der Sowjetunion bilden. 

Darüber hinaus können aus den drei westlichen Militärbezir- 
ken der Sowjetunion (Baltikum, Weißrußland, Karpaten) 
kurzfristig weitere 30 Divisionen zugeführt werden. 

Die NATO hält In Mitteleuropa 27 Divisionen präsent. Das 
sind amerikanische, belgische, britische, kanadische, nie- 
derländische, dänische und deutsche Verbände. Die größten 
Anteile daran haben die Bundesrepublik Deutschland mit 
50 Prozent und die USA mit 20 Prozent. Die sechs französi- 
schen Divisionen — davon zwei in der Bundesrepublik 
Deutschland — unterstehen nicht der NATO. 

65. Der Warschauer Pakt kann seine Divisionen in Mitteleu- 
ropa schneller vermehren als die NATO. Das Kräfteverhältnis 
bleibt nach Zuführung der Reserven beider Seiten unverän- 
dert ungünstig für das Atlantische Bündnis. 

Die Divisionen des Warschauer Paktes haben eine geringere 
Personalstärke als die NATO-Divisionen, die ihrerseits auch 
in Gliederung und Ausrüstung verschieden sind. Der kleine- 
re Personalumfang der östlichen Divisionen erklärt sich dar- 
aus, daß der Anteil an Versorgung^ und Unterstützungs- 
truppen kleiner ist als bei NATO-Divisionen. Die NATO-Divi- 
sion muß sich selber versorgen, die Division des Warschauer 
Paktes braucht dies nicht, weit ihr Versorgungsgüter zentral 
zugeführt werden. Deshalb kommt der Warschauer Pakt in 
der Division pro Großgerät, zum Beispiel pro Panzer, mitwe- 
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niger Soldaten aus. Aber an Feuerkraft und Beweglichkeit 
ist eine Division des Warschauer Paktes einer deutschen 
oder amerikanischen Division nahezu ebenbürtig. 


Kräftevergleich Mitteleuropa - Präsente Kräfte - 


^ i 



► 


Warschauer Pakt 


(Belgien. Bundesrepublik 
Deutschland, Dänemark, 
Luxemburg, Niederlande) 


(DDR, CSSR, Polen) 


(3 westl. Militärbezirke 
der Sowjetunion: 
Baltikum. WeißruBland, 
Karpaten) 



NATO: Streitkräfte Belgiens, Dänemarks, Großbritanniens. Kanadas, der Niederlande, Luxem- 
burgs. der USA und der Bundesrepublik Deutschland. 

Warschauer Pakt: Divisionen der CSSR, der DDR, Polens und sowjetische Stationierungs- 
Streitkräfte zuzüglich der Streltkräfte in den drei westlichen Militärbezirken der Sowjetunion. 


66. Die Mannschaftsstärke einer sowjetischen Mot-Schüt- 
zen-Division betrug 1968 noch 11 000 Mann, 1974 waren es 
14 000 Mann, 22 Prozent mehr; Die Mannschaftsstärke einer 
sowjetischen Panzerdivision wuchs in der gleichen Zeit um 
1 9 Prozent von 9000 auf 1 1 000 Mann, 
in den sowjetischen Mot-Schützen-Divisionen erhöhte sich 
der Bestand an Kampfpanzern von 1970 bis 1975 um 41 Pro- 
zent, von 1 88 auf 266. 

Auch die Artillerie der sowjetischen Divisionen wurde ver- 
stärj<t — bei der Panzerdivision um 35, bei der Mot-Schüt- 
zen-Division um rund 60 Geschütze. Die Zahl der Mehrfach- 
Raketenwerfer je Division hat sich von durchschnittlich 220 
auf rund 700 Rohre erhöht, damit mehr als verdreifacht. 

In den letzten fünf Jahren wuchs in Mitteleuropa die Zahl der 
Kampfpanzer des Warschauer Paktes um etwa 40 Prozent 
von 1 3 650 auf rund 19 000 in den aktiven Verbänden. Weite- 
re 8000 Kampfpanzer stehen in den drei westlichen Militär- 


Mannschafts- 

stärken 


Artillerie 


Kampfpanzer 
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Kampfkraft 
in den 

sowjetischen 

Divisionen 


Erhöhung der 
Kampfpanzer- 
zahlen des War- 
schauer Paktes 
in Mitteleuropa 



bezirken der Sowjetunion. Die aktiven Verbände der MATO 
in Mitteleuropa haben heute 61 00 Panzer. 

Allein die in der DDR stationierte „Gruppe der sowjetischen 
Truppen in Deutschland" (20 Divisionen) vergröOerte seit 
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1970 ihren Panzerbestand um 2000 Kampfpanzer. Sie ver- 
fügt gegenwärtig über so viele Panzer, wie 1968 zur Ausrü- 
stung von 25 Divisionen gehörten. Mithin; 20 sowjetische Di- 
visionen haben heute die Panzerkampfkraft von früher 25 Di- 
visionen. 


Luftstreitkräfte 


67. Der Warschauer Pakt hat in Mitteleuropa etwa doppelt 
soviel Kampfflugzeuge wie die NATO. Diese Überlegenheit 
resultiert vor allem aus dem hohen Bestand an Jagdflugzeu- 
gen. Die taktischen Angriffskräfte beider Seiten sind unge- 
fähr ausgeglichen, wenn berücksichtigt wird, daß die NATO 
Verstärkungen aus den USA rasch heranführen kann und 
daß ein Teil der Luftangriffskräfte des Warschauer Paktes 
aus leichten Kampfflugzeugen mit geringer Reichweite und 
Nutzlast besteht. 

NATO und Warschauer Pakt können ihre Luftstreitkräfte 
kurzfristig verstärken. Aber der Warschauer Pakt kann zu- 
dem seine Angriffskapazität durch die Verwendung von 
Jagdflugzeugen in der Angriffsrolle erheblich vergrößern. 
Die an Zahl weit überlegenen Jagdflugzeuge des Warschau- 
er Paktes können überwiegend auch Luftangriff fliegen. 
Außerdem können sowjetische Mittelstreckenbomber auch 
im konventionellen Luftkrieg über Mitteleuropa eingesetzt 
werden. Der Bestand des Warschauer Paktes an Kampfflug- 
zeugen in Mitteleuropa hat sich in den letzten fünf Jahren 
quantitativ kaum verändert, qualitativ jedoch erheblich ver- 
bessert. Oie NATO hat in der gleichen Zeit ältere Kampfflug- 
zeuge durch moderne in geringerer Zahl ersetzt. 


Seestreitkräfte Mitteleuropa 


68. Die Seestreitkräfte, die bei einem Kräftevergleich in 
Mitteleuropa in Betracht gezogen werden müssen, sind auf 
westlicher Seite die Kriegsschiffe der Bundesrepublik 
Deutschland und Dänemarks, auf östlicher Seite die Balti- 
sche Rotbannerflotte der Sowjetunion, die Polnische See- 
kriegsflotte und die NVA-Volksmarine der DDR. Auch die so- 
wjetische Nordflotte kann mit Teilen in den Kampf um die 
Ostseezugänge eingreifen. 

Die deutschen und dänischen Seestreitkräfte sind unterle- 


Kampfflugzeuge 
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gen, quantitativ und qualitativ. Bei den Überwasserkampf- 
schiffen besteht vierfache, bei Ubooten zweifache Überle- 
genheit des Warschauer Paktes. Der hohe Anteii der mit Ra- 
keten zur Schiffsbekämpfung bewaffneten Einheiten des 
Warschauer Paktes machen vor ailem dessen qualitativen 
Vorsprung aus. 

Die Baltische Rotbannerftotte ist auch für Operationen in 
Nordsee und Atlantik vorgesehen. Aber solange die NATO im 
Krieg die Ostseezugänge kontrolliert, können diese sowjeti- 
schen Seestreitkräfte nur in der Ostsee operieren — sofern 
sie nicht bereits vor Kriegsausbruch dieses Seegebiet verlas- 
sen haben. 
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Machtpotentiale Energie und Rohstoffe 


69. Neue Gefahren bedrohen Zusammenhalt und Existenz 
der NATO: wirtschaftliche und soziale Fehlentwicklungen in 
Bündnisländern, zuwenig Bündnissolidarität bei der Lösung 
politisch-wirtschaftlicher Probleme und risikobehaftete 
Energie- und Rohstoffabhängigkeiten der Bündnispartner 
von Staaten und Staatengruppen außerhalb der Allianz. 
Wirtschaftliche und soziale Probleme im Bündnis, unter- 
schiedliche Zugriffsmöglichkeiten nach Rohstoffen und 
Energie in Ost und West und Auseinandersetzungen zwi- 
schen Industrieländern und Entwicklungsländern stören die 
Bündnispolitik des strategischen Gleichgewichts. 

70. Das wirtschaftliche Wachstum und der Strukturwandel 
der westlichen tndustrienationen in der Nachkriegszeit, vor 
allem im letzten Jahrzehnt, machten diese Länder immer ab- 
hängiger von den Rohstoffen und dem Erdöl der Dritten 
Welt. Zwischen Industrieländern und Entwicklungsländern 
verstärkten sich die Interdependenzen und damit die Gefah- 
ren, daß Krisen übergreifen. Die Weltwirtschaft wurde in der 
Tat global. Embargo und Preisvervielfachungen der Öllän- 
der ließen die Nachteile und Gefahren wachsender Abhän- 
gigkeiten in den westlichen Industriestaaten spürbar wer- 
den. Erdöl erwies sich als gewichtiges Machtpotential. 

71. Der freie Welthandel ist auf sichere Seetransportrouten 
angewiesen. Die 3. Seerechtskonferenz der Vereinten Natio- 
nen soll das Meeres- Völkerrecht ordnen und ergänzen. Es 
gibt starke Bestrebungen, die Territorialgewässer von drei 
auf zwölf Seemeilen zu erweitern und daran eine 188 See- 
meilen breite Wirtschaftszone anzuschließen. Hierdurch 
würden über 100 neue Meerengen entstehen. Die Opera- 
tionsfreiheit der Handels- und Kriegsflotten darf jedoch da- 
durch nicht eingeschränkt werden. 

72. Die wachsende Intensität der weltwirtschaftlichen In- 
terdependenzen undder Ausbau des Verkehrs- und Kommu- 
nikationsnetzes machten den Industriestaaten und den Ent- 
wicklungsländern das Wohlstandsgefälie bewußt. 

Die Ölkrise zeigt, wie verwundbar die westlichen Industrie- 
staaten inzwischen geworden sind. Das Nord-Süd-Gefälle 
und die labile innenpolitische Lage in Ländern der Dritten 
Welt bilden mittlerweile ein Stabilitätsrisiko für das globale 
Gleichgewicht der Kräfte und damit für die westliche Welt. 


Interdependenzen 


Seerechts- 

Konferenz 
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Dies alles hat klargelegt, daß der politisch-militärische Be- 
griff Sicherheit wirtschaftliche Aspekte einschließt und daß 
Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern der Sicherheit 
dient. Wirtschaftliche Stabilität ist eine Dimension der Si- 
cherheit, die mehr als bisher in den Vordergrund getreten 
ist. 


Die Energieversorgung 


73. Erdöl ist die wichtigste Energiequelle der Gegenwart. 
1974 beruhten 43 Prozent des Energieverbrauchs der Welt 
auf Erdöl. Steinkohle und Braunkohle machten rund 30 Pro- 
zent, Erdgas rund 20 Prozent aus. Oer übrige Energiebedarf 
— 7 Prozent — wurde unter anderem durch Wasserkraft und 
Kernenergie gedeckt. 

In den westlichen Industrieländern klaffen Verbrauch und 
Förderung des Erdöls weit auseinander. Sie verbrauchen 
rund 70 Prozent- der Weltproduktion, fördern aber nur 22 
Prozent. Die USA sind vergieichsweise gut gestellt. Sie dek- 
ken ihren Erdölbedarf zu zwei Dritteln aus eigener Produk- 
tion. Kanada ist Selbstversorger. Westeuropa ist heute noch 
zu mehr als 90 Prozent auf Importe angewiesen. Erdölförde- 
rung aus der Nordsee wird die Selbstversorgung Westeuro- 
pas in den achtziger Jahren stärken. 

74. Die Differenz zwischen Verbrauch und Förderung im 
Westen gleichen die Ölländer der Dritten Welt aus. Die Staa- 

Erdol ten der Dritten Welt fördern 59 Prozent des Weltverbrauchs 

und verbrauchen selbst nur 1 3 Prozent. Die starke Abhän- 
gigkeit des Westens von Einfuhren aus der Dritten Welt birgt 
ein doppeltes Risiko. Sowohl die Förderung als auch der 
Transport des Erdöls können gedrosselt, gestört oder unter- 
brochen weiden. 

75. Demgegenüber ist die Versorgungslage der Sowjet- 
union und ihrer Bündnisstaaten weniger krisenanfällig. Die 
Sowjetunion kann die Länder des Warschauer Paktes mit 
Erdöl versorgen. Sie exportiert zudem Mineralöl nach West- 
europa, Japan und Amerika. Ihre Erdötbezüge aus der Drit- 
ten Welt sind gering. 

Energie-Importe 76. Die Bundesrepublik Deutschland ist für ihre Energie- 
versorgung ebenso auf Importe angewiesen wie andere 
westeuropäische Staaten. Unser Land verfügt zwar über 
ausreichende Steinkohlen- und Braunkohlenvorkommen. 
Aber diese beiden Energieträger sind relativ teuer und nur 
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Förderung 


Abhängigkeit 
von Einfuhren 


zu rund einem Drittel an der Energieversorgung beteiligt. 
Der Erdgasbedarf mu6 etwa zur Hälfte, der Uranbedarf zu 
100 Prozent durch Einfuhren gedeckt werden. Das Mineralöl 
hat einen Versorgungsanteil von 52 Prozent. Mehr als 90 
Prozent des Öls müssen eingeführt werden, vor allem aus 
Nordafrika und den Staaten des Persischen Golfs. 


Die Rohstoffversorgung 


77. Die Weitförderung mineralischer Rohstoffe — Eisen, 
Nichteisen-Metalle und Nichtmetall-Rohstoffe — entfiel in 
den letzten Jahren mit 41 Prozent auf die westlichen Indu- 
strieländer, mit 30 Prozent auf die Länder des Warschauer 
Paktes und mit 29 Prozent auf die Entwicklungsländer, 

Vier Staaten allein hatten einen Anteil von 74 Prozent an der 
Förderung der westlichen Industrieländer: USA. Kanada, Au- 
stralien und Südafrika. Die USA können sich großenteils sel- 
ber versorgen. Kanada, Australien und Südafrika haben 
Rohstoffüberschüssefür den Export. 

Die westeuropäischen Länder haben meistens nur geringe 
Selbstversorgungsquoten. Westeuropa ist von übersee- 
ischen Einfuhren abhängig, aber weniger als beim Erdöl von 
Einfuhren aus den Entwicklungsländern. 

78. In der Dritten Welt konzentriert sich der größte Teil der 
Förderung von mineralischen Rohstoffen auf etwa ein Drittel 
der Staaten. Brasilien (15 Prozent) und Indien (13 Prozent) 
stehen an der Spitze. Eine Machtposition, ähnlich dem Ein- 
fluß der Erdölländer, nehmen die Entwicklungsländer bei 
den mineralischen Rohstoffen nichtein. Diese Rohstoffe eig- 
nen sich weniger für einen Boykott. 

79. Im Warschauer Pakt fördert die Sowjetunion rund 60 
Prozent der mineralischen Rohstoffe. Sie kann Versorgungs- 
defizite der osteuropäischen Länder fast ganz ausgleichen. 
Auf den Rohstoff-Weltmarkt ist der Warschauer Pakt in Kri- 
sen nicht angewiesen. 

80. Die Rohstoffversorgung der Bundesrepublik Deutsch- 
land hängt erheblich von Einfuhren ab. Nur bei Blei und Zink 
kann die Bergwerksförderung im Bundesgebiet einiges da- 
zu beitragen, den Bedarf zu decken. Die Einfuhrabhängig- 
keit — bezogen auf 1973 — betrug jeweils 100 Prozent bei 
Bauxit, Chrom, Kupfer, Mangan, Molybdän, Nickel, Niob/ 
Tantal, Phosphat, Titan, Vanadium und Zinn, 95 Prozent bei 
Eisen, 85 Prozent bei Blei und 70 Prozent bei Zink. Die Roh- 
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Stoffimporte kommen etwa zu gleichen Teilen aus westli- 
chen Industrieländern und aus der Dritten Welt. Bei Kupfer 
und Zinn dominieren die Entwicklungsländer. Die Länder 
des Warschauer Paktes liefern nur geringe Rohstoffmengen. 


Politische Ansprüche der Entwicklungsländer 


81. Die meisten Staaten der Dritten Welt leiden Not. Ihre 
wichtigsten Probleme: rasche Bevölkerungszunahme und 
Verstädterung, Nahrungsmittelknappheit, Armut, schlechter 
Gesundheitszustand, Massenarbeitslosigkeit, Mangel an Bil- 
dungs- und Ausbildungseinrichtungen, Kapitalknappheit, 
gravierende Infrastrukturmängel, geringe Produktivität in 
Landwirtschaft und Industrie. 

Die Entwicklungsländer lasten diese Mängel den westlichen 
Industriestaaten als den früheren Kolonialmächten und dem 
Weltwirtschaftssystem an. Nach ihrer Auffassung benachtei- 
ligt heute vor allem die Preisbildung über den freien Welt- 
handel den Handel mit ihren Produkten. Die Entwicklungs- 
länder fordern eine „neue Weltwirtschaftsordnung*'. Das 
Forum für solche Ansprüche sind die Vereinten Nationen. 
Dort haben die Entwicklungsländer — die in der Regel ge- 
schlossen auftreten — mehr als zwei Drittel der Stimmen. 


Konsequenzen für die Sicherheit 


82. Die Mineralöl- und Rohstoffversorgung der Bundesre- 
publik Deutschland ist von Einfuhren außerordentlich ab- 
hängig. Das sicherheitspot itische Risiko dieser Abhängig- 
keiten ist jedoch beim Öl ungleich größer als bei den ande- 
ren Rohstoffen. Störungen der Mineralölversorgung und ex- 
treme Preissteigerungen treffen die Volkswirtschaft ebenso 
direkt wie die private Lebensführung. Die seit 1973 andau- 
ernde Ölkrise zeigt das. 

83. Auch die Auslandsabhängigkeit bei der Versorgung mit 
mineralischen Rohstoffen macht unsere Volkswirtschaft ver- 
letzlich, jedoch nicht in dem Maße wie beim Erdöl: Minerali- 
sche Rohstoffe haben nicht die Bedeutung des Öls. Auch 
sind die Bezugsländer meist breiter gestreut als beim Öl. 
Und zu diesen Rohstoffexport-Ländern zählen auch westli- 
che Industriestaaten. Ein von Ausfuhrländern gegen die 
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Vorräte 


Rohstoff- 

kartelle 


NATO gerichteter Boykott wäre daher weniger wirkungsvoll. 
Beim Erdöl kann eine kurzfristige Verknappung, anders als 
bei den mineralischen Rohstoffen, zu einer sicherheitspoliti- 
schen Bedrohung werden. 

84. Der Betriebsstoffbedarf der Bundeswehr wird von der 
Mineralölindustrie gedeckt. Auf die Bundeswehr entfällt nur 
ein.Prozent des Gesamtverbrauchs in unserem Land. Mit Be- 
vorratungen und langfristigen Lieferverträgen hat sie Vor- 
sorge getroffen. Die Einsatzbereitschaft ist daher auch in 
Krisen für Monate gesichert. 

Die für die Rüstung tätige Industrie ist Teil unserer Volks- 
wirtschaft. Der Anteil der Rüstungsproduktion an der Indu- 
strieproduktion beträgt weniger als zwei Prozent. Die für Rü- 
stungsgüter notwendigen Rohstoffe sind fast immer die glei- 
chen wie für andere Produkte. Die Bundeswehr stützt sich 
auf die übliche Vorratshaltung der Wirtschaft. 

Jede Gefährdung des freien Welthandels und einer preis- 
günstigen und sicheren Versorgung mit Rohstoffen 
schwächt die Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland. Rohstoffkartelle können sich nachteilig auf 
Handelsaustausch und Preise auswirken. Wirtschaftliche 
Rückschläge können negative Konsequenzen für Staatsaus- 
gaben, so auch für Verteidigungsausgaben, für die sozialen 
Sicherungen durch den Staat und den Arbeitsm arkt haben. 
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Die Sicherheitspolitik 
der Bundesregierung 


85. Sicherheitspolitik in unserer Zeit ist eine vielschichtige 
Aufgabe. Sicherheit hat politische, militärische und wirt- 
schaftliche Dimensionen. 

Sicherheit fordert von den Bürgern Opfer. Ein freies Leben 
kann der Bürger nur dann führen, wenn seine Freiheitsrech- 
te vor äußerer Gefahr geschützt sind. 

Sicherheit bedarf auch wirtschaftlicher Kraft. Wirtschaftlich 
schwachen Staaten drohen Störungen und Gefahren von 
außen und innen. 

86. Unsere Sicherheitspolitik verfolgt das Ziel, den Frieden 
zu wahren, die Unversehrtheit unseres Landes zu sichern, 
die Freiheit der Bürger zu schützen und den politischen 
Handlungsspielraum der Bundesregierung zu erhalten. Da- 
zu gehören Fähigkeit und Bereitschaft, politische Erpres- 
sung abzuwehren und die territoriale Integrität der Bundes- 
republik Deutschland notfalls mit Waffengewalt zu verteidi- 
gen. 


Ziele 
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Organisationen 


Grundsätze 


NATO 


Europäische 

Gemeinschaft 


87 . Die Bundesregierung vertritt die sicherheitspolitischen 
Belange unseres Landes in allen zwischenstaatlichen Bezie- 
hungen, vornehmlich durch Mitgliedschaft in den Vereinten 
Nationen, im Nordatlantischen Verteidigungsbündnis und in 
der Europäischen Gemeinschaft. 

88. Die Grundsätze unserer Sicherheitspolitik decken sich 
mit der Chartader Vereinten Nationen. Deren Ziele sind, 

■ den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wah- 
ren, Bedrohungen des Friedens zu verhüten und zu besei- 
tigen. 

• freundliche Beziehungen zwischen den Nationen zu ent- 
wickeln, die auf der Achtung der Gleichberechtigung und 
des Selbstbestimmungsrechts der Völker beruhen, 

• durch Zusammenarbeit internationale Probleme politi- 
scher, wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitä- 
rer Art zu lösen. 


89 . Äußere Sicherheit hat unser Land durch seine Mitgiied- 
schaft in der Atlantischen Allianz. Ohne die Allianz wäre der 
Frieden nicht gesichert. 

Darum ist unsere Sicherheitspolitik vor allem Bündnispoli- 
tik. Die Mitgliedschaft in der NATO hat erste Priorität. Die 
Bundesregierung fördert auch in Zukunft alle Bemühungen, 
die Verteidigungsfähigkeit des Bündrftsses sicherzustellen. 
Sie trägt ihren Teil dazu bei, den wirtschaftlich schwächeren 
Staaten im Bündnis die Lasten der Verteidigung zu erleich- 
tern. 

Fundament des Friedens und unserer Sicherheit ist das 
Gleichgewicht der Kräfte zwischen Ost und West. Die Bun- 
desrepublik Deutschland hat durch ihre Zugehörigkeit zur 
NATO und mit ihren Streitkräften Anteil an der Erhaltung des 
Gleichgewichts. 

90 . Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich — ge- 
meinsam mit allen Bündnispartnern — an den internationa- 
len Anstrengungen, die der Entspannung förderlich sind. 

91 . In der Europäischen Gemeinschaft strebt die Bundes- 
republik Deutschland in Partnerschaft mit den acht anderen 
Mitgliedstaaten wirtschaftlich ein engeres Zusammenwirken 
an. Wirtschaftliche Kooperation ist aber nicht das einzige 
Ziel. Die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Ge- 
meinschaft haben am 19. Oktober 1972 in Paris beschlos- 
sen, vor Ablauf dieses Jahrzehnts die Gesamtheit ihrer Be- 
ziehungen in eine Europäische Union umzuwandeln. Von 
der sicherheits- und verteidigungspolitischen Zusammenar- 
beit der westeuropäischen Staaten erwartet die Bundesre- 
gierung mit der Zeit eine Stärkung der transatlantischen 
Partnerschaft und der Sicherheit des Westens. 
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Verteidigung im Bündnis 


92. Veränderungen in der weltpolitischen Lage lassen kei- 
nen Zweifel daran, daB die Atlantische Allianz erhalten und 
gestärkt werden muß. Die NATO ist wirksames Instrument 
der Friedenssicherung. Das Festhalten am Bündnis ist eine 
Konstante der deutschen Außenpolitik. 

Das globale Kräftegleichgewicht und das relative Gleichge- 
wicht in Europa hängen von der Funktionsfähigkeit der 
NATO ab. Nur Im Bündnis mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika ist die Sicherheit Europas und der Bundesrepublik 
Deutschland gewährleistet. Zugleich ist Westeuropa die vor- 
dere Verteidigungslinie der Vereinigten Staaten und damit 
ein wichtiger Faktor amerikanischer Sicherheit. Die Ausdeh- 
nung des sowjetischen Einflusses auf Westeuropa würde 
auch die Sicherheit und Weltmachtposition der USA ent- 
scheidend treffen. 


Die Rolle Nordamerikas 


93. Die Präsenz amerikanischer und kanadischer Streit- 
kräfte in Europa ist für die gemeinsame Sicherheit unentbehr- 
lich. Politisch macht die Präsenz das gemeinsame Handeln 
der Allianz glaubwürdig. Militärisch ist sie die notwendige 
Ergänzung der konventionellen Kampfkraft der westeuropä- 
ischen Bündnispartner. Ohne Anwesenheit nordamerikani- 
scher konventioneller Streitkräfte wäre — trotz der erheblich 
höheren konventionellen Verteidigungsbeiträge der Westeu- 
ropäer — das Prinzip der Vorneverteidigung in Frage ge- 
stellt. 

Darüber hinaus haben die Streitkräfte der USA in Europa ei- 
ne besondere Funktion. Sie verkörpern die Entschlossenheit 
und Fähigkeit auch zum nuklearen Schutz des Bündnisses. 
Sie sind das Bindeglied zwischen den nuklear-taktischen 
Waffen auf unserem Kontinent und den nuklear-strategi- 
schen Mitteln in den USA und auf den Weltmeeren. Ange- 
sichts der geostrategischen und militärischen Gegebenhei- 
ten in Europa ist dieser Eskalationsverbund für die Verteidi- 
gung unerläßlich und entspricht dem besonderen Sicher- 
heitsinteresse unseres Landes. 


US-Präsenz 
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94. Der amerikanische Präsident Ford hat vor den Staats- 
und Regierungschefs der NATO am 30. Mai 1975 erklärt, daß 
Amerika rückhaltlos zu seinen Verpflichtungen im Bündnis 
steht, die für die USA oberstes geltendes Recht sind, und 
daß einseitige Verminderungen der amerikanischen Trup- 
Partnerschaft pen in Europa nicht in Betracht kommen. Die Bundesregie- 
rung hat diese Erklärung mit Genugtuung aufgenommen. 
Bundeskanzler Schmidt hat bei gleicher Gelegenheit die ver- 
läßliche Partnerschaft der Bundesrepublik Deutschland in 
der NATO bekräftigt und festgestellt, daß unser Land gerade 
in Zeiten, in denen Amerika an der Bürde weltweiter Verant- 
wortung schwer zu tragen hat, an der Seite der USA steht. 

Oie Bundesregierung begrüßt es, daß die USA das Verhält- 
nis von Kampftruppen und Unterstützungstruppen ihrer in 
unserem Land stationierten Armee zugunsten der Kampf- 
komponente verändern. Soldaten, die bei Unterstützungs- 
aufgaben entbehrlich sind, werden gegen Soldaten in 
Kampftruppen ausgetauscht. Zwei zusätzliche amerikani- 
sche Brigaden stärken die konventionelle Kapazität der 
NATO in Europa. 

Vertrauen bestimmt das deutsch-amerikanische Verhältnis. 
Dieses Verhältnis dient den beiderseitigen Interessen wie de- 
nen aller Bündnispartner. 


Die Rolle der europäischen NATO-Partner 


95. Die Aufgabe, das NATO-Gebiet gemeinsam zu verteidi- 
gen, ist unteilbar. Partnerschaft im Bündnis verlangt Lasten- 
teilung. Die NATO bleibt nur funktionsfähig, wenn jeder Mit- 
gliedstaat dem Bündnis gibt, was die gemeinsame Sicher- 
heit verlangt. 

Die europäischen Verbündeten müssen mit starken konven- 
tionellen Kräften dafür sorgen, daß die USA auch künftig ihr 
strategisches Potential zum Schutze Europas bereithalten. 
Angesichts der nuklear-strategischen Parität zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion kann Europa nicht 
erwarten, daß die Amerikaner unzulängiiche konventionelle 
Leistungen der Europäer dadurch wettmachen, daß sie die 
Nuklearschwelle zu tief ansetzen und damit ein unzumutba- 
res nukleares Risiko für ihr Land in Kauf nehmen. 

Nuklearschwelle Es ist gemeinsames Interesse der Amerikaner und der Euro- 
päer, die Nuklearschwelle nicht zu senken. Aber ein noch so 
starkes konventionelles Potential kann die nukleare Ab- 
schreckungsfunktion nicht ersetzen. Vielmehr muß der Zu- 
sammenhang von konventioneller und nuklearer Abschrek- 
kung gewahrt werden. Nur so bleibt für einen Angreifer das 
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Risiko unkalkulierbar. Darum darf auch das nuklear-strate- 
gische Potential nicht vom nuklear-taktischen Potential ent- 
koppeltwerden. 

Mit der Europäischen Gruppe (EUROGROUP) in der NATO 
haben die europäischen Bündnispartner ein Instrument ge- 
schaffen, das die sicherheits- und verteidigungspoiitische 
Zusammenarbeit der Europäer ergiebiger machen und da- 
mit den USA die Stationierung von Streitkräften auf unserem 
Kontinent erleichtern soll. Zur EUROGROUP gehören zehn 
europäische NATO-Länder, darunter auch die Fiankenstaa- 
ten Griechenland, Türkei und Norwegen, nicht Frankreich, 
Portugal und Island. 


Die Rolle Frankreichs 


96. Die Bundesregierung mißt dem Bündnispartner Frank- 
reich für die gemeinsame Verteidigung einen hohen Wert 
bei. Die Zusammenarbeit zwischen den französischen Streit- 
kräften und der Bundeswehr ist vielseitig, eng und vertrau- 
ensvoll. Die Bundesregierung bewertet die in Deutschland 
stationierten französischen Truppen als einen wichtigen Bei- 
trag zur gemeinsamen Sicherheit und Verteidigung. 
Frankreich hat 1966 die NATO-Integration verlassen, arbeitet 
aber mit den Bündnispartnern eng zusammen. Zwischen 
Frankreich, anderen NATO-Partnern und NATO-Oberbe- 
fehlshabern bestehen Vereinbarungen, die eine operative 
Zusammenarbeit der französischen Streitkräfte mit den inte- 
grierten Streitkräften des Bündnisses im Verteidigungsfall 
erleichtern. Die französischen Nuklearstreitkräfte tragen zur 
Abschreckung bei. 


Unser Bündnisbeitrag 


97. Die Bundesrepublik Deutschland trägt einen angemes- 
senen Anteil an den Verteidigungslasten des Bündnisses. 
Die besondere Gefährdung unseres Landes in der Grenzlage 
zum Warschauer Pakt und unsere Wirtschaftskraft setzen 
Maßstäbe für Art und Umfang unseres Verteidigungsbei- 
trags. Ihre Bündnisverpflichtungen erfüllt die Bundesrepu- 
blik Deutschland, wie die NATO-Streitkräfteplanung es vor- 
sieht. 


Vertrauen 
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Die Bundesregierung erwartet von ihren europäischen 
NATO-Partnern, daß auch sie den ihnen zumutbaren Auf- 
wand für die gemeinsame Verteidigung leisten. Tendenzen, 


Deutsche und 
amerikanische 
Streitkräfte 
der NATO 
in Europa 
(Land und Luft) 




Gesamt- 
Lands treitkräfte 


Europäische 

Landstreitkräfte 


Gesamt* Europäische 

Luftstreitkräfte Luft Streitkräfte 


Streitkräfte in Westeuropa einseitig zu reduzieren, sieht die 
Bundesregierung mit Sorge. Sie ist in Konsultationen mit 
Bündnispartnern bemüht, solche gefährlichen Entwicklun- 
gen zu verhindern. 


Bündnisprobleme 


98. Im Bündnis gibt es Erosionserscheinungen, die im Sü- 
den Europas aufgetreten sind und noch andauern. Wer das 
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Bündnis verteidigen und wer durch das Bündnis verteidigt 
werden will, hat Verantwortung für alle Bündnispartner. Die 
Bundesregierung hat daher die Lage der ganzen Allianz im 
Auge. Die Sorgen des Bündnisses um die Entwicklung im 
Mittel meer sind auch ihre Sorgen. 


99. Der immer noch schwelende Zypern-Konflikt, die damit 
verbundenen Rivalitäten zwischen Griechenland und der 
Türkei, die Entscheidung Griechenlands, aus der militäri- 
schen Integration des Bündnisses auszutreten, die Übernah- 
me amerikanischer Basen durch die Türkei und die Reduzie- 
rung britischer Streitkräfte im Mittelmeer schwächen die 
Südostflanke der NATO. 

Die Bundesregierung nützt ihre guten Beziehungen zu den 
rivalisierenden Staaten bilateral und in der NATO, um die La- 
ge des Bündnisses in diesen Krisengebieten zu stabilisieren. 
Sie wird sich dafür einsetzen, daß die Europäische Gemein- 
schaft hier die ihr zufallende Aufgabe wahrnimmt und ihre 
wirtschaftliche Stärke zur Unterstützung einsetzt. Materielle 
Hilfe ist notwendig, auch um menschliche Not zu lindern. 

100. Die Rückkehr Griechenlands zur Demokratie ist in der 
westlichen Welt begrüßt worden. Die Bundesregierung be- 
müht sich, das Verhältnis der Europäischen Gemeinschaft 
zu Griechenland enger zu gestalten. Das zwischen der Euro- 
päischen Gemeinschaft und Griechenland 1962'im Rahmen 
des Assoziierungsabkommens vereinbarte Finanzprotokoll 
wird jetzt abgewickelt. Über ein weiteres Finanzprotokoll 
wird in der Europäischen Gemeinschaft gegenwärtig bera- 
ten. Oie Bundesrepublik Deutschland hat Griechenland 1974 
und 1975 eine Kapitalhilfe von je 60 Millionen DM gewährt 
und beabsichtigt. 1976 als Projekthilfe 60 Millionen DM zur 
Verfügung zu stellen. Darüber hinaus wird sie sich in der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft und in der Organisation für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit (OECD®) dafür verwenden, daß 
die griechische Zahlungsbilanz durch eine internationale 
Aktion gestützt wird. 

Engere Kontakte zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und Griechenland können die militärische Integration Grie- 
chenlands in der NATO nicht ersetzen. Seit seiner Entschei- 
dung, die militärische Integration zu verlassen, hat Grie- 
chenland einen Sonderstatus, der nicht im Interesse des 
Bündnisses liegt. Gemeinsamkeit der Ziele fordert gemein- 
sames Vorgehen unter einheitlicher Führung. Die militäri- 
sche Integration ist ein Mittel, die Funktionsfähigkeit des 
Bündnisses zu sichern. 


®) OECD: Organization fw Economic Cooperation and Development = Or- 
ganisation für wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwicklung. 


Südostflanke 
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VertGidigungs- 

hilfe 


Portugal 


101 . Eine effektive Form der Bundnissolidantät ist die Ver- 
teidigungshilfe wirtschaftlich starker Partner an schwäche- 
re. Wie die USA gibt die Bundesrepublik Deutschland der 
Türkei und Griechenland seit langem Mllltärhilfe. Ein ent- 
sprechendes Abkommen der Bundesrepublik Deutschlend 
mit Griechenland war 19&S wegen des Offizierputsches sus- 
pendiert worden. Das Abkommen zwischen der Bundesre- 
publik Deutschlandi und der Türkei war 1974 wegen d^ Zy- 
pern-Konflikts ausgesetzt worden. Im Sommer 1975 wurde 
die deutsche Verteidigungshille an beide Staaten wieder 
freigegeben. Damit konnte das Hiäfsprogramm an die Türkei 
zu Ende geführt und ein neues Abkommen geschlossen wer- 
den. Für Griechenland läuft die Verteidigungshilfe im Jahre 
1976 wieder an. 

Zur Stärkung der türkischen wieder griechischen Streitkräf- 
ta stellte die Bundesrepublik Deutschland 1975 zusätzlich In 
groBem Umfang freiwardehdes Material der Bundeswehr 
kostenlos bereit. Oie Lieferungen erstrecken sich bis In das 
Jahr 1976. Bet der Mflitärhllfeandie griechischen und türki- 
schen Sireitkräfte wird auf ein ausgewogenes Verhältnis der 
Leistungen an beide Staaten geachtet. 


102. Die Lage in Portugal ist unsicher. Oie Bundesrepublik 
Deutschland ist daran interessierL daS Portugal Bündnla- 
partner bleibt. Die NATO würde an einer empfindlichen Stel- 
le geschwächt werden, wenn portugiesisches Gebiet für 
NATO-Streitkräfte verlorenging oder sogar von Streitkräften 
des Warschauer Paktes genutzt werden könnte. 

Deshalb ist die Bundesregierung bemüht, die demokrati- 
sche Entwicklung Portugals zu fördern. Des kann sowohl 
durch Kapitalhilfe der Bundesrepublik Deutschlahd als auch 
im Rahmen der NATO Oder der Europäischen Gemeinschaft 
geschehen. 


Solidarität und Konsultationen 


1D3. Stabilität der Allianz setzt Solidarttät aller Partnerataa- 
ten voraus. Das verlangt Vertrauen zum anderen und Ver- 
ständnis für seine Probleme. Es kann nötig aaln, nationale 
Interessen vorübergehend zu rückzuatal len, damit höherwer- 
tige Gemelnschaftszleie erreicht werden. Egoismen, die der 
Gemeinschaft Schaden zufügen, müssen überwunden wer- 
den. Dieser Grundsatz beherrscht die Slcherheitspolilik un- 
seres Landes Im Bündnis. 
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104. Ziele gemeinsam zu verfolgen, das setzt den freien 
Meinungsaustausch der Beteiligten voraus. Die ständigen 
Konsultationen im Bündnis dienen diesem Zweck, Der 
NATO-Rat und die EUROGROUP sind die wichtigsten Gre- 
mien dafür. 

Im NATO-Rat können dank eines gesicherten breiten Infor- 
mationsflusses die Entscheidungen in den Hauptstädten 
vorbereitet werden. 

Die Atlantische Erklärung von Ottawa hat die Absicht betont, 
den Konsultationsmechanismus im Bündnis zu aktivieren. 
Das wurde in die Tat umgesetzt. So konnte das Bündnis 
während des Zypern-Konflikts mäßigenden Einfluß aus- 
üben, ohne den die Auseinandersetzung vermutlich schärfe- 
re Formen angenommen und größere Schäden angerichtet 
hätte. 

Die gegenwärtige Wirtschaftskrise im Westen in ihren Aus- 
wirkungen auf die Funktionsfähigkeit des Bündnisses, die 
Entwicklungen im Nahen Osten, im türkisch-griechischen 
Konflikt und in Portugal waren wiederholt Diskussions- und 
Konsultationsthemen im NATO-Rat. 

Konsultationen im Bündnis erleichtern es, außenpoiitische 
Entscheidungen der Mitgliedstaaten abzustimmen. Alle 
Bündnisstaaten erfahren mehr über Entwicklungen in der 
Weit und können ihre Stimme besser zur Geltung bringen 
als durch bilaterale Kontakte. 

Die Konsultationen in der NATO funktionieren schnell, weil 
die Diplomaten im NATO-Hauptquartier nur wenige Schritte 
zu gehen brauchen, um mit den Kollegen aus den anderen 
14 Ländern des Bündnisses zu sprechen. Daß die NATO-Bot- 
schafter mindestens jede Woche zusammen treten und ge- 
meinsam beraten, dafür gibt es in der Geschichte von 
Militärallianzen souveräner Staaten kein zweites Beispiel. 
Politische Relevanz hat auch die Tatsache, daß Frankreich 
— obschon nicht an der integrierten militärischen Organisa- 
tion des Bündnisses beteiligt — gleichwohl an den Konsul- 
tationen des NATO-Rates teilnimmt. 

In der EUROGROUP suchen zehn europäische Partner ihre 
Auffassungen zu harmonisieren und eine gemeinsame Posi- 
tion zu erarbeiten. In der zweimal jährlich tagenden Minister- 
runde werden Fragen der Rüstung, der Streitkräftestruktur, 
der Ausbildung und solche Fragen, von denen die europä- 
ischen Bündnispartner besonders betroffen sind, erörtert. 
Von Nutzen ist dabei, daß die Minister diese Themen in klei- 
nem Kreis behandeln. Das gibt Impulse für politische Ent- 
scheidungen, unbeschwert von bürokratischen Hemmnis- 
sen. 


Meinungs- 

austausch 
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EPZ 


Europäische Sicherheitspolitik 


105. Die Politik der europäischen Einigung ist Eckpunkt 
deutscher Außenpolitik. Am Ende dieses Weges muß es eine 
europäische Außenpolitik geben und als Teil davon eine eu- 
ropäische Sicherheitspolitik. Voll wirksam werden kann eu- 
ropäische Sicherheitspolitik erst in einem geeinten Europa. 
Sicherheits- und verteidigungspolitische Zusammenarbeit 
in Europa kann sich erst allmählich herausbilden: Verteidi- 
gungspolitische Zusammenarbeit kann nur parallel mit Fort- 
schritten in der politischen Zusammenarbeit vorankommen. 
Sie darf die Beziehungen zwischen Europa und Amerika 
nicht belasten. Auch eine politische Union Europas wird auf 
den Schutz durch das nuklear-strategische Potential der 
USA angewiesen bleiben. 


Politische Zusammenarbeit 


106. Die Europäische Gemeinschaft befaßt sich nicht mit 
europäischer Sicherheitspolitik. Ansätze für eine politische 
Koordination unter den Neun zeigen sich in der Europäi- 
schen Politischen Zusammenarbeit (EPZ). In der EPZ stim- 
men sich die Außenminister in regelmäßigen Zusammen- 
künften über Fragen ab, die europäisches Gewicht haben. 
Die Bundesregierung bemüht sich, die Zusammenarbeit zu 
intensivieren, und strebt die Einbeziehung sicherheitspoliti- 
scher Fragen an. Nützliche Anfänge sind gemacht bet den 
Beratungen zu KSZE. 

Die Staats- und Regierungschefs haben sich am 1 1. Dezem- 
ber 1974 als Europäischer Rat konstituiert. Dieses Gremium 
ermöglicht Beratungen und Beschlüsse über europäische 
Probleme auf höchster politischer Ebene. 


EUROGROUP 


107. Die EUROGROUP hat für eine europäische Zusam- 
menarbeit innerhalb der NATO den Vorteil, daß sie bündnis- 
konform ist und das Verhältnis der Vereinigten Staaten zu 
den europäischen NATO-Mitgliedern positiv beeinflußt. 
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Die EUROGROUP hat keine Satzung, keine Geschäftsord- 
nung und keine starre Organisationsform, die künftige Ent- 
wicklungen erschweren oder blockieren könnte. Kommt die 
poiitische Einigung Europas voran, dann können die Arbei- 
ten der EUROGROUP in Gemeinschaftsorganen und mit Be- 
teiligung Frankreichs fortgesetzt werden. 

Die geschmeidige Arbeitsweise in der EUROGROUP hat Vor- 
und Nachteile. Die Mitarbeit schränkt die nationale Hand- 
lungsfähigkeit nicht ein. Verbindliche Ergebnisse aber sind 
nicht leicht zu erzielen. 

Oftmals sind die nationalen Interessen stärker als die erklär- 
te Bereitschaft zur Kooperation. Ohne neue Initiativen wer- 
den Fortschritte kaum möglich sein. Der Druck auf die Ver- 
teidigungshaushalte in den Mitgliedsländern könnte ein An- 
stoß sein, die Arbeiten zu aktivieren, denn Kooperation 
schafft Möglichkeiten zur effektiveren Nutzung der Mittel. 
Die EUROGROUP kann Erfolge in der Rüstungskooperation, 
bei der gemeinsamen Ausbildung und der Harmonisierung 
von taktischen Konzepten und Doktrinen vorzeigen. Die Ar- 
beit der EUROGROUP dient der Sicherheit aller Bündnis- 
staaten. 


Die Westeuropäische Union 


108. Die Westeuropäische Union (WEU) hat zwar keine mi- 
litärischen Aufgaben, ist aber für die westliche Allianz von 
Bedeutung. Denn der WEU-Vertrag enthält die automatische 
Beistandsverpflichtung, Bestimmungen für die Stationie- 
rung britischer Truppen auf dem Festland, den Verzicht der 
Bundesrepublik Deutschland auf nukleare, biologische und 
chemische Kampfmittel und Bestimmungen über eine ge- 
genseitige Rüstungskontrolle. 

Die WEU- Versammlung ist das einzige europäische Parla- 
mentarier-Gremit^, das mit sicherheitspoMtischen Fragen 
befaßt ist. Die Mitgliedsländer der WEU gehören zugleich 
zur NATO und zur Europäischen Gemeinschaft. 


Zusammenfassung 


109. Zusammenarbeit der Europäer in der Sicherheits-und 
Verteidigungspolitik ist notwendig, um das Gleichgewicht 
zwischen Ost und West zu erhalten und zu stabilisieren. 
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Auch ein geeintes Westeuropa muß zum Atlantischen Bund- 
nis gehören. 

Gemeinsam mit den Bündnispartnern wird die Bundesrepu- 
blik Deutschland die europäische Einigungspolitik fortset- 
zen. Dazu gehört am Ende auch eine einheitliche Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik. Auf dem Weg dorthin sind 
zunächst nur kleine Schritte möglich. Daher bleibt die 
EUROGROUP vorerst das arbeitsfähige Instrument europä- 
ischer Kooperation. Ihre Arbeit bereitet den Weg, auf dem 
europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik im Atlan- 
tischen Bündnis zur Realität werden kann. 
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Rüstungszusammenarbeit 


t10. Der Warschauer Pakt hält seine Rüstung auf dem 
neuesten Stand der Technik und verstärkt sie. Der Trend, die 
Quantität zu vergrößern und gleichzeitig mehr Qualität zu 
erreichen, ist eindeutig erkennbar. Die NATO muß damit 
Schritt halten. Sonst würde sich das Kräfteverhältnis mehr 
und mehr zugunsten des Ostens verschieben. 

Das stellt Ansprüche an die Verteidigungshaushalte und ver- 
langt wirtschaftliche Nutzung ihrer Mittel. Rationalisierung 
ist schon deshalb dringlich, weil Rüstungsgüter mit wach- 
sender Komplexität teurer werden. Geldknappheit und Ko- 
stendruck lasten auf allen Bündnispartnern. Sie stehen da- 
her gemeinsam vor der Notwendigkeit, ihre Finanzkraft 
noch rationeller einzusetzen, in der Rüstung enger zusam- 
menzuarbeiten. 

Wesentliches Ziel der Rüstungszusammenarbeit ist es, eine 
technologisch breitgefächerte und konkurrenzfähige euro- 
päische Rüstungsindustrie ohne belastende Überkapazitä- 
ten zu schaffen. Funktionierende Rüstungszusammenarbeit 
in Europa wird auch der europäischen Integration Impulse 
geben. 

Die europäischen Bündnispartner werden nur dann einen 
wirkungsvollen Verteidigungsbeitrag leisten können, wenn 
sie ihre Fähigkeiten und Erfahrungen soweit wie möglich für 
gemeinsame Entwicklungen nutzen, so daß sie mit den USA 
und Kanada ebenbürtig Zusammenarbeiten können. Das 
schließt ein ergänzendes Geflecht bi- und multilateraler Be- 
ziehungen innerhalb Europas und einzelner europäischer 
Partner mit den USA und Kanada auf bestimmten Arbeitsfel- 
dern und für einzelne Rüstungsprojekte keineswegs aus. 
Bündnisweit abgestimmte Entwicklung von Wehrmaterial 
und gemeinsame Produktion vermeiden kostspielige Par- 
allelentwicklungen und erlauben die Fertigung großer Se- 
rien. Dadurch werden Haushaltsmittel frei, mit denen Ausrü- 
stungslücken geschlossen und Qualitätsmangel behoben 
werden können. 

111. Die Bundesregierung strebt an, durch Rüstungszu- 
sammenarbeit Waffen und Gerät im Bündnis zu standardi- 
sieren. Standardisierung stärkt die Abwehrkraft der NATO. 
In Mitteleuropa müssen im Verteidigungsfall Truppenver- 
bände unterschiedlicher Nationalität gemeinsam operieren. 
Standardisierung erleichtert einheitliche Einsatzführung, 
Logistik und Ausbildung. So wird schließlich auch die militä- 
rische Nutzung des Materials rationalisiert. Wenn die Stan- 
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Standardisierung 
„von unten“ 


dardisierung ganzer Waffensysteme nicht in allen Bündnis* 
ländern erreichbar ist, dann muß sie zumindest von einigen 
Partnern oder aber für wichtige Baugruppen verwirklicht 
werden. 

Standardisierung von Komponenten kann beträchtliche Er- 
sparnisse in der Logistik erzielen, darüber hinaus auch Vor- 
teile bei gemeinsamen Operationen von Truppen unter- 
schiedlicher Nationalität. Diese Standardisierung ,,von un- 
ten“ kommt der angestrebten Standardisierung ,,von oben" 
entgegen. 

Standardisierung von Komponenten ist auch bei bereits ent- 
wickeltem Material möglich. Ganze Waffensysteme können 
am besten dann standardisiert werden, wenn Entwicklung 
und Beschaffung erst beginnen. 

Basis aller Rüstungszusammenarbeit ist die übereinstim- 
mende Bedrohungsanalyse, eine gemeinsame Konzeption 
und damit die Harmonisierung der militärischen Forderun- 
gen. Das haben die Verteidigungsminister der EUROGROUP 
in ihrer Sondersitzung über Rüstungszusammenarbeit im 
Herbst 1975 bekräftigt. 


Probleme internationaler Kooperation 


112. Die Notwendigkeit einer umfassenden Rüstungszu- 
sammenarbeit ist in der NATO einhellig anerkannt. Zusam- 
menarbeit und Standardisierung wird in den letzten Jahren 
immer dringender gefordert. Eine Realisierung ist jedoch 
schwierig. 

Trotzdem sind bemerkenswerte Einzelergebnisse bi- oder 
multilateraler Kooperation schon erzielt worden, beispiels- 
weise die Panzerabwehrflugkörper MILAN und HOT, das 
Luftabwehrsystem ROLAND, die Feldhaubitze 70, die 
Kampfflugzeuge MRCA® und ALPHA-JET sowie das Schnell- 
boot der Klasse 148 und der Schiff-Schiff-Flugkörper 
EXOCET. Der durchschlagende Erfolg — eine einheitliche 
Ausrüstung der Streitkräfte im Bündnis — ist jedoch bisher 
ausgeblieben. 

113. Starke Widerstände erschweren Rüstungszusammen- 
arbeit. Nationales Prestige und nationale Egoismen müssen 
künftig zurückgestellt werden. Gleichzeitig aber müssen Lö- 
sungen gefunden werden, die begründete Interessen der 
NATO-Partner berücksichtigen. Dies wird nicht einfach sein, 
denn Rüstungszusammenarbeit hat Konsequenzen für na- 


MRCA: Multi Role Combat Aircraft = Mehrzweck-Kampfflugzeug, 
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tionale Sicherheitspolitik, wirtschaftliche Unabhängigkeit, 
zukunftsweisende Technologien und Schutzrechte. Rü- 
stungsexport und damit für Zahlungsbilanz, industriepolitik, 
Konjunkturlage und Arbeitsmarkt 

Rüstungszusammenarbeit wirft vor allem für jene Bündnis- 
partner Probleme auf, deren Rüstungsindustrie hochentwik- 
kelt ist. Sie ist dort zumeist auch ein gewichtiger Faktor der 
Besch äftigungs- und Exportpolitik. Dies trifft nicht für die 
Bundesrepublik Deutschland zu, deren Rüstungsindustrie 
nicht exportorientiert Ist 

114. Für die Staatswirtschaften des Warschauer Paktes 
gelten andere Bedingungen. Großgerät wird fast ausschließ- 
lich in der Sowjetunion produziert. Die Staatsindustrien klei- 
nerer Länder liefern Komponenten oder Kleingerät. Die Waf- 
fen des Warschauer Paktes sind standardisiert. Diese Form 
von Rüstungszusammenarbeit, dirigistisch gesteuert, ist mit 
dem westlichen Verständnis von Kooperation gleichberech- 
tigter und eigenverantwortlicher Partner nicht vereinbar. 

115. Im Atlantischen Bündnis ist Rüstungszusammenar- 
beit auf den gemeinsamen politischen Willen der Regierun- 
gen und auf eine gemeinsame sicherheits- und wirt- 
schaftspolitische Zielsetzung angewiesen. Nationale Interes- 
sen und nationale militärische Forderungen einerseits, Stan- 
dardisierung im Bündnis andererseits sind in ein optimales 
Verhältnis zueinander zu bringen. Dabei ist es wichtiger, na- 
tionale militärische Forderungen lieber nur zu 80 oder 85 
statt zu 100 Prozent zu erfüllen, wenn dadurch eine standar- 
disierte Ausrüstung der verbündeten Streitkräfte mit allen 
ihren Vorteilen erreicht wird. 

116. Oer NATO-Rat hat im Dezember 1 975 beschlossen, die 
bündnisweite Rüstungszusammenarbeit zu aktivieren. Auf 
Vorschlag der EUROGROUP soll außerdem eine unabhängi- 
ge Arbeitsgruppe, zu der auch Frankreich eingeladen ist, die 
Möglichkeiten verstärkter europäischer Rüstungskoopera- 
tion prüfen und den transatlantischen Dialog vorbereiten. 
Vorübergehende Nachteile der Kooperation — beispielswei- 
se Verzicht auf nationale Entwicklungen oder Beschränkung 
der nationalen Produktion einzelner Rüstungsprojekte — 
sind für uns und unsere Partner nicht immer vermeidbar. 
Wegen der langfristigen Vorteile von Standardisierung müs- 
sen jedoch alle Partnerstaaten bereit sein, kurzfristige Nach- 
teile in Kauf zu nehmen. Als Übergang siösung kann ein 
Kompensationsmechanismus notwendig werden, der die 
Vor- und Nachteile, unabhängig vom Einzelvorhaben, zwi- 
schen den Partnern ökonomisch ausgleicht. So könnten we- 
niger leistungsfähige Partner mit ihren begrenzten indu- 
striellen Möglichkeiten zum Zuge kommen. 


Dirigismus 


Verzicht auf 
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CNAD 


EURONAD 


Wo volle Standardisierung nicht erreichbar oder nicht gebo- 
ten ist, dort muß Interoperabilität — die Fähigkeit unter- 
schiedlicher Systeme. Zusammenwirken zu können — zu- 
mindest aber Kompatibilität — die gemeinsame Arbeitsfä- 
higkeit verschiedener Systeme, ohne sich gegenseitig zu 
stören — angestrebt werden. 

Solange keine neuen Formen der Rüstungskooperation ge- 
funden sind, ist die bisherige Zusammenarbeit in den vor- 
handenen Organisationen zu intensivieren und weiterzuent- 
wickeln, Einer engeren Beteiligung Frankreichs, das außer- 
halb der NATO-Integration und der EUROGROUP steht, ist 
besondere Bedeutung beizumessen. Die systematische 
Überprüfung und Koordination der nationalen Rüstungspro- 
gramme für Forschung, Entwicklung und Produktion haben 
Vorrang. 

117 . Alle Bemühungen um Rüstungszusammenarbeit wer- 
den nur dann Erfolg haben, wenn sie von dem gemeinsamen 
politischen Willen getragen sind, die Verteidigungsfähigkeit 
des Bündnisses zu stärken. Dazu bedarf es der entschlosse- 
nen Führung durch die verantwortlichen Minister. 


Formen der Zusammenarbeit 


118. Im Atlantischen Bündnis gibt es für Rüstungszusam- 
menarbeit multinationale Gremien. Außerdem wird auch bi- 
lateral zusammengearbeitet. 

Die Konferenz der Nationalen Rüstungsdirektoren (CNAD^o) 
koordiniert die Zusammenarbeit in der Allianz. Die Direkto- 
ren tauschen regelmäßig Erfahrungen aus. Sie entwerfen für 
Projekte, die von mehreren Partnern gemeinsam entwickelt 
oder hergestellt werden können, die technischen Grundvor- 
stellungen. Sie sind bemüht, die Zeitpläne zu harmonisieren. 
Die Nationalen Rüstungsdirektoren der EUROGROUP 
(EURONAD^^) stimmen vorher ihre Auffassungen ab. Die 
Verteidigungsminister der EUROGROUP haben sich schon 
1972 auf gemeinsame Grundsätze für die Rüstungszusam- 
menarbeit geeinigt. Eine ihrer Untergruppen, EUROLONG- 
TERM, erarbeitet gemeinsame taktische Konzeptionen und 
Doktrinen — Grundlagen für gemeinsame langfristige Rü- 
stungsplanung. 

Die Zusammenarbeit der Heereschefs von Belgien, der Bun- 
desrepublik Deutschland, von Frankreich. Großbritannien. 


CNAD: Conference of National Armaments Di rectors. 

11) EURONAD: EUROGROUP National Armaments Directors. 
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Italien, Luxemburg und den Niederlanden ergänzt die Rü* 
stungskooperation im Bündnis. Die Abstimmung zwischen 
den Heereschefs hat Fortschritte bei der Standardisierung 
von Material durch Harmonisierung von Führungs- und 
Kampfverfahren und taktischer Konzepte möglich gemacht. 
Unter den vielfältigen zweiseitigen Aktivitäten der Bundesre- 
publik Deutschland hat die Zusammenarbeit mit den USA, 
mit Frankreich und mit Großbritannien bislang den größten 
Umfang. Die Bundeswehr erhielt bis Anfang 1975 Rüstungs- 
güter im Wert von mehr als 20 Milliarden DM allein aus den 
Vereinigten Staaten. 

Auch Frankreich hat großen Anteil an der Ausrüstung der 
Bundeswehr. Von 1955 bis Anfang 1975 wurden franzö- 
sische Rüstungsgüter im Wert von 6,3 Milliarden DM ge- 
kauft. Heute bestimmen Gemeinschaftsentwicklungen die 
deutsch-französische Rüstungszusammenarbeit. 
Großbritannien lieferte bis Anfang 1975 Rüstungsgüter im 
Wert von 2.2 Miliiarden DM. 


Projekte der Zusammenarbeit 


119. Das NATO-Infrastrukturprogramm ist exemplarisch 
für bündnisweite Rüstungszusammenarbeit. Dazu gehören 
ein Netz von 220 Flugplätzen einschließlich technischer Ein- 
richtungen und gemeinsamer Kraftstoffversorgung durch 
Pipelines der NATO und ein integriertes Luftverteidigungs- 
system mit mehr als 80 Radarstellungen in neun NATO-Staa- 
ten von Norwegen bis zur Türkei. Das Luftverteidigungssy- 
stem überwacht mit einheitlicher Ausrüstung, einheitlicher 
Befehlsstruktur und koordinierter Einsatzsteuerung den 
NATO-Luftraum. 

Rund fünf Milliarden Dollar wurden bislang für das Infra- 
strukturprogramm der NATO aufgewendet. Das Programm 
zeigt, daß Rüstungskooperation vor allem dann funktioniert, 
wenn das System nur integriert betrieben werden kann und 
wenn finanziell aufwendiges Gerät von großer technologi- 
scher Komplexität benötigt wird, dessen Beschaffung die 
Wirtschaftskraft einzelner Nationen überfordert. 

120. Die Ausrüstung von acht europäischen NATO-Part- 
nern mit Jagdbombern. Abfangjägern und Aufklärungsflug- 
zeugen des Typs F-104 STARFIGHTER war ein Beispiel da- 
für, daß Standardisierung Kosten senkt und den Betrieb ver- 
einfacht. Das NATO-Büro NASMO’^ steuerte das Pro- 


NASMO: NATO Starfighter Management Office = Lenkungsbüro der 
NATO für das Starfighter-Programm. 
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STARFIGHTER 


LANCE 


MRCA 


Feldhaubitze 70 


ALPHA-JET 


MILAN und HOT 


gramm zur Einführung und Betreuung des STARFIGHTER. 
Weitere Gemeinschaftsprojekte waren das Luftabwehrsy- 
stem HAWK — einschließlich des HAWK-Verbesserungspro- 
gramms HIPia — und die Rakete SIDEWINDER. 

Gleich positiv wirkt sich bei den Landstreitkräften die Zu- 
sammenarbeit der sechs Benutzerstaaten — Belgien, Bun- 
desrepublik Deutschland, Dänemark, Italien, Niederlande, 
Norwegen — beim Kampfpanzer LEOPARD 1 aus. 

Auch die Beschaffung des amerikanischen Boden-Boden- 
Flugkörpers LANCE durch fünf europäische Staaten — Bel- 
gien, Bundesrepublik Deutschland. Großbritannien, Italien, 
Niederlande — bietet den Vorteil einheitlicher Führung, In- 
standsetzung und Versorgung. Die NATO-Behörde NAMSA^^ 
übernimmt die Instandsetzungs- und Versorgungssteue- 
rung. Außerdem soll Bedienungs- und Instandsetzungsper- 
sonal gemeinsam ausgebildet werden. 

121. Bewährt hat sich die trilaterale Zusammenarbeit der 
Bundesrepublik Deutschland mit Großbritannien und Ita- 
lien. Die drei Staaten entwickeln gemeinsam das MRCA, das 
bisher größte europäische Beschaffungsprojekt. Eine 
NATO-Behörde, die NAMMA^s, koordiniert das Programm, 
Auch die erste multinationale Rohrartilleriewaffe der NATO, 
die Feldhaubitze 70, wird von der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Großbritannien und Italien gemeinsam entwickelt und 
beschafft. Die Munition der Haubitze soll so standardisiert 
werden, daß sie in der NATO aus allen Rohrwaffen dessel- 
ben Kalibers verschossen werden kann. Ein Management- 
Board und Fachgruppen steuern dieses Programm. Die drei 
Staaten entwickeln außerdem gemeinsam die Panzerhau- 
bitze 70. 

122. Erfolgreich arbeitet die Bundesrepublik Deutschland 
auch mit Frankreich zusammen. Beide Staaten entwickeln 
und beschaffen gemeinsam den ALPHA-JET als Schulflug- 
zeug und zur Nahunterstützung der Landstreitkräfte. Andere 
Staaten zeigen Interesse an dieser Entwicklung. 

Die von Frankreich und der Bundesrepublik Deutschland 
gemeinsam entwickelte Panzerabwehrrakete MILAN wird 
zur Zeit der Truppe zugeführt. Die Beschaffung des schwe- 
ren Panzerabwehr-Lenkwaffensystems HOT, ebenfalls ein 
deutsch-französisches Projekt, hat begonnen. HOT soll von 
Panzern und Hubschraubern aus Feindpanzer bekämpfen. 
Das gemeinsam von Frankreich und der Bundesrepublik 
Deutschland entwickelte Fliegerabwehr-Raketensystem RO- 

■'3) HIP: HAWK Improvement Program. 

'*) NAMSA: NATO Maintenance and Supply Agency = Behörde der NATO 
für Materialausstattung und Ersatzteilversorgung. 

'S) NAMMA: NATO MRCA Management Agency = Lenkungsbehörde der 
NATO für das MRCA-Programm. 
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LAND II ist in der Vorserienphase. Auch die USA werden die- 
ses System in ihren Streitkräften verwenden. Dies ist ein Bei- 
spiel dafür, daß europäisch-amerikanische Rüstungszusam- 
menarbeit nicht nur eine Einbahnstraße von den USA nach 
Europa sein muß. Wenn europäisches Wehrmaterial techno- 
iogisch leistungsfähig und zugleich wirtschaftlich herzustel- 
len ist, dann kann europäisch-amerikanische Rüstungszu- 
sammenarbeit auch im Gegenverkehr betrieben werden. 

123. Der Druck, den Mittelknappheit und Kostensteigerun- 
gen auf die Verteidigungsplanung des Bündnisses ausüben, 
wird nicht nachiassen. Abgesehen davon wird der Zwang, 
die Mittel rationeller einzusetzen, eher noch stärker, solange 
der Warschauer Pakt sein Rüstungspotential aufstockt. Dar- 
um muß Rüstungszusammenarbeit dafür sorgen, daß die 
NATO ihre Abschreckungs- und Verteidigungsfähigkeit auf- 
rechterhalten kann. Zahlreiche Initiativen der letzten Zeit be- 
weisen, daß die Einsicht in diese Notwendigkeit wächst. 


ROLAND 
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Sicherheit durch Stabilität 
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124. Die Bundesregierung sieht in einer Politik des Wachs- 
tums in Stabilität ein Element der Sicherheit im Innern und 
nach außen. Ihre Politik gegen die weltweite Inflation, gegen 
Arbeitslosigkeit und gegen internationale Zahlungsbilanz- 
Schwierigkeiten soll Bedingungen schaffen, die den Bürgern 
das Leben in unserem Staat lebenswert machen. Das ent- 
zieht extremistischen Kräften den Boden und stärkt die Be- 
reitschaft, unser Land und seine Lebensordnung zu verteidi- 
gen. 

Angesichts der engen wirtschaftlichen Verflechtung, vor al- 
lem mit den europäischen NATO-Partnern, setzt sich die 
Bundesregierung für eine international abgestimmte Politik 
ein, deren Ziel es ist, wirtschaftliches Wachstum unter mög- 
lichst stabilen Verhältnissen zu sichern. Zu dieser Politik ha- 
ben sich die Allianzpartner im NATO-Vertrag verpflichtet: 
„Die Parteien dieses Vertrages ... sind bestrebt, die innere 
Festigkeit und das Wohlergehen im nordattantischen Gebiet 
zu fördern.“ 


Sicherheit durch Kooperation 

125. Die Bundesregierung ist — zusammen mit den wich- 
tigsten westlichen Industrienationen — seit der Ölkrise um 
ein gemeinsames Programm für langfristig gesicherte, stö- 
rungsfreie Energieversorgung bemüht. Sie unterstützte auf 
der Washingtoner Energiekonferenz im Februar 1974 ein in- 
ternationales Energieprogramm und hat im November 1974 
das „Übereinkommen über ein internationales Energiepro- 
gramm“ unterzeichnet, durch das eine Internationale Ener- 
gieagentur (lEA) im Rahmen der Organisation für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) geschaffen 
wurde. Das internationale Energieprogramm sieht vor 

• einen Krisenmechanismus, mit dessen Hilfe Störungen in 
der Mineralölversorgung solidarisch bewältigt werden 
können, 

• Kooperation mit anderen Verbraucherländern und mit 
den Ölländern, um eine stabile Ölversorgung zu errei- 
chen. 
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Die Bundesregierung begrüßt den Dialog, der mit der Konfe- 
renz für Internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit im 
Dezember 1975 vertieft wurde. Die Konferenzteilnehmer ver- 
einbarten, daß vier Kommissionen {Energie, Rohstoffe, Ent- 
wicklung, Finanzen und Währung) Kooperationsvorschtäge 
erarbeiten sollen. 


Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 


126. Die Bundesregierung sieht in der Entwicklungspolitik 
ein besonders wichtiges Mittel, einen Ausgleich der Interes- 
sen zwischen Industriestaaten und Entwicklungsländern zu 
erreichen. Am 9. Juli 1975 beschloß sie ,,25 Thesen zur Poli- 
tik der Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern“. In 
diesen Thesen und in ihrer im November 1975 fortgeschrie- 
benen „Entwicklungspolitischen Konzeption“ erklärt die 
Bundesregierung, daß sie 

• eine aktive Rolle spielen will, um Konflikte zwischen Indu- 
striestaaten und Entwicklungsländern zu vermeiden, 

• einen Ausgleich zwischen den Interessen der Entwick- 
lungsländer und unseren Interessen anstrebt, 

• die Mittel für Entwickiungspolitik regional und sachlich 
nach Schwerpunkten einsetzen will, 

■ eine Dreiecks-Kooperation mit den ölexportierenden Län- 
dern und anderen Entwicklungsländern zur Förderung 
von Entwicklungsprojekten erreichen will. 


Das Abkommen von Lome 


127. Das im Frühjahr 1975 in Lome — der Hauptstadt To- 
gos — geschlossene Abkommen zwischen der Europä- 
ischen Gemeinschaft und Staaten in Afrika, im Karibischen 
Raum und im Pazifischen Ozean ist eine neue Form der Ko- 
operation zwischen Industriestaaten und Entwicklungslän- 
dern. 

Das Abkommen gewahrt den Partnerstaaten Zugang zum 
europäischen Markt, ohne sie zur handelspolitischen Ge- 
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genseitigkeit zu verpflichten, und sieht finanzielle Hilfe für 
sie vor. Mit diesem Abkommen hilft die Europäische Ge- 
meinschaft, das Entwicktungsgefälle zwischen Industrie- 
staaten und Ländern der Dritten Welt und dadurch bedingte 
Internationale Spannungen und Konfliktrlsiken abzubauen. 
Die Regelungen, die für den Handel, die Rohstoffe, die finan- 
zielle und industrielle Zusammenarbeit getroffen wurden, 
sind eine konstruktive Antwort der Europäischen Gemein- 
schaft auf Probleme der Dritten Welt. 
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Sicherheit und Entspannung 


128. Entspannung ist ein Vorgang, der von der Konfronta- 
tion zur Kooperation und zum friedlichen Nebeneinander 
führen soll. Die unterschiedlichen Ausgangspositionen und 
ideologischen Zielvorstellungen von West und Ost machen 
die Grenzen von Entspannungsbemühungen deutlich. 

Die Entspannungspolitik des Ostens orientiert sich an der 
Theorie von der „friedlichen Koexistenz". Nach dieser Theo- 
rie soll zwar der militärische Konflikt zwischen Staaten ver- 
mieden werden und zwischenstaatliche, vor allem wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit möglich sein, aber der interna- 
tionale Klassenkampf zwischen den Gesellschaftsordnun- 
gen fortdauern. Das begrenzt Entspannung auf die Bezie- 
hungen zwischen den Staaten und schlieSt Entspannung 
zwischen Gesellschaftsordnungen aus. 

Innerhalb dieser Grenzen der Entspannung spotitik strebt die 
Bundesregierung einen Modus vivendi an, der Kriege verhin- 
dert und wirtschaftliche Kooperation sowie größere Freizü- 
gigkeit für Menschen und Informationen zwischen West und 
Ost möglich macht. Die Bundesregierung sieht das Risiko, 
daß Entspannungsbemühungen als Entspannung mißver- 
standen werden. Wunschdenken fördert Entspannung nicht, 
gefährdet sie eher. Verteidigungsfähigkeit ist und bleibt der 
Boden, auf dem Entspannungsbemühungen aussichtsreich 
sind. Ohne genügend Vorsorge für die äußere Sicherheit 
gibt es keine Entspannung. 


Vereinte Nationen und Entspannung 


129. Die Bundesrepublik Deutschland vertritt — wie alle 
Staaten — auch im Weltforum der Vereinten Nationen die 
Ziele ihrer Entspannungspolitik. Dies gilt für Rüstungskon- 
trolle und Abrüstung allgemein wie für die im Genfer Abrü- 
stungsausschuß (CCD^B) diskutierten Probleme: Verringe- 
rung der Militärhaushalte, Verbot chemischer Waffen, Ver- 


CCO; Conference of the Committee on Oisarmament = Konferenz des 
Abrüstungsausschusses. 


70 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4554 


bot der Einwirkung auf Umwelt und Klima zu Kriegsfüh- 
rungszwecken sowie Testverbot für Nuklearwaffen. 
Gleichzeitig mit den Regierungen Belgiens, Italiens, Luxem- 
burgs und der Niederlande hat die Bundesregierung Anfang 
Mai 1975 die Ratifikationsurkunde zum Vertrag über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen hinterlegt. Damit ist dieser 
Vertrag, der aut eine irische Initiative in den Vereinten Natio- 
nen zurückgeht, für unser Land in Kraft getreten. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Bestimmungen des 
Vertrages schon bei dessen Unterzeichnung im November 
1969 als für sich verbindlich erklärt und sich an diese Erklä- 
rung gehalten. Bereits 1954 hatte sie auf nukleare, biologi- 
sche und chemische Kampfmittel verzichtet. Auch heute hält 
die Bundesregierung den Nichtverbreitungsvertrag für das 
wichtigste Instrument, die Zahl der Nuklearmächte zu be- 
grenzen, die friedliche Nutzung der Kernenergie zu fördern 
und ihren Mißbrauch zur Herstellung von Kernwaffen und 
sonstigen Kernsprengkörpern durch Nicht-Nuklear-Staaten 
zu verhindern. 

130. Die Vereinten Nationen betreiben auch unmittelbar 
Friedenssicherung. Sie entsenden beispielsweise Truppen- 
kontingente in Spannungsgebiete. Die Bundesrepublik 
Deutschland hilft seit Jahren, die Truppen der Vereinten Na- 
tionen auf Zypern finanziell zu unterhalten. Im Januar 1974 
flog die Luftwaffe ghanesische und senegalesische Kontin- 
gente für die Friedenstruppe der Vereinten Nationen in 59 
Einsätzen mit rund 1660 Flugstunden nach Kairo. 


Kontrolle der strategischen Rüstung 


131 . Die USA und die Sowjetunion als strategisch hochge- 
rüstete Weltmächte haben sicherheits- und entspannungs- 
politisch eine besondere Verantwortung. Erfolge oder Mißer- 
folge ihrer bilateralen Verhandlungen, nukleare Auseinan- 
dersetzungen zu verhindern und strategische Waffen an 
Zahl zu begrenzen, berühren unmittelbar die Sicherheit un- 
seres Landes. Die Bundesregierung unterstützt solche Be- 
mühungen der beiden Weltmächte. Sie wird — wie ihre 
Bündnispartner — von der amerikanischen Regierung regel- 
mäßig über den Stand der Verhandlungen informiert. 

132. Das 1973 geschlossene amerikanisch-sowjetische Ab- 
kommen zur Verhinderung eines Atomkrieges dient der 
Kriegsverhütung schlechthin und damit der Sicherheit unse- 
res Landes. Die Handlungsfreiheit des Bündnisses wird 


Nichtverbreitung 


Kriegsverhütung 
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SALT 


durch das Abkommen nicht eingeengt: Die Flexible Re- 
sponse bleibt das strategische Konzept der NATO; es 
schließt die Möglichkeit des nuklearen Ersteinsatzes zur 
Verteidigung gegen massive konventionelle Angriffe ein. 
Das amerikanisch-sowjetische Abkommen schließt diese 
Möglichkeit nicht aus. 

133. Oie Bemühungen der beiden Weltmächte, das nuklear- 
strategische Kräfteverhältnis zu stabilisieren, erbrachten 
1972 einen Anfangserfolg. Die erste Verhandlungsrunde 
über die Begrenzung strategischer Waffen (SALT^^ I) führte 
damals zu einem unbefristeten Vertrag über eine Zahl von 
Waffensystemen zur Abwehr ballistischer Raketen und zu ei- 
nem auf fünf Jahre befristeten Interimsabkommen über die 
quantitative Begrenzung strategischer Offensivwaffen. Da- 
mit wurden erstmals Rüstungskontroll vereinbaren gen über 
strategische Waffen zwischen Ost und West getroffen. Zu- 
gleich eröffneten sich Aussichten auf eine zweite Verhand- 
lungsrunde (SALT II). 

134. Die SALT Il-Rahmenabsprache zwischen dem ameri- 
kanischen Präsidenten Ford und dem KPdSU-Generalsekre- 
tär Breschnew in Wladiwostok vom November 1974 umriS 
die Substanz für ein neues, zehn Jahre gültiges Abkommen: 
Auf beiden Seiten soll die Zahl der AbschuBvorrichtungen 
für land- und seegestützte Interkontinentalraketen sowie die 
Zahl der strategischen Bomber insgesamt 2400 nicht über- 
steigen. Von den Trägermitteln sollen nicht mehr als 1320 
mit MIRV bestückt werden. Darüber hinaus wurde verein- 
bart. noch vor 1980 Verhandlungen über die Verminderung 
von strategischen Waffensystemen aufzunehmen. Erst diese 
nächste SALT-Runde (SALT III) soll die Zahl strategischer 
Waffen reduzieren. 

Die Bundesregierung hat die Absprache von Wladiwostok 
begrüßt. Sie hofft, daß die SALT Il-Verhandlungen, die jetzt 
auf der Grundlage dieser Absprache in Genf geführt werden, 
einen befriedigenden Abschluß ergeben. Der Vertrag würde 

• auf beiden Seiten die Unsicherheit über Planungen von 
Stückzahlen der anderen Seite beseitigen und dem quan- 
titativen Rüstungswettlauf mit strategischen Waffen zwi- 
schen den USA und der Sowjetunion ein Ende setzen, 

• die internationale Sicherheitslage festigen, 

• bestätigen, daß der Gleichstand der Waffen ein wichtiges 
Element der politischen Stabilität ist, 

• die Voraussetzungen für Reduzierungsverhandlungen in 
der nächsten Runde (SALT III) schaffen. 

Wenn es gelingt, mit dem SALT Il-Abkommen das strategi- 
sche Gleichgewicht festzuschreiben, gewinnt die Ausgewo- 


'■r) SALT: Strategie Arms Limitation Talks. 
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genheit der konventionellen Streitkräfte erhöhte Bedeutung. 
Das muß bei allen Rüstungskontrollverhandlungen berück- 
sichtigt werden. 


KSZE 

135. Die internationalen Entspannungsbemühungen ha- 
ben zum Abschluß der KSZE in Helsinki geführt. Die Bun- 


Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
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desrepubtik Deutschland hatte zu dieser positiven Entwick- 
lung in Europa maßgeblich beigetragen durch 
■ den Vertrag mit der Union der Sozialistischen Sowjetre- 
publiken vom 12. August 1970, 

• den Vertrag mit der Volksrepublik Polen über die Grund- 
lagen der Normalisierung der gegenseitigen Beziehungen 
vom 7. Dezember 1 970, 

• den Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR vom 
21 . Dezember 1 972, 
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Schlußakte 


Militärische 

Aspekte 


■ den Vertrag über die gegenseitigen Beziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der CSSR 
vom 1 1 . Dezember 1973. 

Das Vier-Mächte-Abkommen über Berlin vom 3. September 
1971 war ein weiterer wichtiger Schritt. Dies alles bereitete 
den Boden für die Konferenz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa, die am 1. August 1975 in Helsinki mit 
der Unterzeichnung einer Schlußakte durch Staats-, Regie- 
rungs- und Parteichefs von 35 europäischen und nordameri- 
kan'schen Staaten zu Ende ging. 

136 . Die KSZE-Schlußakte ist kein völkerrechtlicher Ver- 
trag. Sie ist eine gemeinsame Absichtserklärung, die in vier 
Abschnitten Fragen des Verhältnisses der Staaten zueinan- 
der behandelt; 

• Fragen der Sicherheit in Europa, die in einer Erklärung 
über Prinzipien zwischenstaatlicher Beziehungen und in 
einem Dokument über vertrauensbildende Maßnahmen 
und bestimmte Aspekte der Sicherheit und Abrüstung zu- 
sammengefaßt sind, 

• Fragen der Zusammenarbeit in Wirtschaft, Wissenschaft. 
Technik und der Umwelt, 

• Fragen der Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittel- 
meerraum, 

• Fragen der Zusammenarbeit in humanitären und anderen 
Angelegenheiten. 

Die Schlußakte stellt die Gleichwertigkeit der formulierten 
Prinzipien ausdrücklich fest. Das Prinzip der Unverletzlich- 
keit von Grenzen hat das gleiche Gewicht wie die Feststel- 
lung, daß Grenzen in Übereinstimmung mit dem Völker- 
recht, durch friedliche Mittel und durch Vereinbarung verän- 
dert werden können. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
auf diese Aussage besonderen Wert gelegt. Ihr Ziel bleibt es, 
auf einen Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, in 
dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine 
Einheit wiedererlangt. 

137 . Die in der Schlußakte enthaltenen militärischen 
Aspekte sollen das Vertrauen der Teilnehmerstaaten zuein- 
ander stärken. Sie haben überwiegend politischen Charak- 
ter. Ihr Wert wird sich in der Zukunft erweisen müssen. 

Die Bundesregierung hält die vertrauensbildenden Maßnah- 
men für politisch bedeutsam. Sie hat das deutlich gemacht, 
indem sie als erste der an der KSZE teilnehmenden Regie- 
rungen die üblichen Herbstmanöver entsprechend der 
KSZE-Schlußakte ankündigte. Sie hat außerdem alle Teil- 
nehmer an der KSZE eingeladen, Beobachter zu dem Manö- 
ver „CERTAIN TREK“ in Bayern zu entsenden. Die Staaten 
des Warschauer Paktes haben diese Einladung nicht beant- 
wortet. Sie nahmen vielmehr in einer publizistischen Kam- 
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Vertrauensbildende Maßnahmen 

Auszug aus der KSZE-Schlu0akte 
Di© Teilnehmerstaaten 

... überzeugt von der politischen Bedeutung der vorherigen 
Ankündigung größerer militärischer Manöver für die Förde- 
rung des gegenseitigen Verständnisses und die Stärkung 
von Vertrauen, Stabilität und Sicherheit; 

... in der Erkenntnis, daß diese Maßnahme, die aus politi- 
scher Entscheidung hervorgeht, auf freiwilliger Grundlage 
beruht; 

haben folgendes angenommen: 

L Vorherige Ankündigung von größeren militärischen 
Manövern 

Sie werden ihr© größeren militärischen Manöver allen ande- 
ren Teilnehmerstaaten auf üblichem diplomatischen Wege in 
Übereinstimmung mit den folgenden Bestimmungen ankün- 
digenr 

Ankündigungen werden gegeben von größeren militärischen 
Manövern von Landstreitkräften in einer Gesamtstärke von 
mehr als 25 000, an denen diese selbständig oder kombiniert 
mit etwaigen Teilen von Luft- oder Seestreitkräften teil neh- 
men (in diesem Zusammenhang schließt der Begriff „Land- 
streitkräfte" amphibische und Luftlandekräfte ein). Im Falle 
selbständiger Manöver von amphibischen oder Luftlande- 
kräften oder kombinierter Manöver, In die sie einbezogen 
sind, werden diese Kräfte in diese Gesamtstärke eingeschlos- 
san. Des weiteren können, im Falle kombinierter Manöver, 
bei welchen die oben angegebene Gesamtstärke nicht er- 
reicht wird, in die jedoch Landstreitkräfte zusammen mit ei- 
ner bedeutenden Zahl entweder amphibischer oder Luft- 
landekräfte, oder beider, einbezogen sind, diese Manöver 
ebenfalls angekündigt werden. 

Ankündigungen werden gegeben von größeren militärischen 
Manövern, die auf dem Territorium, in Europa, eines jeden 
Teilnehmerstaates, sowie falls anwendbar, im angrenzenden 
Seegebtet und Luftraum stattfinden. 

Im Falle eines Teilnehmerstaates, dessen Territorium sich 
über Europa hinaus erstreckt, müssen vorherige Ankündi- 
gungen nur von Manövern gegeben werden, die in einem Ge- 
biet innerhalb von 250 Kilometern von seiner Grenze stattfin- 
den, die einem anderen europäischen Teilnehmerstaat ge- 
gen ü bertiegt, oder die er mit ihm teilt, der Teilnehmerstaat 
muß jedoch keine Ankündigung in den Fällen geben, in de- 
nen dieses Gebiet auch der Grenze des Teilnehmerstaates 
benachbart ist, die einem nicht-europäischen ntchlteilneh- 
menden Staat gegenüberliegt, oder die er mit ihm teilt. 
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Oie Ankündigung wird 21 Tage CKler mehr vor Beginn des 
Manövers gegeben, oder, wenn ein Manöver kurzfristiger an- 
gesetzt wird, so frühzeitig wie möglich vor dem Datum seines 
Beginnes. 

Die Ankündigung wird Angaben über die Benennung, soweit 
vorhanden, den ailgemeinen Zweck und die an dem Manöver 
beteiligten Staaten, die Art oder Arten und die zahlenmäßige 
Stärke der eingesetzten Streitkräfte, das Gebiet und den ge- 
schätzten zeitlichen Rahmen seiner Durchführung enthaiten. 
Die Teiinehmerstaaten werden ebenso, wenn möglich, zu- 
sätzliche einschlägige Angaben zur Verfügung stellen, ins- 
besondere solche, die sich auf die Kompondnten der einge- 
setzten Streitkräfte und den Zeitraum ihrer Beteiligung be- 
ziehen. 

Vorherige Ankündigung anderer militärischer Manöver 
Die Teilnehmerstaaten erkennen an. daß sie darüber hinaus 
zur Stärkung des Vertrauens und zur Erhöhung der Sicher- 
heit und Stabilität beizutragen vermögen und zu diesem 
Zweck anderen Teilnehmerstaaten, mit besonderer Berück- 
sichtigung derer nahe dem Gebiet solcher Manöver, auch 
kleinere militärische Manöver ankündigen können. 

Zum gleichen Zweck erkennen die Teilnehmerstaaten eben- 
falls an, daß sie auch andere militärische Manöver, die sie 
durchführen, ankündigen können. 

Austausch von Beobachtern 

Die Teilnehmerstaaten werden, freiwillig und auf bilateraler 
Grundlage, im Geiste der Gegenseitigkeit und des guten Wil- 
lens allen Teilnehmerstaaten gegenüber, andere Teilnehmer- 
staaten einladen, Beobachter zur Teilnahme an militärischen 
Manövern zu entsenden. 

Der einladende Staat wird in jedem einzelnen Fall die Anzahl 
der Beobachter, die Verfahren und Bedingungen ihrer Teil- 
nahme bestimmen und sonstige Informationen geben, die er 
für nützlich halten mag. Er wird angemessene Vorsorge tref- 
fen und Gastfreundschaft gewähren. 

Die Einladung wird auf üblichem diplomatischem Wege so- 
weit im voraus ergehen, wie dies passend und möglich ist. 

Andere vertrauensbildende Maßnahmen 
Die Teilnehmerstaaten erkennen an, daß es andere Mittel 
gibt, durch die ihre gemeinsamen Ziele gefördert werden 
können. 

Insbesondere werden sie unter gebührender Berücksichti- 
gung der Gegenseitigkeit und mit dem Ziel eines besseren 
gegenseitigen Verständnisses den Austausch auf Einladung 
zwischen ihrem militärischen Personal, einschließlich Besu- 
chen von Militärdelegationen, fördern , , , 
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pagne daran Anstoß, daß die NATO nach Abschluß der KSZE 
überhaupt noch Manöver in dem bisher üblichen Umfang 
macht. Anfang Januar hat die Sowjetunion erstmals ein Ma- 
növer angekündigt, ohne allerdings Manöverbeobachter 
einzuladen. Die Bundesregierung ist der Meinung, daß ohne 
die gemeinsame Anwendung der KSZE-Schlußakte durch 
alle Teilnehmer die Wirkungen der vereinbarten vertrauens- 
bildenden Maßnahmen unbefriedigend bleiben müssen. 

138. Das Kapitel über „Zusammenarbeit in humanitären 
und anderen Bereichen" bestätigt die Auffassung der westli- 
chen Teilnehmerstaaten, daß die Entspannung sich nicht 
auf die Beziehungen zwischen den Staaten beschränken 
darf, sondern die Menschen einbeziehen und ihnen zugute 
kommen muß — zum Beispiel durch Freizügigkeit und Aus- 
tausch von Informationen. 

139. Ein abschließendes Kapitel fixiert die Folgen der Kon- 
ferenz: Die Teilnehmerstaaten erklären ihre Entschlossen- 
heit, die Bestimmungen der Schlußakte in ihrer Politik „ge- 
bührend zu berücksichtigen und sie anzuwenden". Regie- 
rungsexperten sollen die Ergebnisse 1977 in Belgrad über- 
prüfen. 

140. Für die Interessen unseres Landes, der Europäischen 
Gemeinschaft und des Nordatlantischen Bündnisses sind 
die folgenden Tatsachen von Bedeutung: 

• Die KSZE hat den Status quo In Europa nicht festge- 
schrieben. Eine friedliche Lösung der deutschen Frage 
und der europäische Zusammenschluß bleiben möglich. 

• Die Solidarität der Länder der Europäischen Gemein- 
schaft und der NATO hat eine wichtige Bewährungsprobe 
bestanden. 

■ Die KSZE hat die politische Rolle der Vereinigten Staaten 
und Kanadas für Europa dokumentiert. 

• Der komplementäre Charakter politischer und militäri- 
scher Aspekte der Sicherheit ist ausdrücklich anerkannt 
worden. 

141 . Die KSZE-Beschlüsse sollen helfen, die Grundlage für 
ein friedliches Nebeneinanderleben und für eine intensivere 
Zusammenarbeit zwischen Staaten unterschiedlicher politi- 
scher und gesellschaftlicher Systeme zu schaffen. Sie sind 
ein Rahmen, der nun ausgefüllt werden muß. 


MBFR 

142. Die MBFR-Verhandlungen in Wien zwischen Staaten 
der NATO und dem Warschauer Pakt haben sich — nicht un- 
erwartet — als außergewöhnlich schwierig erwiesen. Es 


Menschliche 

Erleichterungen 
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Stehen sich dort zwei unterschiedliche Auffassungen gegen- 
über. 

143. Die NATO will beim Personalbestand der Landstreit- 
kräfte im Raum der Reduzierungen einen Gleichstand herbei- 


MBFR 
Raum der 
Reduzierungen 



führen, um damit eine stabilere militärische Lage in Mittel- 
europa zu schaffen. Da der Warschauer Pakt In Mitteleuropa 
mit Landstreitkräften eindeutig überlegen ist, sieht die 
NATO hier den Ansatzpunkt für Reduzierungen. Luftstreit- 
kräfte — auch hier ist der Warschauer Pakt überlegen — 
sind in diesem Zusammenhang von geringerer Bedeutung, 
da sie aufgrund ihrer hohen Beweglichkeit auch nach Redu- 
zierungen schnell zurückgeführt werden können. 

Der Warschauer Pakt will mit seinem Verhandtungsvor- 
schlag, der für beide Seiten zunächst an Zahl gleiche und 
dann prozentual gleiche Reduzierungen der Land- und Luft- 
streitkräfte sowie der mit Nuklearwaffen ausgerüsteten Ein- 
heiten in Mitteleuropa vorsieht, seine militärische Überle- 
genheit in diesem Raum vertraglich festschreiben. 

144. Ein Schlüsselproblem bei den MBFR-Verhandlungen 
ist die geographische Disparität. Die Sowjetunion grenzt an 
den Raum, in dem reduziert werden soll. Die Vereinigten 
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Staaten sind mehr als 6000 Kilometer entfernt. Hieraus er- 
gibt sich für den Fall einer Krise, in der Streitkräfte in den 
Raum der Reduzierungen zurückgeführt werden müßten, 
für die NATO ein entscheidender Nachteil. Sowjetische T rup- 
pen können ungleich einfacher und schneller zurückgeführt 
werden als amerikanische Truppen, die den Atlantik über- 
queren müssen. 

Aus der geographischen Lage des Reduzierungsraums er- 
gibt sich eine zweite wichtige Konsequenz. Dort stehen so- 
wohl einheimische als auch stationierte Streitkräfte. Statio- 
nierte Verbände können bei Reduzierungen in ihre Heimat- 
länder zurückgeführt und dort bereitgehalten werden. Wenn 
einheimische Streitkräfte vermindert werden, dann darf sich 
dies nur ebenso auswirken wie die Rückverlegung statio- 
nierter Streitkräfte. 

Der angestrebte Gleichstand beim Persona! der Landstreit- 
kräfte soll dadurch erreicht werden, daß MBFR für beide Sei- 
ten zu übereinstimmenden Höchststärken führt. Die inte- 
grierte Struktur der NATO und die Entwicklung der Europä- 
ischen Gemeinschaft verlangen, daß dabei die übereinstim- 
mende Höchststärke für die Truppen der NATO gemein- 
schaftlich festgelegt wird, nicht getrennt nach einzelnen 
Bündnispartnern. 

145. Im Dezember 1975 haben die NATO-Staaten ihr Ziel 
bestätigt, im Raum der Reduzierungen einen ungefähren 
Gleichstand der Landstreitkräfte auf beiden Seiten in der 
Form übereinstimmender kollektiver Gesamthöchststärken 
des Personals der Landstreitkräfte herzustellen. In einer er- 
sten Phase sollen Übereinstimmung über das Ziel dieser Pa- 
rität erreicht und als wichtiger und praktischer Schritt ameri- 
kanische und sowjetische Streitkräfte verringert werden. Die 
Minister beschlossen, bedeutende zusätzliche Vorschläge in 
Wien zu unterbreiten, die eine begrenzte Zahi amerikani- 
scher nuklearer Elemente in die Reduzierungen der ersten 
Phase einschlieSen. Dieses einmalige Angebot erfolgt in der 
Erwartung und unter der Voraussetzung, daß der Warschau- 
er Pakt nunmehr dem Ziel des ungefähren Gleichstandes 
der Landstreitkräfte und der Verringerung der Panzerdispa- 
ritäten zustimmt. 

146. Die Bundesregierung wird auch künftig alle Entspan- 
nungsmöglichkeiten entschlossen ausschöpfen, um mehr 
Sicherheit zu gewinnen. Entspannungspol jtik ist ein lang- 
wieriger Vorgang, der mit Zähigkeit und einem sicheren 
Blick für Chancen und Risiken gefördert werden muß. Es 
gibt keine vernünftige Alternative zu dieser Politik. 


Gleiche 

Konsequenzen 
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Die Streitkräfte 


147. Das Grundgesetz — Artikel 87 a Absatz 1 — schreibt 
vor, Streitkräfte zur Verteidigung aufzustellen. Das begrün- 
dete den Aufbau der Bundeswehr und bestimmt ihre Auf- 
gabe. 

Die Bundeswehr ist ein Organ der Bundesexekutive. Der 
Deutsche Bundestag hat die Gesetzgebungsbefugnis für die 
Bundeswehr, Er beschließt laut Grundgesetz vor allem die 
finanziellen Mittel für die Streitkräfte, deren personelle Stär- 
ke und die Grundzüge ihrer Organisation. 


Verfassungs- 

auftrag 
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Instrument der Sicherheitspolitik 


Selbst- 

verteidigung 


NATO-Vertrag 


Defensiver 

Charakter 


148. Zentrale Aufgabe der Bundeswehr ist es, gemeinsam 
mit den verbündeten Streitkräften einen Angriff auf das Bun- 
desgebiet zu verhindern. Dazu wird die Bundeswehr im Ver- 
teidigungsfall eingesetzt. Der Verteidigungsfall ist gegeben, 
wenn das Bundesgebiet mit Waffengewalt angegriffen wird 
oder wenn ein Angriff unmittelbar droht. 

Die Aufgaben der Bundeswehr sind durch Verfassungsrecht 
und Völkerrecht begrenzt: 

• Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts sind Bestandteil 
des Bundesrechts. 

• Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht unter- 
nommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völ- 
ker zu stören, sind verfassungswidrig. 

• Die Verfassung verbietet ausdrücklich, einen Angriffs- 
krieg vorzubereiten und zu führen. 

149. Die Charta der Vereinten Nationen untersagt es. ge- 
gen die territoriale Integrität oder politische Unabhängigkeit 
eines Staates Gewalt anzudrohen oder anzuwenden. Zu- 
gleich bestätigt die Charta das Recht zur Selbstverteidigung 
und zur Kollektivverteidigung. In Übereinstimmung mit der 
Charta der Vereinten Nationen bestimmt das Grundgesetz, 
daß sich die Bundesrepublik Deutschland zur Wahrung des 
Friedens in ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit 
einordnen kann. Dieses Sicherheitssystem muß das Ziel ver- 
folgen, eine friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa 
und zwischen den Völkern der Welt herbeizuführen und zu 
sichern. 

150. Auf dieser Grundlage ist die Bundesrepublik Deutsch- 
land Mitglied der NATO. Der NATO-Vertrag verpflichtet die 
Bündnispartner, wie die Charta der Vereinten Nationen es 
fordect, jeden internationalen Streitfall, an dem sie beteiligt 
sind, auf friedlichem Wege zu regeln. Aber das Recht der 
Selbsterhaltung legitimiert die Selbstverteidigung mit Waf- 
fengewalt. Kern des NATO-Vertrags ist die Feststellung, daß 
ein bewaffneter Angriff gegen einen oder mehrere Bündnis- 
partner in Europa oder Nordamerika als ein Angriff gegen al- 
le NATO-Länder angesehen wird. 

151. Der Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik 
Deutschland zum Atlantischen Bündnis bedroht niemanden. 
Nach dem Willen des Grundgesetzes hat die Bundeswehr 
einen rein defensiven Charakter. Umfang, Organisation, Aus- 
rüstung und Ausbildung zeigen dies. 
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Die Bundesrepublik Deutschland hat auf Herstellung und 
Besitz von strategischen Offensivwaffen im eigenen Land 
verzichtet und einer internationalen Kontrolle ihrer Streit- 
kräfte durch die Westeuropäische Union zugestimmt. Die 
Bundeswehr hat keine atomaren, chemischen oder biologi- 
schen Kampfmittel. Sie verfügt nicht über weitreichende 
strategische Kampfflugzeuge und Flugkörper. Es gibt kei- 
nen nationalen Generalstab mit operativen Führungsaufga- 
ben. Die Masse der Kampfverbände wird im Verteidigungs- 
fall von NATO-Befehlshabern geführt. 

Die Logistik der Bundeswehr hat nur eine begrenzte Trans- 
portkapazität. Deshalb und wegen der geographischen Lage 
der Depots kann die Logistik Kampfverbände nur innerhalb 
des Bundesgebiets versorgen. 

Alles dies macht offenkundig, daS die Bundeswehr perso- 
nell, materiell, versorgungstechnisch und nach ihren Füh- 
rungsmöglichkeiten nicht zu einer strategischen Offensive 
taugt. 

152. Die Abwehr gegen einen modern ausgerüsteten und 
an Zahl überlegenen Gegner muß beweglich geführt wer- 
den. Auf dem Gefechtsfeld muß die Truppe rasch Schwer- 
punkte bilden und Gegenangriffe führen können. Panzern 
und Jagdbombern kommt dabei entscheidende Bedeutung 
zu. 

Nach dem NATO-Konzept der Vorneverteidigung ist die Inte- 
grität des Territoriums der Mitgliedstaaten zu bewahren und 
bei Gebietsverlusten wiederherzustellen. Wiederherstellung 
der territorialen Integrität, das bedeutet Rückgewinnung 
verlorengegangener Gebiete. Dazu gehört die Fähigkeit, Ge- 
genangriffe zu führen. Die Bundeswehr muß hierfür ausge- 
rüstet und ausgebildet sein. Der taktische Angriff Ist Element 
der strategischen Defensive. 


Gegenangriff 
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Auftrag der Streitkräfte 


153. Der Auftrag der Streitkräfte ist Mittelpunkt der Ge- 
samtkonzeption für die Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland. Diese nationale Konzeption der Landesvertei- 
digung ist — im Rahmen des Atlantischen Bündnissystems 
— am grundgesetzlichen Verteidigungsauftrag und der si- 
cherheitspolitischen Zielsetzung der Bundesrepublik 
Deutschland orientiert. 

Die Gesamtkonzeption der militärischen Verteidigung hat 
die Verteidigungspolitischen Richtlinien und eine ständig 
fortzuschreibende sicherheitspolitische und militärstrategi- 
sche Lagebeurteilung zur Grundlage. Sie besteht aus einem 
System von Konzeptionen, der Militärstrategischen Konzep- 
tion der Bundeswehr, den darauf aufbauenden Konzeptio- 
nen für Heer, Luftwaffe, Marine und den Konzeptionen für 
Fachaufgaben. Alle diese Konzeptionen sind eng miteinan- 
der verbunden. 

154. Der Verteidigungsauftrag bedeutet primär Abschrek- 
kung. Die Streitkräfte sollen gemeinsam mit den verbünde- 
ten Truppen durch Kampfkraft und hohe Einsatzbereitschaft 
jeden Aggressor davor abschrecken, militärische Gewalt an- 
zudrohen oder anzuwenden. 

In Zeiten politischer Spannungen oder in einer Krise erhö- 
hen die Streitkräfte je nach Lage und nach Weisung der poli- 
tischen Führung ihre Abwehrbereitschaft und sichern der 
Bundesregierung die politische Handlungsfreiheit. 

Im Verteidigungsfall haben die Streitkräfte den Auftrag, zu- 
sammen mit den verbündeten Truppen den Angreifer so 
grenznah wie möglich abzuwehren und verlorene Gebiete 
zurückzugewinnen. Bei drückender Überlegenheit des Ag- 
gressors muß sein Angriff so lange aufgehalten werden, bis 
die politische Führung mit politischen Mitteln den militäri- 
schen Konflikt beenden kann oder sich für die eine oder an- 
dere Eskalationsstufe der Abwehr entscheidet. 

Territoriale Truppen unter nationalem Befehl sichern die 
Operationsfreiheit der NATO-Streitkräfte. Die territorialen 
Truppen halten zu diesem Zweck Aufmarsch- und Nach- 
schubstraßen frei und schützen militärisch wichtige Objekte 
und Räume. 
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Militärstrategische Bedingungen 


155. In den militärstrategischen Untersuchungen, aus de- 
nen sich die Konzeption der Verteidigung ergibt, haben 
Raum und Zeit einen herausragenden Platz. Raum und Zeit 
bilden die Achsen eines Diagramms, in das die Bedingungen 
für die Gesamtkonzeption der Verteidigung eingezeichnet 
sind. 

Westeuropa ist aufgrund seiner ausgeprägten Industrialisie- 
rung und seiner Bevölkerungsdichte gegen jeden Angriff 
hochempfindlich. AuSerdem fehlt die geographische Tiefe, 
die es erlauben würde, bei der Verteidigung Raum preiszu- 
geben. 

Dies gilt vor allem für die Bundesrepubiik Deutschland mit 
ihrer rund 1700 Kilometer langen Grenze zum Warschauer 
Pakt. 

Die Industriestruktur unseres Landes und das extrem un- 
günstige Verhältnis von Nord/Süd- Ausdehnung zu Ost/ 
West-Ausdehnung verbieten Raumverluste. In einem 100 Ki- 
lometer breiten Streifen westlich der Grenze des Bundesge- 
biets zum Warschauer Pakt sind etwa 30 Prozent der Bevöl- 
kerung und 25 Prozent der Industriekapazität angesiedett. 
Dies macht augenfällig, daß die Sicherheit der Bundesrepu- 
blik Deutschland in erster Linie auf funktionierender Ab- 
schreckung beruht. Kommt es trotzdem zum Angriff, dann 
hat für unser Land die Wirksamkeit des militärstrategischen 
Prinzips der Vorneverteidigung vitale Bedeutung. 

156. Vorneverteidigung verlangt, daß die NATO fähig und 
bereit ist, unverzüglich und schlagkräftig zu antworten. Die 
Reaktion der NATO muß verhindern, daß es zu einem länger 
andauernden Kampf auf dem Territorium der Bundesrepu- 
blik Deutschland kommt. Denn ein solcher Kampf würde 
letztlich die Substanz dessen zerstören, was verteidigt wer- 
den soll. 

Die Entschlossenheit der NATO zur Vorneverteidigung 
drückt sich schon im Frieden darin aus, daß mehrere Bünd- 
nispartner in unserem Land einsatzbereite Streitkräfte 
grenznah stationiert haben. Diese Stationierung und die in- 
tegrierte Führung der Streitkräfte sind Merkmale der Soli- 
darität. 

157. Die hohe Präsenz der östlichen Streitkräfte und die 
geringe räumliche Tiefe zwingen die Bundesrepublik 
Deutschland und ihre Partner, präsente Streitkräfte zu un- 


Vorne- 

verteidigung 
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Südabschnitt 


Nordabschnitt 


terhalten. Flexibilität und Schnelligkeit modern ausgerüste- 
ter Streitkräfte — wie sie dem Warschauer Pakt zur Verfü- 
gung stehen — begünstigen einen Aggressor. Er kann nach 
Zeit und Ort Schwerpunkte bilden. Der Verteidiger hingegen 
muß seine Kräfte entlang der ganzen Landgrenze breitge- 
gliedert bereithalten. 

Damit einem Angreifer kurzfristig entscheidende Erfolge 
verwehrt werden, muß der Verteidiger ihm reaktionsschnelle 
Kräfte entgegensetzen können. Darum müssen Land-, Luft- 
und Seestreitkräfte im Einsatzraum präsent sein. Die Trup- 
pen des Heeres müssen grenznah disloziert sein, um ihre 
Verteidigungsräume schnell erreichen zu können. Alle 
Kampfverbände müssen zu rascher Bewegung fähig und mit 
hoher Feuerkraft ausgerüstet sein. 

158. Die Verteidigung unseres Landes wird dadurch ge- 
kennzeichnet, daß ein zusammenhängender Abwehrkampf 
mit dem europäischen Südabschnitt der NATO nicht mög- 
lich ist. Die neutralen Staaten Schweiz und Österreich liegen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem ver- 
bündeten Italien. 

159. Anders ist die Lage an der Nordgrenze. Dort gibt es 
den freien Zugang zur See und über Dänemark die Verbin- 
dung zur NATO-Nordflanke. Eine strategische Schlüsselpo- 
sition haben die Ostseezugänge. Die Kontrolle über die Ost- 
seezugänge stellt sicher, daß die NATO-Abschnitte Europa- 
Nord und Europa-Mitte zusammenhängend verteidigt wer- 
den können. Solange die NATO diese strategische Position 
hält, kann der Warschauer Pakt die Verbindung Ostsee — 
Atlantik nur im Frieden nutzen. 

Für unser Land ist die See und ihre weltweite Nutzung le- 
benswichtig. Die Außenhandelsbeziehungen und die Versor- 
gung mit Rohstoffen und Nahrungsmitteln hängen von der 
freien Nutzung der See ab. Angesichts der Abhängigkeit 
yvesteuropas von der Energieeinfuhr gewinnt der Schutz der 
Ölquellen in der Nordsee an Bedeutung. 

Über die Nordsee müssen in Spannungszeiten und im Ver- 
teidigungsfall Verstärkungen und militärischer Nachschub 
für Nord- und Mitteleuropa herangeführt werden. 

160. Bevölkerungsdichte und Wirtschaftsstruktur Westeu- 
ropas schränken die Möglichkeiten ein, umfangreiche prä- 
sente Streitkräfte zu unterhalten und auszubilden. 

Die Luftwaffe unterliegt bei der fliegerischen Ausbildung 
zahlreichen Einschränkungen, damit Lärmbelästigungen für 
die Bevölkerung erträglich bleiben und den Ansprüchen des 
Umweltschutzes Genüge getan wird. Auch die Standortwahl 
ihrer Flugplätze wird von diesen Kriterien beeinflußt. 
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Das Heer muß die Truppenübungsplätze, auf denen Groß- 
verbände unter Gefechtsbedingungen üben können, mit 
den Truppen der Verbündeten teilen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist deshalb darauf ange- 
wiesen, daß auch ihre Verbündeten Areale bereitstelien, da- 
mit die Einsatzverbände des Heeres und der Luftwaffe unter 
Gefechtsbedingungen ausgebildet werden können. 

161. Die militärstrategische Bedeutung des Faktors Raum 
hängt mit der des Faktors Zeit eng zusammen. 

Struktur und. Präsenz unserer Streitkräfte, Umfang, Ausrü- 
stung und Einsatzbereitschaft der Kampfverbände werden 
wesentlich von der Warnzeit vor einem militärischen Angriff 
diktiert. Denn nach dieser Warnzeit bemißt sich die Vorbe- 
reitungszeit des Verteidigers. 

Die Warnzeit ergibt sich aus dem Zeitbedarf des Warschauer 
Paktes für Angriffsvorbereitungen und aus den eigenen Fä- 
higkeiten, durch Aufklärungsmittel solche Vorbereitungen 
zu erkennen. Die Fähigkeiten, Angriffsvorbereitungen aus- 
zumachen, haben daher entscheidende Bedeutung. Die Auf- 
klärung muß erreichen, daß die Warnzeit — je nach Ausmaß 
der Angriffsvorbereitungen variabel — zumindest nicht kür- 
zer ist als die Zeit, die der Verteidiger zur Herstellung der 
Verteidigungsbereitschaft braucht. Präsente, grenznah sta- 
tionierte Streitkräfte verkürzen diese Vorbereitungszeit des 
Verteidigers. 

162. Die Bundesrepublik Deutschland kann sich bei ihrer 
Mittellage in Europa, der Grenzlage zu den Staaten des War- 
schauer Paktes, der mangelnden Tiefe ihres Territoriums, ih- 
rer begrenzten militärischen Leistungsfähigkeit und ihrer 
weltweit zu sichernden Handelsinteressen nicht allein vor 
Androhung und Anwendung militärischer Gewalt schützen. 
Die NATO muß daher Grundlage für die Sicherheit unseres 
Landes bleiben. 

Das transatlantische Bündnis gibt die notwendige Raumtiefe 
für die Verteidigung und garantiert den nuklear-strategi- 
schen Schutz durch die Vereinigten Staaten von Amerika. 
Die NATO ist zudem ein Bündnis von Seemächten, das auf- 
gabenteilig den weltweiten Schutz von Handelsinteressen 
und freien Seeverbindungen bieten kann. Atlantische Part- 
nerschaft hat den gleichen Wert für Westeuropa und Nord- 
amerika. Die Identität der Interessen beider Kontinente ist 
das Fundament der Allianz. 

Die Militärstrategische Konzeption der Bundeswehr ist ein- 
gebunden in die NATO-Strategie und berücksichtigt bünd- 
nispolitische Rahmenbedingungen. Unsere Streitkräfte ent- 
sprechen nach Umfang, Struktur und Kampfkraft den Vertei- 
digungsplänen der NATO. 


Warn zeit 


Aufgabenteilung 
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Verantwortung 
der Vier Mächte 


163. Die Bündnisverpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland berühren nicht die Rechte und Verantwortlich* 
keiten der Vier Mächte für Berlin und Deutsch iand als Gan- 
zes. Aber das Bündnis ist ein wesentliches Element der Si- 
cherung Berlins. Nach wie vor besteht eine besondere Ver- 
pfiichtung der drei Westmächte, die sich in Befugnissen aus- 
drückt, den Luftverkehr über unserem Land in bestimmten 
Fällen zu kontrollieren und die innerdeutsche Grenze 
ebenso wie die Grenze zur CSSR militärisch zu überwachen. 
Das hat einen hohen strategischen Rang. Der Warschauer 
Pakt muß bei Übergriffen oder Provokationen — zum Bei- 
spiel in Berlin — mit internationalen Verwicklungen rech- 
nen, an denen die drei Westmächte direkt beteiligt und bei 
denen alle Bündnispartner von Anfang an engagiert sind. 
Bedrohung, Bündnis, Raum, Zeit und die besonderen Rech- 
te der drei verbündeten Westmächte in Berlin und in der 
Bundesrepublik Deutschland sind Bedingungen, denen die 
Gesamtkonzeption für die Verteidigung unseres Landes 
Rechnung trägt. 
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Auftrag des Heeres 


164. Das Heer ist im Frieden mit stets präsenten Kampfver* 
bänden auch gegen einen Überraschungsangriff gewapp- 
net. Die von Mobilmachung abhängigen Teile des Heeres 
sind mit Masse binnen dreier Tage einsatzbereit. 

In internationalen Krisen entscheidet die politische Führung 
von Fall zu Fall, ob Verbände des Heeres außerhalb des Bun- 



Territorial- 

kommando 

Schleswig- 

Holstein 


Der Auftrag 
des Heeres 


Das Territorial- 
heer erhält vor 
allem die Ope- 
rationsfreiheit 
derNATO-Streit- 
Kräfte aufrecht. 


Das Heer verteidigt mit 
seinen der NATO unter- 
stellten Verbänden grenz- 
nah die ihm zugewiese- 
nen Gefechtsstreifen, 
Schulter an Schulter mit 
seinen Verbündeten. 


desgebietes eingesetzt werden, zum Beispiel als Teil multi- 
nationaler Eingreif verbände der NATO. 

Im Verteidigungsfall kämpfen die Verbände des Heeres, 
dann der NATO unterstellt, in den ihnen zugewiesenen Ge- 
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Operations- 

bedingungen 


fechtsstreifen nach dem Konzept der Vorneverteidigung. 
Den unter nationalem Befehl verbleibenden Teilen obliegt 
es, die Operationsfreiheit aller NATO-Truppen in unserem 
Land zu sichern, die deutschen Heeresverbände personell 
zu ergänzen und zu versorgen. 


Das Operationsgebiet 


165. Die drei Korps des Heeres haben ihre Gefechtsstreifen 
zwischen denen der verbündeten Truppen in der Norddeut- 
schen Tiefebene, im Mitteigebirge und im Alpenvorland. 
Operationsgebiet der unter nationalem Befehl verbleiben- 
den Kräfte des Heeres ist der Raum rückwärts jener NATO- 
Landstreitkräfte, die grenznah verteidigen. 

Die Konzentration von Menschen. Wirtschaftspotential und 
Infrastruktur zu Verdichtungsräumen an den Hauptverbin- 
dungswegen unseres Landes dauert fort. So wachsen militä- 
risch hochempfindliche Gebiete, die subversive Aktionen 
begünstigen, militärische Bewegungen behindern und nur 
von starken Kräften verteidigt werden können. 

Bisher landwirtschaftlich genutzte Flächen werden immer 
mehr bebaut oder aufgeforstet. Das schränkt die Möglich- 
keiten für weiträumige Operationen der Landstreitkräfte ein. 
Indessen verringert ein engmaschiges Stra6en-, Wege- und 
Eisenbahnnetz die Hinderniswirkung von Mittelgebirgen 
und Wäldern. Auch mindert eine Vielzahl von Brücken und 
anderen Übergängen den Hinderniswert von Gewässern. 
Beides ermöglicht schnelle Truppenbewegungen, nahezu in 
jede Richtung. 

Die unterschiedlichen geographischen Strukturen unseres 
Landes schaffen unterschiedliche Operationsbedingungen. 
Das Heer berücksichtigt dies durch operative Konzepte, Aus- 
bildung, Ausrüstung und Gliederung. 

Die Norddeutsche Tiefebene und das Alpenvorland bieten 
günstige Bedingungen für raumgreifende schnelle Bewe- 
gungen tief und breit gestaffelter mechanisierter Großver- 
bände. Im Mittelgebirge werden solche Bewegungen in Tä- 
lern und Senken unterschiedlicher Richtung eingeengt. Die 
Alpen schließen diese Bewegungen nahezu aus. 

Die deutschen Küsten sind für amphibische Angriffe nur 
stellenweise geeignet. Die Ostseeküste ist in mehreren Ab- 
schnitten durch Landungsoperationen gefährdet. An der 
Nordseeküste behindert das Wattenmeer solche Operatio- 
nen. 


92 


Deutsdier Bundestag — 7> Wahlperiode 


Drucksache 7/4554 


Die Bedrohung 


166. Der Warschauer Pakt unterhält Landstreitkräfte, die 
einen hohen Mechanisierungsgrad haben. Sie sind in Mittel- 
europa den Landstreitkräften der NATO an Waffen und Per- 
sonal weit überlegen. Dieses allgemeine Übergewicht er- 
laubt es dem Warschauer Pakt, entlang der ganzen Grenze 
aufzumarschieren und zur gleichen Zeit in bestimmten Ab- 
schnitten seine Verbände zu operativen Schwerpunkten zu 
massieren. So kann er örtlich eine drückende Überlegenheit 
erreichen. 


Forderungen an das Heer 


167. Das Heer muB bewegliche Kräfte haben, die in den 
Verteidigungsräumen schnell Schwerpunkte bilden, Einbrü- 
che abriegeln und verlorenes Gelände zurückgewinnen kön- 
nen. Die quantitative Überlegenheit der Land Streitkräfte des 
Warschauer Paktes mu6 das Heer durch hohe Beweglich- 
keit, starke Feuerkraft und ein reaktionsschnelles Führungs- 
system ausgleichen. Dazu sind vor allem gepanzerte Kampf- 
truppen mit einer Masse von Panzerabwehrwaffen notwen- 
dig. 

Kern der Kampftruppen ist der Panzer. Seine Hauptaufgabe 
ist der Kampf gegen Feindpanzer. Im Einsatz gegen feindli- 
che Infanterie und Panzerabwehrkräfle unterstützen ihn 
Panzergrenadiere. Sie können das Gefecht — zeitlich und 
örtlich begrenzt — auch selbständig führen. Panzergrena- 
diere müssen fähig sein, vom Schützenpanzer aus zu kämp- 
fen, aber auch abgesessen. Sie brauchen Panzerabwehrwaf- 
fen, die von Schützenpanzern oder aus Feldstellungen ein- 
gesetzt werden können. Für die Panzerabwehr in Schwer- 
punkten sind Überwachungspanzer (bisher Raketenjagd- 
panzer) notwendig. 

168. Das Heer braucht Eingreifreserven, die schneller und 
beweglicher als mechanisierte Verbände sind und Panzer 
vernichten können. 

169. Die gepanzerten und die luftbeweglichen Kampftrup- 
pen brauchen zusätzlich Führungs-, Aufklärungs- und Un- 
terstützungstruppen. Eine hohe Mobilität des Heeres kann 
nur erreicht werden, wenn eine flexible Führung die techni- 
sche Beweglichkeit zu nutzen weiß. Alle für Lagebeurteilung 
und Befehlsgebung erforderlichen Informationen müssen 
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unabhängig von Tag und Nacht, Wetter und Gelände be- 
schafft, unverzüglich aufbereitet und übermittelt werden. 
Das Aufklärungs- und Führungssystem muß mit den Syste- 
men anderer Teilstreitkräfte und Organisationen, die mit 
dem Heer Zusammenwirken, funktional in Einklang sein. 

170 . Artillerie und Pionierkräfte brauchen Waffen und 
Kampfmittel gegen gepanzerte Fahrzeuge des Angreifers. 
Zur Abwehr von Luftangriffen benötigt das Heer neben einer 
großen Zahl von Tieffliegerabwehrwaffen für alle T ruppen ei- 
ne ausgewogene Mischung von Hohrwaffen und Raketen- 
waffen. die ihre Ziele bei jedem Wetter treffen können. Not- 
wendig ist, daß diese Flugabwehrwaffen die gleiche Beweg- 
lichkeit wie Kampftruppen haben und daß sie durch Panze- 
rung geschützt sind. Versorgungstruppen und Versorgungs- 
einrichtungen müssen auch bei raschem Wechsel von 
Schwerpunkten und Kampfaufträgen alle Truppen kontinu- 
ierlich versorgen können. 

171 . Zum Schutz der rückwärtigen Gebiete und zur Auf- 
rechterhaltung der Operationsfreiheit der NATO-Streitkräfte 
benötigt das Heer Verbände, die kampfkräftig und beweg- 
lich genug sind, um den Kampf auch gegen luftgelandete 
und von See angetandete Kräfte oder gegen durchgebroche- 
ne Panzerverbände führen zu können. 


Das Heer heute 


172 . Das Heer ist mehr als Luftwaffe und Marine von Mobil- 
machung abhängig. Die Einsatzbereitschaft aller seiner Ver- 
bände wird im Frieden durch ein System abgestufter Prä- 
senz bestimmt. Die Divisionstruppen, Korpstruppen und die 
Heimatschutztruppe halten im Frieden nur einen Teil ihrer 
Verteidigungskräfte unter Waffen. Für Friedensaufgaben 
genügt dies. Eine schnelle Mobilmachung Ist gewährleistet 
und verstärkt die Abschreckung. Die Bundesregierung hat 
eine bisher bestehende Lücke bei den Mobilmachungsvor- 
bereitungen geschlossen. Am 15. Oktober 1975 wurden Be- 
reitstei iungsbeschei de für Nutzfahrzeuge, für Bau- und De- 
potgeräte herausgegeben. 

Die der NATO assignierten Verbände des Heeres haben den 
höchsten Präsenzgrad. Aber ein Teil von ihnen ist mit 
Grundausbildung der Rekruten betastet. 

173 . Das Heer zählt zu jenen Landstreitkräften der Atlanti- 
schen Allianz, die am besten ausgerüstet sind. Die Qualität 
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seiner materiellen Ausstattung Ist dem technischen Stand 
der Armeen des Warschauer Paktes gleichwertig, teils über- 
legen. Die unverminderten Rüstungsanstrengungen des 
Warschauer Paktes zwingen das Heer, seine Kampfkraft zu 
erhöhen. 

174. Bei Führung und Aufklärung ist der Betrieb der Füh- 
rungsmittel personal intensiv und benötigt außerdem viel 
Zeit. Den Forderungen eines rasch wechselnden, beweglich 
geführten Gefechts sind sie nicht mehr gewachsen. Der Ver- 
bund von Führungs- und Aufklärungsmitteln muß der tech- 
nischen Entwicklung angepaßt werden. Dies schon deshalb, 
weil neben die Aufklärung durch Kampf immer mehr die Auf- 
klärung durch technische Mittel treten wird. 

175. Für den Kampf auf dem Gefechtsfeld verfügt das Heer 
über gepanzerte Kampftruppen mit schlagkräftiger Ausrü- 
stung. Ihre Kampfkraft wird durch neue Panzer und lei- 
stungsfähigere Panzerabwehrwaffen gestärkt. 

Ein Teil der Feldverbände besteht noch aus ungepanzerten 
Kampftruppen. Diese Einheiten sind nur begrenzt beweglich 
und haben gegen einen vollmechanisierten, gepanzerten 
Angreifer nur geringen Schutz. Für Kampfaufträge in 
schwierigem Gelände bleiben sie geeignet. Aber die Masse 
muß durch mechanisierte Verbände ersetzt werden. 

Damit die luftbeweglichen Kampftruppen ein schlagkräfti- 
ges Instrument für die rasche Bildung von Verteidigungs- 
schwerpunkten werden, wird gegenwärtig geprüft, sie außer 
mit Panzerabwehrwaffen auch mit Panzerabwehr-Hub- 
schraubern und Sperrmitteln auszurüsten. 

Dann ist das Heer schließlich ein System von Kampftruppen, 
in dem mechanisierte Kräfte, luftbewegliche Truppen, Sperr- 
verbände und weitreichende Flächenfeuerwaffen so aufein- 
ander abgestimmt sind, daß alle Kräfte gemeinsam in der 
Abwehr von Panzerangriffen größtmögliche Wirkung erzie- 
len. 

176. Für Kampf Unterstützung haben Brigaden, Divisionen 
und Korps Artillerie- und Pionierverbände. Die Ausstattung 
der Brigadeartillerie genügt den Anforderungen künftiger 
Jahre. Oie Divisionsartillerie, mit einer Vielfalt an Rohrwaffen 
und Raketensystemen ausgestattet, muß noch leistungsfähi- 
ger werden. Auch die Korpsartillerie genügt mit ihren Rohr- 
waffen nicht den Anforderungen. 

Das Heer ist dabei oder plant, Artilleriewaffen mit größerer 
Reichweite, höherer Feuergeschwindigkeit und Treffgenau- 
igkeit zu beschaffen. Die Munition wird wirksamer, vor allem 
gegen gepanzerte Ziele. 

Die Pionierkräfte des Heeres sind so ausgerüstet, daß sie 
Truppenbewegungen fördern können, indem sie Hindernis- 
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se beseitigen, Gewässer überwinden. Aber die Bedienung 
des Brückengeräts braucht noch viel Zeit und Kräfte. Es muß 
modernisiert werden, damit die Verbände des Heeres sich 
auf dem Gefechtsfeld schneller bewegen können. Eine neue 
Panzerschnell brücke war der erste Schritt dahin. Unzuläng- 
lich ist auch noch die Fähigkeit, Sperren schnell zu legen 
oder zu schießen. Neue Kampfmittel, mit denen eine unmit- 
telbare, dem Gefechtsverlauf angepaßte Unterstützung der 
Kampftruppen möglich ist, sind geplant. 

Zum Schutz gegen Angriffe aus der Luft benötigt das Heer — 
vor allem zur Tieffliegerabwehr — eigene Mittel, die den 
schnellen Bewegungen der Kampftruppen folgen können. 
Heute ist die Flugabwehrtruppe des Heeres der Bedrohung 
durch die stärker werdenden Luftstreitkräfte des Warschau- 
er Paktes nicht mehr gewachsen. Das würde im Verteidi- 
gungsfall die Beweglichkeit des Heeres mindern, örtlich so- 
gar ausschließen. Die Modernisierung von Waffen und Auf- 
klärungsmitteln für die Flugabwehr hat daher hohe Priorität 
in der Planung des Heeres. 

177. Das logistische System des Heeres genügt den opera- 
tiven Bedingungen für die Versorgung der Kampfverbände 
im Verteidigungsfall. Sein Aufbau nach den Grundsätzen ei- 
ner raumdeckenden Versorgung ist Jedoch noch nicht abge- 
schlossen. Dringlich ist der Ausbau des Depotnetzes in den 
Einsatzräumen des Heeres. 

Die Heimatschutztruppe kann heute nach ihrer Struktur und 
mit ihren Waffen die ihr zugewiesenen Aufgaben im Verteidi- 
gungsfall nur unzureichend erfüllen. Sie ist nur begrenzt fä- 
hig, im eigenen Hinteriand luft- oder seegelandete Verbände 
zu zerschlagen und durchgebrochene mechanisierte Feind- 
kräfte aufzufangen. Ihr geplanter Verteidigungsumfang und 
der materielle Aufwand für ihre Kader- und Mobilmachungs- 
einheiten müssen kostenwirksamer, genutzt werden. Die 
neue Truppenstruktur des Heeres solltiie Schwächen besei- 
tigen. Dazu sind im Kapitel „Die neue Wehrstruktur", Ziffer 
199 ff-, Einzelheiten ausgeführt. 
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Auftrag der Luftwaffe 


178. Die Einsatzverbände der Luftwaffe sind jederzeit — 
auch ohne Mobilmachung — kampfbereit. Schon im Frieden 
unterstehen die Kräfte der Luftverteidigung und Luftraum- 
überwachung der Einsatzführung durch die NATO. Das 
Bündnis kann auf einen Überraschungsangriff sofort reagie- 
ren. 

Nach den Verteidigungsplänen der NATO soll die Luftwaffe 
jederzeit durch Aufklärung Erkenntnisse über Fähigkeiten 
und Absichten des Angreifers gewinnen und am Abwehr- 
kampf im Sinne der Vorneverteidigung teilnehmen. 

Den Kampf gegen die feindlichen Luftstreitkräfte hat die 
Luftwaffe so zu führen, daß die eigenen Streitkräfte und das 
eigene Territorium gegen Angriffe aus der Luft geschützt 
werden. Oie Luftwaffe muß eine Luftlage erkämpfen, in der 
eigene Operationen möglich bleiben. 

Darüber hinaus muß die Luftwaffe die taktische und operati- 
ve Handlungsfreiheit der feindlichen Landstreitkräfte ein- 
schränken, den Feind an der Zuführung von Verstärkungen 
aus seinem rückwärtigen Gebiet hindern. 

Unsere Landstreitkräfte unterstützt die Luftwaffe an den 
Brennpunkten des Kampfes. 

Den Seestreitkräften hilft die Luftwaffe mit Luftverteidigung 
und Luftangriff. Allen Streitkräften dient die Luftwaffe mit 
Lufttransport. 

Für den nuklearen Einsatz hält die Luftwaffe Flugzeuge und 
Flugkörper als Trägermittel bereit. 


Das Operationsgebiet 


179. Der Einsatzraum der Luftwaffe wird im Norden von 
den Ostseezugängen, im Süden von den Alpen begrenzt. Im 
Westen sind die Beneluxstaaten einbezogen. 

Die geographische Enge unseres Landes bedeutet kurze 
Überflugzeiten für Angreifer und Verteidiger. Darum muß 
die Luftwaffe schnell reagieren können. 

Die topografische Struktur des Einsatzraums begünstigt im 
Norden raumgreifende Angriffe von Landstreitkräften. Luft- 
streitkräfte können dort niedrigste Flughöhen ausnutzen. 
Das Mittelgebirge behindert die Überwachung des Luft- 
raums und die Bekämpfung tieffliegender Flugzeuge. 
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Ein Erschwernis für Luftoperationen im Einsatzraum ist das 
Wetter, das unregeimäBig, meistens kurzfristig wechselt. 
Langfristige Wettervorhersagen sind selten möglich. Diese 
meteorologischen Bedingungen erfordern Allwetterflugfä* 
higkeit aller Flugzeuge, Altwetterkampffähigkeit der Luftver- 
teidigungsmittel und eine hohe Allwetterkampffähigkeit der 
Luftangriffswaffen, 

Wettervorteile für Landstreitkräfte sind nicht Wettervorteile 
für Luftstreitkräfte. Auch für Angriffs- und Abwehroperatio- 
nen stimmen Vor- und Nachteile der Wetterbedingungen 
nicht überein. Dies alles erschwert Planung und Führung ge- 
meinsamer Operationen der Land- und Luftstreitkräfte. 


Die Bedrohung 


160. Der Warschauer Pakt hält seine Luftstreitkräfte in ho- 
her Bereitschaft. Moderne Kampfflugzeuge — in Schutzbau- 
ten nahezu unverwundbar — können mit großen Waffenzu- 
ladungen weit in das NATO-Territorium eindringen. Das 
Luftverteidigungssystem des Warschauer Paktes sichert das 
eigene Territorium für Aufmarsch und Angriff. 


Forderungen an die Luftwaffe 


181. Oie Luftwaffe hat im NATO-Rahmen ausschließlich 
Aufgaben des taktischen Luftkrieges. Die Aufgaben verlan- 
gen eine funktionale Ordnung der Luftwaffe: Führung, Auf- 
klärung, Luftraumüberwachung, Luftverteidigung, Luftan- 
griff, Einsatzunterstützung. 

Die Luftwaffe muß so geführt werden, daß technisches und 
taktisches Leistungsvermögen ihrer Waffensysteme voll ge- 
nutzt werden kann. Die Führung hat der Bedrohung und 
dem daraus erwachsenden Zwang zu rascher Reaktion und 
Aktion Rechnung zu tragen. 

Das Führungssystem der Luftwaffe muß das Zusammenwir- 
ken mit den Bündnispartnern sicherstellen und rechtzeitig 
Grundlagen für Entscheidungen liefern. Die Führungsmittel 
müssen sich überlagern und überlebensfähig sein. 

Die Informationen müssen bereits während des Vorgangs 
verarbeitet werden können, den sie zum Inhalt haben. Zu- 
gleich muß zu allen Verbänden und Einheiten, die am Ein- 
satz beteiligt sind, Kontakt bestehen. Das macht ein Fern- 
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meldeverbindungsnetz notwendig, das den Dislozierungs* 
raum der Luftwaffe vofi abdeckt und einheitliches Handeln 
in allen ihren Funktionen sichert 

182. Die Aufklärung der Luftwaffe liefert Nachrichten für 
die politische und militärische Führung. Das leisten Luftauf- 
klärung, Fernmeldeaufklärung und elektronische Aufklä- 
rung. Die Luftraum Überwachung ergänzt diese Erkennt- 
nisse. 

Die Gefahr, durch den Gegner überrascht zu werden, muß 
gering gehalten werden. Die eigenen Einsatzplanungen 
müssen der aktuellen Lage entsprechen. Die Überwachung 
des Luftraums soll 

• alle Bewegungen im Luftraum orten und identifizieren, 

• kontinuierlich eine weitreichende Übersicht über die Luft- 
lage schaffen, 

• die militärische Nutzung des Luftraums ordnen und lei- 
ten, 

• lagegerechte und unmittelbare Führung der Luftverteidi- 
gung möglich machen, 

• die Streitkräfte und die Bevölkerung vor feindlichen Luft- 
angriffen warnen. 

Dazu nutzt die Luftwaffe den Radarführungsdienst und die 
militärische Flugsicherung. 

183. Die Luftverteidigung umfaßt alle Tätigkeiten, die An- 
griffe aus der Luft abwenden, unmittelbar abwehren oder ih- 
re Wirkung abschwächen. 

Ihre Einrichtungen und Mittel dienen schon im Frieden ne- 
ben der Abschreckung auch dazu, die Unverletzlichkeit des 
Luftraums über der Bundesrepublik Deutschland nach 
NATO-Vereinbarungen zu wahren. Der Schutz des eigenen 
Gebiets durch die Luftverteidigung, vor allem der Schutz der 
eigenen Streitkräfte, aber auch strategisch wichtiger Räume 
und Objekte, ist eine der Voraussetzungen für die Sicherung 
der eigenen Operationsfreiheit. 

Zur wirksamen Luftverteidigung gehört ein integriertes Luft- 
verteidigungssystem, das bereits im Frieden der Einsatzfüh- 
rung durch NATO-Kommandobehörden untersteht. Die Luft- 
waffe bringt in dieses System Flugabwehrraketen und Jagd- 
kräfte ein, für den Objektschutz zusätzlich Rohrwaffen, 
Flugabwehrkräfte von Heer und Marine ergänzen die Luft- 
verteidigung. 

Die Luftverteidigung muß Tag und Nacht und bei jedem Wet- 
ter den Feind in allen Höhen bekämpfen können. Sie muß 
gegen elektronische Störmittel gesichert und überlebensfä- 
hig sein. 

184. Mit Luftangriff bekämpft die Luftwaffe die feindlichen 
Luftstreitkräfte, die Land- und Seestreitkräfte des Angreifers 
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sowie andere Ziele von militärischer Bedeutung. Der Luftan- 
griff richtet sich im einzelnen 

• gegen die feindlichen Luftstreitkräfte am Boden, 

• gegen feindliche Landstreitkräfte im Aufmarschraum und 
vor Erreichen des Gefechtsfeldes, 

> gegen feindliche Landstreitkräfte auf dem Gefechtsfeld 
und feindliche Seestreitkräfte in Küstennähe. 

Dazu setzt die Luftwaffe Jagdbomber mit konventionellen 
Waffen ein. Jagdflugzeuge können sie ergänzen. Umgekehrt 
werden Jagdbomber auch im Luftkampf gegen anfliegende 
Angreifer verwendet. 

Die Kampfflugzeuge müssen hohe Treffgenauigkeit und 
Durchsetzungsvermögen haben. Sie sollen aljwetterflugfä- 
hig, mit Teilen allwetterkampffähig sein. Ihre Überlebensfä- 
higkeit am Boden muß gewährleistet werden. 

185. Die Einsatzunterstützung der Luftwaffe umfaßt 

• Personalführung und Ausbildung, 

• Logistik, 

• Lufttransport. 

• Such- und Rettungsdienst, 

• Geophysikalische Beratung, 

• Sanitätsdienstliche Versorgung. 

Angesichts der quantitativen Überlegenheit der östlichen 
Luftstreitkräfte muß sich der Einsatz der Luftwaffe nach dem 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit in erster Linie gegen dieje- 
nigen Kräfte und Mittel des Angreifers richten, von denen die 
schwerste Bedrohung ausgeht. 


Die Luftwaffe heute 


186. Organisation und Dislozierung der Luftwaffe sind an 
den Einsatzfunktionen orientiert. Dabei gibt es keine Unter- 
schiede zwischen Frieden und Verteidigungsfall. Das sichert 
die dauernde hohe Einsatzbereitschaft und die sofortige Re- 
aktionsfähigkeit aller Kampfverbände. 

Gründliche Ausbildung garantiert, daß die technischen 
Möglichkeiten der Waffensysteme ausgeschöpft werden. 
Dies gilt nicht zuletzt für jene Waffensysteme, die für mehre- 
re Rollen geeignet sind, beispielsweise für Luftverteidigung 
und Luftangriff, konventionell und nuklear. So können mit 
Mitteln, die an Zahl unterlegen sind, je nach Lage Schwer- 
punkte gebildet werden. 

Die Verbände der Luftwaffe machen ein Drittel der NATO- 
Luftstreitkräfte in Europa-Mitte aus. Für den Einsatz im Ver- 
teidigungsfall werden 24 Staffeln mit Flugzeugen der Muster 
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RF-4 E PHANTOM, F-4 F PHANTOM, F‘104 G STARFIGHTER 
und Fiat G-91 und zwei Flugkörpergeschwader PERSHING la 
den NATO-Kommandobehörden unterstellt. 24 Fla-Rake- 
ten-Batterien NIKE HERKULES, 34 Fla-Raketen-Batterien 
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HAWK, 9 Luftverteidigungsgefechtsstände und 2 Tiefflieger- 
melde-Abteilungen unterstehen der NATO bereits im Frie- 
den. 

Für die Luftaufklärung ist die RF-4 E PHANTOM bestimmt. 
Dieses taktische Aufklärungssystem hat die Aufklärungsfä- 
higkeiten nachhaltig gesteigert. 

Die F-4 F PHANTOM wird als Jagdflugzeug und als Jagd- 
bomber geflogen. 

Die Fiat G-91 fliegt Luftnahunterstützung. Dieses Flugzeug 
wird in den nächsten Jahren außer Dienst gestellt. Es wird 
von der deutsch-französischen Gemeinschaftsproduktion 
ALPHA-JET abgelöst. 

Neben der F-4 F PHANTOM hat der F-104 G STARFIGHTER 
diese Aufträge: Kampf gegen feindliche Luftstreitkräfte am 
Boden, Kampf gegen feindliche Landstreitkräfte, die vom 
Gefechtsfeld oder in der Tiefe des Raumes abgeriegelt wer- 
den. 
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Raketen 


Es Jst beabsichtigt Ende der siebziger Jahre mit der deutsch- 
britisch-italienischen Gemeinschaflsentw io klung MRCA den 
F-104 G STARFIGHTER abzulösen. 

Oie Flugkörper PERSHING I a bekämpfen, wenn es zur nu- 
klearen Eskaiaiion kommt, Ziele im Rücken des Angreifers. 
Oie Flugabwehrraketen HAWK und NIKE werden aus techni- 
schen und taktischen Gründen verbessert. Der Ersatz durch 
neue Systeme in den achtziger Jahren ist eingeplant. HAWK 
und NIKE sind Rückgrat des Luftverteidigungsgürtels der 
NATO in Mitteleuropa. Der Gürtel schübt unser Land gegen 
Luftangriffe aus niedrigen, mittleren und groBen Höhen. 

Die Unterstützungskomponente sorgt für die personelle und 
materielle Einsatzbereitschaft aller Verbände. 

Die Luftwaffenverbände können — zusammen mit den ver- 
bündeten Luftstneltkräften — Luftkriegsoperationen im Sin- 
ne der Vornewerteidlgung führen. 
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Auftrag der Marine 


187. Die Marine demonstriert im Frieden mit präsenten 
Kampfeinheiten in Ostsee und Nordsee, daß die Bundesre- 
gierung entschlossen ist, die maritimen Interessen unseres 
Landes zu wahren. Die Ständige Einsatzgruppe der Flotte ist 
ein Instrument dafür. 

Gleichzeitig hat die Marine vier weitere Friedensaufgaben: 

• Hilfeleistung, um die internationale Ordnung auf See zu 
wahren, 

• Such- und Rettungsoperationen auf hoher See und in den 
Küstengebieten, 

• Förderung der zwischenstaatlichen Beziehungen durch 
Schiffsbesuche im Ausland, 

• Unterstützung der Meeresforschung. 


186. In Krisenzeiten wirken Aktionen im hoheitsfreien See- 
raum weniger eskalierend als Truppenbewegungen an 
Land. See- und Seeluftstreitkräfte sind vorzugsweise ein Mit- 
tel der politischen Führung, um Krisen zu bewältigen. Multi- 
nationale Verbände zeigen dabei die Geschlossenheit des 
Bündnisses und bekräftigen die Abschreckung. Diesem 
Zweck dient die Integration von Schiffen der Marine in die 
Ständigen NATO-Einsatzverbände. 

Schon im Frieden, vor allem aber in Krisen, muß die Marine 
in der Ostsee und im Seegebiet der Ostseezugänge mit ihren 
Aufklärungsmitteln die Absichten des Gegners erkennen, 
damit politische und militärische Entscheidungen rechtzei- 
tig getroffen werden können. 

Hohe Präsenz der See- und Seeluftstreitkräfte und Einsatz- 
bereitschaft erlauben schnelle Reaktion. Kampfeinheiten 
der Flotte stehen dauernd in See. Das sind vor allem Schiffe 
und Boote, die zur Ständigen Einsatzgruppe der Flotte oder 
zu den Ständigen NATO-Einsatzverbanden gehören. 

189, Im Verteidigungsfall muß die Marine dem Gegner die 
Nutzung der Ostsee als Aufmarschraum erschweren. Sie 
bindet dort Kräfte und schwächt die Kapazität des Angrei- 
fers. Angriffe über See auf die Ostseezugänge und die Nord- 
seeküste unseres Landes müssen abgewehrt werden. In der 
Nordsee beteiligt sich die Marine an der Sicherung der 
Transportwege und dem Schutz des Seegebiets als Roh- 
stoff- und Nahrungsquelle. Dieser Einsatz soll auch sicher- 
stellen, daß der Gegner seine Landfront von See her nicht 


Ständige 

Einsatzverbände 
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Ostsee 


Ostseezugänge 


Nordsee 


unterstützen kann, jedoch NATO-Eingreifverbände den eige- 
nen Truppen an Land helfen können. 

Der Verteidigungsauftrag der Marine entspricht dem strate- 
gischen Ziel der NATO, den Verbindungsweg Atlantik 
— Ostsee für die Seestreitkräfte des Warschauer Paktes zu 
sperren. 


Das Operationsgebiet 


190. Operationsgebiet der Marine sind Ostsee, Ostseezu- 
gänge und Nordsee. Die Einsatzräume Ostsee und Ostseezu- 
gänge weisen andere Merkmale auf als der Einsatzraum 
Nordsee. 

191. Die Ostsee ist über See nur von Westen zugänglich. 
Die relativ schmale, langgestreckte Form gibt ihr den Cha- 
rakter eines Binnenmeeres. Das hat Länder des Warschauer 
Paktes, der die Süd- und Ostküste der Ostsee beherrscht, 
dazu verleitet, die selbstverständlich auch in der Ostsee gel- 
tenden Regeln von der Freiheit der Meere in Frage zu stellen. 
Friedenspräsenz von NATO-Seestreitkräften in der Ostsee 
hat solche Ansprüche des Ostens demonstrativ zurückzu- 
weisen. 

Die hydrographischen Bedingungen in der Ostsee begünsti- 
gen den Einsatz von Ubooten und Minen. Das hat angesichts 
der Überwasser- und Luftbedrohung Bedeutung. 

An etwa 70 Tagen des Jahres herrschen in der Ostsee grober 
Seegang und schlechte Sicht. Seekriegsmittel müssen da- 
her bei jedem Wetter operieren können. 

192. Merkmale der Ostseezugänge sind die Enge des Ope- 
rationsgebiets, die geringen Wassertiefen und die Übergän- 
ge von Land und Wasser. Diese Bedingungen kanalisieren 
den Seeverkehr. Sie begünstigen den Einsatz von kleinen, 
schnellen Überwasserstreitkräften, von Jagdbombern und 
Minen. 

Kleine Überwassereinheiten können die unübersichtliche In- 
selwelt zu ihrem Schutz nutzen und überraschend hervor- 
stoBen. Sie operieren in der Nähe ihrer Basen. Jagdbomber 
können in kürzester Frist abgerufen werden und schnell ein- 
greifen. Minenfelder verändern vorübergehend die Geogra- 
phie. 

193. Die Nordsee ist ein einheitliches, nicht zergliedertes 
Seegebiet. Sie kann von Land aus nur in Küstennähe über- 
wacht werden. Aber die Anliegerstaaten sind Alliierte. In der 
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Nordsee bündeln sich die Seeverbindungen nach Mittel- und 
Nordeuropa. 

Räumliche Ausdehnung und meteorologische Bedingungen 
geben der Nordsee Hochseecharakter, See- und Seelutt- 
streitkräfte müssen allwetterkampffähig sein, einen großen 
Aktionsradius und Seeausdauer haben. 

Große Überwassereinheiten, Uboote und weitreichende 
Flugzeuge können ihre Kampfkraft in der Nordsee voll ent- 
falten. 

Die Seewege zu den deutschen Nordseehäfen verlaufen mei- 
stens durch Flachwassergebiete. Hier kann der Angreifer Mi- 
nen legen. 


Die Bedrohung 

194. Die Seestreitkräfte des Warschauer Paktes in der Ost- 
see brauchen den Zugang zu den Weltmeeren. Erstes An- 
griffsziel würden daher die Ostseezugänge und die Nordsee 
sein. 

Die Seestreitkräfte des Warschauer Paktes in der Ostsee 
sind denen der NATO, die für den Schutz der Ostseezugänge 
vorgesehen sind, an Zahl weit überlegen. Gemeinsam mit 
der Nordmeerflotte der Sowjetunion kann die Ostseeflotte 
des Warschauer Paktes angreifen, um Küsten und Inseln zu 
besetzen und die Seeherrschaft in den Ostseezugängen und 
in der Nordsee zu erringen. 

Würde diese Operation Erfolg haben, dann wäre die zusam- 
menhängende Verteidigung Nord- und Mitteleuropas unter- 
brochen. Die Seeverbindungen der europäischen NATO- 
Staaten zu ihrem stärksten Verbündeten, den USA, wären 
aufs äußerste gefährdet. 

In der Nordsee kann der Warschauer Pakt mit Beginn einer 
Aggression Uboote. Flugzeuge und Minen einsetzen, um die 
Seeverbindungen der NATO zu unterbrechen. Er kann auch 
mit Überwasser kampfverbänden und Landungsverbänden 
operieren. Diese Verbände können schon in Spannungszei- 
ten in die Nordsee verlegt werden, um von dort aus in den 
Kampf um die Ostseezugänge einzugreifen. 


Forderungen an die Marine 

195. Die Marine schützt gemeinsam mit den See- und See- 
luftstreitkräften der Nachbarstaaten die Ostseezugänge und 
die Nordsee. 
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Seekriegsmittel 


Das entlastet die Marinen der USA und GroBbritanniens in 
dieser Region. Ihre Kräfte können auf den Schutz über- 
seeischer Interessen und der weltweiten Seeverbindungen 
konzentriert werden. Das dient auch unserem Land. 

Der Marine sind drei Schwerpunktaufgaben gestellt: 

• Kampf gegen die Angriffskräfte des Warschauer Paktes in 
der Ostsee, 

• Abwehr von Angriffen über See auf die Ostseezugänge, 

• Sicherung der Nordsee als Einsatzraum von Verstärkun- 
gen und als Transportweg, Rohstoff- und Nahrungs- 
quelle. 

Für den Kampf gegen Angriffskräfte des Warschauer Paktes 
in der Ostsee sind vorzugsweise Uboote und Marinejagd- 
bomber geeignet. Sie können Überwasserstreitkräfte und 
Transportschiffe auch in einem Seegebiet bekämpfen, das 
vom Gegner kontrolliert wird. 

Für die Verteidigung der Ostseezugänge sind Seekriegsmit- 
tel notwendig, die Kampfschiffe, Kampfboote und Lan- 
dungsverbände abwehren können. 

Dazu taugen kleine, kampfstarke Seekriegsmittel, die auch 
unter Luftbedrohung schnell aus dem Schutz der Küsten 
vorstoBen und angreifen können. Kampfflugzeuge und Mi- 
nenfelder ergänzen solche Operationen. 

So sind Schnellboote, Marinejagdbomber, Kampfhub- 
schrauber und schnelle Minenleger geeignet, Angriffe abzu- 
wehren, die über See auf die Ostseezugänge vorgetragen 
werden. 

Landungsverbände und Überwasserkampfverbände, die von 
der Nordsee aus auf die Ostseezugänge angesetzt werden 
oder von der Ostsee aus in den Atlantik vorstoßen wollen, 
müssen bekämpft werden. 

Transporte in der Nordsee mit Verstärkungen und Nach- 
schub. vor allem aber NATO-Einsatzverbände, die von See 
aus die Landstreitkräfte unterstützen, müssen gegen Uboo- 
te, Flugzeuge und Minen und gegen weitreichende Flugkör- 
per geschützt werden. 

Um zu vereiteln, daB Uboote, Überwasser kam pf- und Lan- 
dungsverbände des Angreifers ungehindert in die Nordsee 
eindringen, muB die Marine diese Einheiten weiträumig auf- 
klären und frühzeitig bekämpfen. Dazu sind Uboote und 
Flugzeuge für die U-Jagd und die Seefernaufklärung beson- 
ders geeignet. 

Zerstörer, Fregatten und Marinejagdbomber haben gemein- 
sam im koordinierten Einsatz die Fähigkeit, Angriffe von 
Überwasserkampf- und Landungsverbänden und Ubooten 
abzuschlagen. 

Minensuchboote und Minenjagdboote schützen den Seever- 
kehr und die Seestreitkrähe vor Unterwasserbedrohung 
durch Minen. 
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Oer Abwehrkampf auf See ist auf rechtzeitige Aufklärung an- 
gewiesen. die ein komplettes Lagebild ergibt 

Flugzeuge, die sich gegen Feindkräfte durchsetzen und wei- Aufklärung 
te Seegebiete überwachen können, beschaffen die notwen- 
digen Aufklärungsergebnisse. 

Moderne Führungseinrichtungen — so das Hauptquartier Führung 
des Flottenkommandos — stellen den reaktionsschnellen 
Einsatz der See- und Seeluftstreitkräfte sicher. 

Ein weit verzweigtes Netz von Unterstützungseinrichtungen Unterstützung 
sichert die Kampfkraft und Einsatzbereitschaft der Marine. 
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Schwimmende Unterstützungseinheiten helfen den Kampf- 
einheiten, längere Zeit unabhängig von den Landbasen zu 
operieren, die durch Luftangriffe gefährdet sind. 


Die Marine heute 


196. Die Schiffe und Flugzeuge der Marine sind inzwi- 
^hen so bewaffnet und ausgerüstet, daß die qualitative 
Überlegenheit des Warschauer Paktes — verglichen mit 
Stand 1974 — geringer geworden ist. Diese Qualitätsverbes- 
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Schnellboote 


Uboote 


Zerstörer, 

Fregatten 


Minensuchboote 


serung wurde vor allem mit den gerade in Dienst gestellten 
Raketen-Schnellbooten und Ubooten erreicht. 

Dennoch haben die See- und Seeluftstreitkräfte — gemes- 
sen an den Fähigkeiten des Warschauer Paktes — Schwä- 
chen. die in den kommenden Jahren behoben werden müs- 
sen. Dies gilt in erster Linie für Kampfflugzeuge und gröBere 
Überwasserei nheiten. 

Kampfschiffe, Kampfboote und Flugzeuge sind heute noch 
unterschiedlich geeignet, die der Marine gestellten Aufga- 
ben zu erfüllen. 

Schnellboote sind das Rückgrat der NATO-Seestreitkräfte 
zur Verteidigung der Ostseezugänge. Ihre Hauptaufgabe ist 
es, Landungsverbände abzuwehren, deren Sicherungskräfte 
zu überwinden. Dabei können sie sich der Luftbedrohung 
entziehen oder erwehren. Die gerade in Dienst gestellten 20 
Schnellboote der Klasse 148 und die 10 Schnellboote der 
Klasse 143, die jetzt ausgerüstet werden, sind dieser Aufga- 
be gewachsen. 

Uboote haben wesentlichen Anteil an der Seekriegführung 
in der Ostsee. Die in den letzten Jahren der Flotte zugeführ- 
ten 18 Uboote der Klasse 206 und die älteren 6 Uboote der 
Klasse 205 sind technisch so ausgelegt, daß sie den Opera- 
tionsbedingungen entsprechen. Ortungsvorteile und draht- 
gelenkte Torpedos befähigen diese Uboote, den Gegner an- 
zugreifen, bevor er sie orten und bekämpfen kann. 

Zerstörer und Fregatten sind für die Verteidigung der Ost- 
seezugänge und für die Nordseeaufgaben der Marine da. Oie 
Bewaffnung dieser Kampfschiffe ist der des Gegners noch 
nicht gleichwertig. Die vier Zerstörer der „Hamburg"-Klasse 
und die drei Zerstörer der „Lütjens"-Klasse werden umgerü- 
stet, damit sie ihre Schutz- und Kampfaufgaben gegenüber 
der dreifachen Bedrohung durch Überwasserkräfte, Flug- 
zeuge und Uboote erfüllen können. 

Dazu verhelfen neue Flugabwehrwaffen und Seezielflugkör- 
per. Mit ihnen wird die Kampfkraft dieser Schiffe ähnlichen 
Überwasserkräften des Warschauer Paktes gleichwertig 
sein. 

Mehrzweckfregatten — für Uboot-Jagd, Seezielbekämp- 
fung, Geleitschutz — sollen die Fregatten der „Köln"-Klasse, 
die Zerstörer der „Fletcher'‘-Klasse und „Hamburg''-Klasse 
ablösen und gleichzeitig die Lücken in der Waffenwirksam- 
keit schließen. 

Minensucher, Minenjäger und Minenleger erfüllen Kampf- 
aufgaben in der Ostsee und Schutzaufgaben in der Nordsee. 
Zwei Minensuchgeschwader mit Küsten-Minensuchbooten 
der „Lindau"-Klasse und Minen-Jagdbooten der „Fulda“- 
Klasse nehmen Minenabwehraufgaben in der Nordsee wahr. 
Vier Minensuchgeschwader mit Booten der „Schütze“-Klas- 
se und „Ariadne* ‘-Klasse legen und räumen Minen in der 
Ostsee. 
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Marinejagdbomber und Marineaufklärer haben ein breites 
Verwendungsspektrum. Sie klären über See auf und be- 
kämpfen Überwasserkräfte bei allen Schwerpunktaufgaben 
der Marine. In der Ostsee und in den Ostseezugängen müs- 
sen sie unter starker Luftbedrohung kämpfen. Beide STAR- 
FIGHTER-Geschwader der Marine sind ihrer Aufgabe ge- 
wachsen. Schwächen gibt es noch bei der Bewaffnung, dazu 
Mangel an Kurzstartfähigkeit und Allwetterkampffähigkeit. 
Das MRCA, geplanter Nachfolger des F-104 G STAR- 
FIGHTER, wird diese Mängel nicht mehr haben, kampfkräfti- 
ger und weniger verwundbar sein. 

Flugzeuge für die Uboot-Jagd und Fernaufklärung über See 
klären das Eindringen feindlicher Seestreitkräfte in die 
Nordsee auf und bekämpfen Uboote. Große Eindringtiefe 
und lange Flugdauer befähigen die Flugzeuge des Musters 
BREGUET ATLANTIC zum Seefernaufklärer. 
Unterstützungseinheiten erfüllen Fhedensaufgaben und si- 
chern im Verteidigungsfall landunabhängige Operationen 
der Seestreitkräfte. Ein Geschwader der Marineflieger — 
Hubschrauber des Musters SEAKING — leistet Such- und 
Rettungsdienste. Tender, Versorger und Transporter unter- 
stützen die Kampfeinheiten in See. 


Marineflugzeuge 


Unterstützung 
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Zusammenarbeit von Heer, 
Luftwaffe und Marine 


197. Die Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland zu 
Lande, in der Luft und auf See verlangt die Zusammenarbeit 
von Heer, Luftwaffe und Marine und deren Zusammenarbeit 
mit den alliierten Land-, Luft- und Seestreitkräften. 

In erster Linie kommt es darauf an, daS bei einem Angriff 
kein Gebiet vertorengeht. Verlorene Gebiete müssen ohne 
Verzug zurückgewonnen werden. Beides ist vornehmlich 
Aufgabe des Heeres. Und dies macht seine besondere Be- 
deutung aus. 

Aber dazu braucht das Heer, das gemeinsam mit Verbänden 
der Bündnispartner kämpft, die Unterstützung durch Luft- 
waffe und Marine. Heer, Luftwaffe und Marine können nur 
zusammen den Auftrag der Vorneverteidigung erfüilen. 

Das bedeutet, das Heer ist in zweierlei Hinsicht auf Unter- 
stützung durch Luftwaffe und Marine angewiesen. Die Luft- 
waffe riegelt die zweiten Staffeln angreifender Armeen ab, 
die Marine bekämpft Angriffe auf die Küsten. Luft- und See- 
aufklärung, vor allem aber die Luftverteidigung, sind außer- 
dem Elemente des gemeinsamen Abwehrkampfes. 

Die Luftwaffe erfüllt ihre Aufgaben über die ganze Breite des 
Kampfraums. Zur Erhaltung ihrer Einsatzbereitschaft ist sie 
auf die Unterstützung der unter nationalem Befehl verblei- 
benden Kräfte des Heeres angewiesen. Dies betrifft vor allem 
die Aufgaben Objekt- und Raumschutz, Verkehrsführung, 
Schadensbeseitigung, Aufrechterhaiten von Fernmeldever- 
bindungen. 

Die Marine führt die Vorneverteidigung auf See. Das ist wich- 
tig für die zusammenhängende Verteidigung des Nord- und 
Mittelabschnitts der NATO in Europa. So unterstützt die Ma- 
rine den Kampf des Heeres. Sie braucht aber auch die Unter- 
stützung durch Heer und Luftwaffe. Dies gilt unter anderem 
für den Schutz der Marinebasen an Land. Die Seeiuftstreit- 
kräfte wiederum sind bei ihren Operationen auf unmittelba- 
res Zusammenwirken mit der Luftraum Überwachung durch 
die Luftwaffe angewiesen. 

Der Auftrag, die Ostseezugänge zu verteidigen, ist exempla- 
risch für die unerläßliche Zusammenarbeit von Heer, Luft- 
waffe und Marine. 
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Die neue Wehrstruktur 


198. Die Bundeswehr rüstet sich für die Zukunft. Eine neue 
Wehrstruktur öffnet den Weg in die achtziger Jahre. Die 
neue Struktur richtet sich nach der Bedrohung durch den 
Warschauer Pakt und nach den Grundsätzen der NATO- 
Strategie. Sie beseitigt Schwächen, berücksichtigt den tech- 
nologischen Fortschritt und gibt den Streitkräften mehr 
Kampfkraft. 

Hauptelemente der Neuerungen sind die Truppenstruktur 
des Heeres, eine neue Form der Verfügungsbereitschaft und 
die Zentralisierung bundeswehrgemeinsamer Aufgaben. 


Truppenstruktur des Heeres 

199. Mittelpunkt der neuen Heeresstruktur ist die Brigade. 
Sie bleibt Pfeiler der Vorneverteidigung. 

Seit dem 1 . April 1 975 werden drei neue Panzerbrigaden aut- 
gestellt. Das Heer wird 36 statt bisher 33 Brigaden haben. 
Damit löst die Bundesregierung eine NATO-Verpflichtung 
ein und stärkt die konventionelle Kampfkraft. Die 36 Briga- 
den des Heeres umfassen 17 Panzergrenadier- und Jägerbri- 
gaden, 16 Panzerbrigaden und 3 Luftlandebrigaden. 

Die drei neuen Brigaden; Panzerbrigade 20 in Hemer, Pan- 
zerbrigade 28 in Dornstadt, Panzerbrigade 34 in Kassel. Die- 
se Brigaden entstehen aus den Panzerreg imentern 100 und 
200 und aus Truppenteilen der 2. Jägerdivision. Die neuen 
Panzerbrigaden werden nach dem Modell der Brigade 80 ge- 
gliedert. 


Brigade 80 


200. Die Brigade 80 hat mehr Kampfkompanien und Bataii- 
lone. In der Panzerbrigade 80 gibt es ein Batailion mehr, in 
der Panzergrenadierbrigade 80 zwei Bataillone mehr. Die 
Kompanien und Bataillone haben jeweils weniger Soldaten 
und weniger Großgerät. 

Zusätzlich zur Aufstellung der drei neuen Panzerbrigaden 
werden zwei vorhandene Brigaden nach dem Modell der 
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Panzergrenadierbrigade 80 umgegliedert. Diese fünf Briga- 
den mit Modellcharakter werden, sobald sie aufgesteltt be- 
ziehungsweise umgegliedert sind, ein Jahr lang erprobt 
Während der Versuchsphase werden die Funktionsfähigkeit 
der neuen Kompanien und der Bataillone in unterschied- 
lichen Gliederungsformen für den Friedensbetrieb, die 
Kampfführung der Bataillone und das taktische Zusammen- 
spiel in der Brigade getestet. 

Die Dauer des Truppenversuchs und die Zahl der Modellbri- 
gaden gewährleisten, da6 die endgültige Entscheidung, wie 
alle Brigaden des Heeres schließlich umzugliedern sind, auf 
gesicherte Erkenntnisse und Erfahrungen abgestützt wer- 
den kann. 

201. Hauptziel der neuen Brigadegliederung; Höhere Prä- 
senz und Kampfkraft ohne Mobilmachung. Gründe für klei- 

DasZiel nere Kompanien und Bataillone; Die fortschreitende Zersie- 

delung des Geländes in unserem Land erschwert eine ein- 
heitliche Führung aller Waffen der Kompanie und des Batail- 
lons. Schneller ablaufende Gefechte, höhere Beweglichkeit 
und gesteigerte Feuerkraft stellen immer mehr Ansprüche 
an die Führung größerer Einheiten und Verbände. Die 
Truppenteile müssen überschaubar sein. Ihre Führer müs- 
sen die Kampfkraft und Feuerkraft von Mannschaft und Ge- 
rät im Gefecht voll zur Geltung bringen können. 

Außerdem; Kleinere Einheiten erlauben eine intensivere 
Ausbildung. Ein besonderer Rationalisierungseffekt wird da- 
durch erreicht, daß administrative Funktionen, die bislang 
meistens in den Kompanien wahrgenommen wurden, beim 
Bataillon konzentriert sind. Dort kann Fachpersonal diese 
Verwaltungsaufgaben zentral erledigen. Der Kompaniechef 
wird frei für seine Hauptaufgaben, für Ausbildung und Füh- 
rung. Dies alles ist in den Model Ibrigaden zu erproben. 

202. Organisatorisch unterscheidet sich das Modell der 
Panzerbrigade 80 von der bisherigen Panzerbrigade vor al- 
lem durch die größere Zahl der Bataillone. Bislang hat die 
Panzerbrigade zwei Panzerbataillone, ein Panzergrenadier- 
batailion und ein Panzerartilleriebataillon. Die Panzerbriga- 

Panzerbrigade 80 de 80 wird drei Panzerbataillone, ein Panzergrenadierbatail- 
lon und ein Panzerartilleriebataillon haben. Für die materiel- 
le Ausstattung der neuen Panzerbrigade ist die erhebliche 
Verstärkung ihrer Panzerabwehrkraft charakteristisch, 

Panzergrenadier- 203, Auch die Panzergrenadier brigade hat künftig mehr 

brigade80 Bataillone. Bisher sind es vier, in Zukunft werden es sechs 

sein; zwei Panzerbataillone, zwei Panzergrenadierbataillo- 
ne, ein Jägerbataillon, ein Panzerartilleriebataillon. Die Pan- 
zerabwehrkraft der neuen Panzergrenadier brigade wird ver- 
vielfacht. 
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204. Oie Jägerbrigaden sind in Gliederung und Ausrüstung 
den Panzergrenadierbrigaden gleich. Anders sind ihre Ein- 
satzgrundsätze und damit auch die Schwerpunkte der Aus- 
bildung. Die Jägerbrigaden werden vor allem für den Kampf 
in schwierigem Gelände ausgebildet. 

205. Die Panzerbrigaden, Panzergrenadierbrigaden und 
Jägerbrigaden verfügen über zusätzliche Ausbildungsein- 
heiten. Jede Brigade wird künftig eine Panzer-Ausbildungs- 
kompanie, jede Panzergrenadierbrigade zusätzlich zwei bis 
drei Panzergrenadier-Ausbildungskompanien haben. Das 
Jägerbataillon in der Panzergrenadierbrigade und in der Jä- 
gerbrigade bildet den organisatorischen Rahmen für die 
Panzergrenadier-Ausbildungskompanien. Damit die Kampf- 
einheiten und Kampfverbände der Brigaden von der Grund- 
ausbiidung ganz entlastet werden, richten die Divisionen zu- 
sätzliche Ausbildungseinheiten ein, zum Beispiel für Pionie- 
re, Artilleristen und Fernmelder. 

206. Die drei Lufflandebrigaden sind in erster Linie beweg- 
liche Reserve der drei Korps, ihre Panzerabwehrkraft wird 
verstärkt. 


Panzerbrigade und Panzergrenadierbrigade 


alt 
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Frieden 
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964 nicht ständig 

brigade 



im aktiven 
Dienst 

Kampt- 

panzer 

54 

54 

66 

Schützen- 

panzer 

100 

100 

66 

R^RS 

8 

8 

86 

Panzer- 

haubitzen 
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Divisionstruppen 


207. Panzergrenadierbrigaden, Panzerbrigaden und Jä- 
gerbrigaden können zwar das Gefecht selbständig führen. 
Aber ihre Kampfunterstützungstruppen und die Versor- 
gungsverbände sind so zugeschnitten, daß dann, wenn 
Schwerpunkte gebildet werden müssen, Kräfte der Divisio- 
nen notwendig werden. Das gilt vor allem für Aufklärung, ar- 
tilleristische Feuerverstärkung und Flugabwehr. Dazu sollen 
die Divisionstruppen neu gegliedert und stärker bewaffnet 
werden. 


Heerestruppenkommandos 


208. Wie bei Brigaden und Divisionen soll auch bei den 
Korpstruppen der Regieaufwand vermindert werden. Die 
Korpstruppen und Unterstützungstruppen der Wehrberei- 
che werden in Kommandos zusammengefaßt für Führung 
und Aufklärung, Feuerunterstützung, Kampf Unterstützung, 
Heeresflieger, Logistik. 

Planziel: Auch die Korpstruppen sollen künftig mehr Feuer- 
kraft haben. Im Kommando Feuerunterstützung, das aus 
den Verbänden des heutigen Korpsartilleriekommandeurs 
und des Korpsflugabwehrkommandeurs entsteht, und im 
Heeresfliegerkommando werden dem Korps hochbewegli- 
che Flugabwehr- und Panzerabwehrsysteme zur Verfügung 
stehen. Mit diesen Waffen und mit seiner Luftlandebrigade 
wird das Korps rasch Lücken schließen, Schwerpunkte bil- 
den oder verlagern können. 


Heimatschutztruppe 


209. Die Kapazität des Warschauer Paktes für Luftlande- 
operationen und amphibische Landungen wächst. Solchen 
überraschenden Aktionen sind die für den Raumschutz vor- 
gesehenen Heimatschutzkommandos nach Zahl und Kampf- 
kraft heute nicht gewachsen. Das Heer hat aus diesem 
Grund eine neue Gliederung der Heimatschutztruppe mit Si- 
cherung skräften und Verfügungstruppen entwickelt. 
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Die Sicherungstruppen — infanteristisch bewaffnet — 
schützen Objekte und Räume. Sie sollen aus Sicherungs- 
kompanien und aus Sicherungsregimentern bestehen. Die 
Regimenter eignen sich auch für den beweglichen Einsatz. 
Verfügungstruppen des Heeres — mit Panzern, Panzerab- 
wehrwaffen und Artillerie ausgerüstet — sind nach Mobilma- 
chung ein schnell einsatzbereites Mittel, um Schwerpunkte 
zu bilden oder zu verlagern. Die Verfügungstruppen werden 
aus schweren Jägerregimentern und aus sechs Heimat- 
schutzkommandos bestehen. Die Jägerregimenter bekom- 
men Panzer und Artillerie. Die Heimatschutzkommandos 
werden Panzer, gepanzerte Mannschaftstransportwagen, 
Artillerie und eine starke Panzerabwehr haben. 

So wird die neue Heimatschutztruppe in kritischen Lagen 
auch die zur Vorneverteidigung eingesetzten Truppenteile 
des Heeres unterstützen können. Es wird untersucht, wie 
das Konzept der Heimatschutztruppe im einzelnen zu reali- 
sieren ist. 


Sicherungs- 

truppen 


Verfügungs- 

truppen 


Das Heer der Zukunft 


210. Die neue Struktur bringt einen tiefgreifenden Wandel 
für das Heer. Die neuen Brigaden können das Gefecht der 
verbundenen Waffen mit ausgewogenen Kräften führen, vor 
allem gegen Panzer. Ihre Kampfverbände sind von der 
Grundausbildung entlastet und ohne Mobilmachung ein- 
satzbereit. 

Die 36 Brigaden des Heeres haben nach Modell 80 

• 82 Panzerbataillone mit 2700 Kampfpanzern — heute: 
2052, 

• 67 Panzergrenadier- und Jäger batai Hone mit 1800 Schüt- 
zenpanzern — heute: 1 438, 

• 33 Panzerartilleriebataillone mit 594 Panzerhaubitzen — 
heute: 540, 

• mehr als 2500 Panzerabwehr-Raketen-Sy Sterne — heute: 
545. 

Der entscheidende Unterschied zwischen der neuen Trup- 
penstruktur und dem Heer heute: Die Waffensysteme wer- 
den ständig besetzt sein, während heute eine zusätzliche 
Zahl von Waffen Systemen in Geräteeinheiten ist oder in der 
Ausbildung verwendet wird. 

Die künftige Struktur des Heeres wird ein mit Schwerpunkt 
Panzerabwehr abgestimmtes System bilden. Wichtigstes 
Element ist die Brigade, ergänzt durch die Aufklärungs- und 
Feuerkraft der Division und verstärkt durch die Truppen des 
Korps. 
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Mit seiner neuen Organisation und mit der neuen Heimat- 
schutztruppe wird das Heer — verglichen mit dem Ausrü- 
stungsstand heute — mehr Kampfpanzer, mehr Artilleriege- 
schütze und mehr Panzerabwehr-Raketen-Systeme in der 
Truppe haben. 


Die Verfügungsbereitschaft 


211 . Der Deutsche Bundestag verabschiedete am 24. Janu- 
ar 1975 einstimmig die von der Bundesregierung einge- 
brachte Vorlage des Neunten Gesetzes zur Änderung des 
Wehrpflichtgesetzes. Das Gesetz trat am 1. Januar 1976 in 
Kraft. 

Diese Wehrpflicht-Novelle ersetzt die bisherige Verfügungs- 
bereitschaft von drei Monaten durch eine Verfügungsbereit- 
schaft von einem Jahr. Die einjährige Verfügungsbereit- 
schaft schließt sich an den Grundwehrdienst des Wehr- 
pflichtigen oder an das Dienstverhältnis eines Zeitsoldaten 
an. Ihr unterliegen alle, die zum Wehrdienst in der Verfü- 
ge ngsbereitschaft einberufen werden. 

Uber die Heranziehung zum Wehrdienst in der Verfügungs- 
bereitschaft entscheidet der Bundesminister der Verteidi- 
gung. Damit die Verfügungsbereiten jederzeit erreichbar 
bleiben, sind ihnen besondere Pflichten auferlegt. Die Verfü- 
gungsbereitschaft gewährleistet, daß zur Auffüllung von 
Truppenteilen genügend Personal, für seine Verwendung 
ausgebildet, verfügbar ist. 
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Bundeswehrgemeinsame Aufgaben 


212. Als bundeswehrgemeinsame Aufgaben lassen sich 
solche Aufgaben zusammenfassen, die in den Tel istreitk raf- 
fen wahrgenommen werden, aber nicht teilstreitkraftspezi- 
fisch sind. Sie sind gleichwohi zur Unterstützung der Teil- 
streitkräfte unentbehrlich. 

Ein Beispiel ist das Transportwesen. Heute unterhc 'ten Heer, 
Luftwaffe und Marine eigene Transportorganisationen und 
die hierfür erforderlichen Führungszellen. Es liegt auf der 
Hand, daß ihre Zusammenfassung zu einer bundeswehrge- 
meinsamen Transportorganisation die Tei Istreitk räfte für ih- 
re operativen Hauptaufgaben entlastet und dazu Rationali- 
sierungseffekte erreicht. 

Aufgaben dieser Art hat das Bundesministerium der Vertei- 
digung in den letzten Jahren überprüft. Das Ergebnis war, 
daß es eine Reihe von Unterstützungsfunktionen gibt, die 
sich für eine Zentralisierung anbieten. Bundeswehrgemein- 
same Aufgaben sollen überall dort zentralisiert werden, wo 
dadurch mehr Leistungen bei gleichen Kosten oder geringe- 
re Kosten bei gleichen Leistungen möglich sind. 

Für die Zentralisierung bundeswehrgemeinsamer Funktio- 
nen wurden zwei Lösungsvorschläge entwickelt, ein Struk- 
turmodell A und ein Strukturmodell B. 

213. Das Strukturmodell A ist eine Pilotdienst-Lösung. Im 
Pilotdienst nimmt eine Teilstreitkraft für alle Teilstreitkräfte 
eine Aufgabe wahr, für die sonst die anderen beiden Teil- 
streitkräfte zusätzlichen Aufwand betreiben müßten. So hat 
beispielsweise das Heer die Verantwortung für Entwicklung, 
Erprobung und Ersatzteilversorgung aller Radfahrzeuge der 
Bundeswehr, auch der Radfahrzeuge von Luftwaffe und Ma- 
rine. 

Da das Territorialheer eine raumdeckende Organisation ist, 
könnte das Heer weitere Pilotdienstaufgaben übernehmen. 
Aber die Pilotdienst-Lösung bringt keine umfassende Zen- 
tralisierung. Vielmehr entstehen in diesem Fall Abhängigkei- 
ten zwischen den Teilstreitkräften, die je nach Aufgabe un- 
terschiedliche Gewichte haben. Die Pilot-Teilstreitkraft ver- 
sorgt sich selber und andere. Konflikte sind dann möglich. 
Außerdem ergibt eine Zusammenfassung von Aufgaben 
durch Pilotdienst einer Teilstreitkraft nur geringfügige Ände- 
rungen der Organisation. Einsparungen von Organisations- 
elementen sind dabei kaum zu erwarten. 


Strukturmodell A 
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Aus allen diesen Gründen ist die Verlagerung von Aufgaben 
in den Pilotdienst einer Teilstreitkraft nicht die optimale Lö- 
sung, um das gesetzte Ziel zu erreichen. 

214. Das Strukturmodell B sieht die organisatorische Zen- 
Strukturmodell B tralisierung bundeswehrgemeinsamer Aufgaben außerhalb 

der Teilstreitkräfte vor. Diese Aufgaben, das Personal und 
das Material sollen von den Teilstreitkräften an eine zentrale 
Stelle abgegeben werden. Das Modell enthält drei Organisa- 
tionselemente: 

• Ein Streitkräfte-Unterstützungskommando, dem Füh- 
rungsstab der Streitkräfte unmittelbar nachgeordnet, ist 
Führungsorgan für die zentrale Wahrnehmung bundes- 
weh rgemeinsamer Aufgaben. 

• Unter dem Streitkräfte-Unterstützungskommando sind 
Fachämter für die einzelnen Aufgaben zuständig. 

• Die Fachämter verfügen über eigene Truppenteile und 
Dienststellen für die jeweiligen Fachaufgaben. 

Nach Modell hat das Unterstützungskommando für seine 
Aufgabe besondere Befugnisse gegenüber den Kommando- 
behörden von Heer, Luftwaffe und Marine. Es deckt den Be- 
darf aller drei Teilstreitkräfte. 

215. Das Strukturmodell B faßt gleichartige Aufgaben un- 
ter zentraler Verantwortung zusammen und ist ein erster 
Ansatz für die funktionale Organisationsgliederung der 
Streitkräfte nach den Schwerpunkten Kampf und Unterstüt- 
zung. Zugleich nützt das Strukturmodell B organisatorisch 
erreichbare Vorteile einer einheitlichen, nämlich bundes- 
weh rgemeinsamen Unterstützungskonzeption aus. Die in 
der jetzigen Organisation begründeten Schwächen — man- 
gelhafte Berücksichtigung übergeordneter Interessen und 
Beharrungsvermögen gegenüber der Notwendigkeitzu struk- 
tureller Anpassung — sollen dadurch behoben werden. 

Der anzustrebende Rationalisierungseffekt hängt nicht zu- 
letzt von der Größe der zusammengefaßten Aufgabenkom- 
plexe ab. So bietet das Strukturmodell B Gelegenheit, durch 
Umschichtung eingesparter Betriebskosten die Kampfkraft 
zu verstärken. Und schließlich wird das Strukturmodell B ein 
Impuls sein, die Streitkräfte einheitlich rationeller zu organi- 
sieren. 

216. Es ist beabsichtigt, zunächst folgende Aufgaben ganz 
oder teilweise bundeswehrgemeinsam wahrzunehmen: 

• Fernmelde-Weitverkehr, 

• Elektronische Aufklärung, 

• Militärisches Nachrichtenwesen, 

• Logistik, 

• Sanitäts- und Gesundheitswesen. 
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Weitere Einzelaufgaben sollen untersucht werden, zum Bei- 
spiel Personalwesen und Ausbildung. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat sich im Grundsatz 
für das Strukturmodell B entschieden und den Generalin- 
spekteur der Bundeswehr beauftragt, einen Plan für die Er- 
richtung des Unterstützungskommandos zu entwerfen, das 
dem Führungsstab der Streitkräfte unterstellt werden soll. 
Das schließt nicht aus, daß in Teilbereichen der Pilotdienst 
erhalten bleibt, sofern die Untersuchungen, die angestellt 
werden, dies zweckmäßig erscheinen lassen. 

217. Für die Gestattung eines bundeswehrgemeinsamen 
und raumdeckenden Sanitätsdienstes wurde ein Modell ent- 
wickelt. 

Das Modell sieht vor: Das Sanitätspersonal der Bundeswehr 
wird in einem bundeswehrgemeinsamen Sanitätsdienst zu- 
sammengefaßt, der Truppensanitätsdienst nach Schv\?er- 
punkten gegliedert. Ein Netz von Sanitätszentren soll unser 
Land raumdeckend überspannen. 

Rund 160 Sanitätszentren werden eingerichtet. Bereits im 
Frieden sind sie so gegliedert, daß sie im Verteidigungsfall 
die Aufgaben von Hauptverbandplätzen oder Lazaretten 
übernehmen können. 

Die Truppenteile werden, wenn sie Ihre Garnisonen verlas- 
sen, durch mobile Sanitätsbereitschaften und Kranken- 
Kraftwagen-Gr Uppen versorgt. Die Sanitätsbereitschaften 
gehören im Frieden zu den Sanitätszentren, die in Sanitäts- 
abteilungen zusammengefaßt sind. 

Dieses Modeil eines bundeswehrgemeinsamen und raum- 
deckenden Sanitätsdienstes wird in einem Versuch getestet, 
der im Herbst 1975 in Schieswig-Holstein begonnen hat. Für 
den Versuch ist eine Sanitätsabteilung mit zwölf Sanitäts- 
zentren aufgestellt und mit der sanitätsdienstlichen Versor- 
gung von Truppenteilen aus Heer, Luftwaffe und Marine In 
diesem Raum beauftragt worden. Es kommt darauf an, die 
Funktionstüchtigkeit des Modelis zu erproben und Erkennt- 
nisse über seine Kosten zu gewinnen. 

Von den Ergebnissen des Versuchs wird es auch abhängen, 
wie die Führungsspitze des raumdeckenden Sanitätsdien- 
stes beschaffen sein muß und wo sie organisatorisch einzu- 
gliedern ist. 


Einheitliche Führung 

218. Der Planungsprozeß für alle Details der neuen Wehr- 
struktur wird noch Jahre in Anspruch nehmen. Einzelpla- 
nungen und Tel I real isierungen werden oft nebeneinander zu 


Beispiel 

Sanitätsdienst 
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Vorgesehene Stationierung der Sanitätsabteilung 

Schieswig-Holstein Süd 
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betreiben sein- Die Grundsatzentscheidung, bundeswehrge- 
meinsame Aufgaben zu zentralisieren, ist ein erster Schritt 
hin zum Ziel, die Streitkräfte einheitlich zu führen. Dann wird 
auch zu prüfen sein, inwieweit die Kommandostruktur der 
Bundeswehr neu zu ordnen ist. 
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Rüstungsplanung 


219. Rüstungsplanung ist Teil der Gesamtplanung. Struk- 
tur, Rüstung, Personal und Infrastruktur werden verbunden 
geplant. Planungsgrundlagen sind die Verteidigungspoliti- 
schen Richtlinien und die Militärstrategische Konzeption der 
Bundeswehr. 

Aufgabe der Rüstungsplanung ist es, Ausrüstung und Waf- 
fen von hohem Kampfwert mittel- und langfristig zu entwik- 
keln und zu beschaffen. Erforderlich ist eine nach Qualität 
und Quantität ausgewogene Materialausstattung. 
Spitzentechnik ist kosteneffektiv, aber nicht billig. Das be- 
deutet für die Beschaffung qualitativ hochwertigen Geräts, 
daß es nur in einer relativ geringen Stückzahl eingeführt 
werden kann. Hochentwickeltes Gerät in geringerer Zahl 
kann im Gefecht eine zahlenmäßige Überlegenheit einfache- 
ren Geräts nur begrenzt ausgleichen. Daher müssen neben 
wenigen hochgezüchteten auch einfachere Waffen in großer 
Zahl stehen. Planung muß das richtige Verhältnis finden. 

220. Rüstungsplanung muß heute mehr denn je auf Wirt- 
schaftlichkeit bedacht sein. Das soll auf drei Wegen erreicht 
werden. 

Erstens: Rüstungszusammenarbeit der Bündnispartner ra- 
tionalisiert Entwicklung und Beschaffung des Wehrmate- 
rials. Parallelarbeit muß möglichst vermieden, der Aufwand 
durch größere Fertigungsserien verringert werden. 

Zweitens; Diese Rüstungskooperation im Bündnis macht 
Standardisierung der Ausrüstung möglich, womit das Zu- 
sammenwirken der Waffen erleichert, Führung, Logistik und 
Ausbildung vereinheitlicht wird. 

Drittens: Die Rüstungsplanung der Bundeswehr orientiert 
sich an taktischen Aufgaben im Rahmen der Militarstrategi- 
schen Konzeption. Das Zusammenwirken verschiedener 
Waffen in einem Mischsystem bei ein und derselben Aufga- 
be muß schon während der Planung gesehen und beachtet 
werden. 
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Ausrüstungs- 

spektrum 


Aufgabenorientierte Rüstungsplanung 


221. Rüstungsplanung geht von den Konzepten für takti- 
sche Aufgaben aus, die von den konzeptionellen Planungs- 
grundlagen abgeleitet sind. Der Führungsstab der Streitkräf- 
te und die Führungsstäbe von Heer, Luftwaffe und Marine 
entwickeln diese Konzepte. 

Für eine Teilstreitkraft allein gilt ein derartiges Konzept, 
wenn nur sie allein die taktische Aufgabe erfüllt. Ein Konzept 
übergreift mehrere Teilstreitkräfte, wenn die Aufgabe nur im 
Zusammenwirken von mehreren Teilstreitkräften gelöst wer- 
den kann. 

Beispiele; Das Heer sorgt allein für seine Beweglichkeit auf 
der Straße und im Gelände. Im Kampf gegen gepanzerte An- 
griffskräfte wirken Heer und Luftwaffe zusammen. 
Aktivitäten der einzelnen Teilstreitkräfte, die — wie Führung 
und Aufklärung — funktional verbunden sind, lassen sich zu 
Aufgabengruppen zusammenfassen. 

222. Bei der Beschaffung von Waffensystemen kommt es 
darauf an, die Teiihabe von Heer, Luftwaffe und Marine an 
ein und derselben Aufgabe gleichzeitig im Auge zu haben. 
Nur diese Betrachtungsweise liefert Erkenntnisse über das 
beste Mischungsverhältnis von Waffen für die beschriebene 
Aufgabe. Die Gesamtheit aller Aufgaben der Bundeswehr 
bestimmt ihr Ausrüstungsspektrum. 

Beispiel: Die Aufgabe Kampf gegen gepanzerte Kräfte im 
Aufgabenbündel Kampf auf dem Gefechtsfeld macht die Zu- 
sammenhänge zwischen taktischen Konzepten und Rü- 
stungsplanung deutlich. Hauptlast dieses Kampfes trägt das 
Heer. Konsequenterweise werden die konzeptionellen 
Grundlagen vom Heer erarbeitet. Aus ihnen ergibt sich eine 
aufgabenbezogene Mischung von Heereswaffen: Kampfpan- 
zer, Panzerabwehr-Raketen, Panzerabwehr-Hubschrauber, 
Flächenfeuerwaffen und Minen. Die Luftwaffe ergänzt den 
Kampf des Heeres gegen Panzer. Die Einsatzmittel der Luft- 
waffe zur Panzerabwehr auf dem Gefechtsfeld — leichte und 
mittlere Jagdbomber — entsprechen dem taktischen Kon- 
zept des Heeres für diese Aufgabe. Es genügt aber nicht, daß 
diese Kampfflugzeuge mit ihren technischen und taktischen 
Fähigkeiten für die Panzerabwehr geeignet sind. Sie müssen 
zur Erfüllung dieser Aufgabe — neben ihren anderen Aufga- 
ben — auch operativ verfügbar sein. Das wirft Planungs- und 
Führungsprobleme auf. 
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Methodik der Rüstungsplanung 


223. Für die Rüstungsplanung wurden vorfäufig und mo- 
dellhaft acht Aufgabengruppen gewählt: 

■ Führung, 

■ Aufklärung, 

■ Unterstützung. 

• Kampf auf dem Gefechtsfeld, 

• Feuerwirkung in die Tiefe des feindlichen Raumes, 

■ Luftverteidigung, 

« Kampf zur See, 

« Nuklearer Kampf, 

Die Forderungen nach Leistungsfähigkeit für jede dieser 
Aufgaben entsprechen den Jeweils korrespondierenden Fä- 
higkeiten des Warschauer Paktes. Für die Ausrüstung der 
Bundeswehr gilt außerdem, daß eine militärische Aufgaben- 
tetlung im Bündnis begrenzt bleiben muß. Denn eindeutige 
Spezialisierung würde Abhängigkeiten schaffen, die sicher- 
heitspolitische Risiken bedeuten. 

Ergibt die vergleichende Analyse der Forderungen an die ei- 
gene Leistungsfähigkeit und der eigenen technischen Mittel 
Unzulänglichkeiten in bestimmten taktischen Aufgaben, 
dann soll Planung diese Unzulänglichkeiten beseitigen. Bei 
der Wahl der notwendigen Waffen und der Bestimmung ih- 
rer Stückzahlen werden berücksichtigt 

• die Wichtigkeit der taktischen Aufgaben, 

• das sich aus der U rtzulän gl Ichkelt ergebende Risiko, 

• die finanziellen Begrenzungen des Haushalts. 

224, ZiaJ der Rüstungsplanung iat es mithin, eine optimale 
Ausrüstung für die Erfüllung der Aufgaberi innerhalb der 
Aufgabengruppen zu ermitteln. Die Wichtigkeit der einzel- 
nen Aufgabengruppen, ihr Verhältnis zueinander, muß an 
der Gesamtaufgabe der Bundeswehr gemessen werden. 
Beispiei: Die Aufgabengruppe Feuerwirkung in die Tiafe des 
feindlichen Raumes rangiert in der Gesamtaufgabe der Bur^- 
deswehr derzeit hinter der Aufgabengruppe Kampf auf dem 
Gefechtsfeld. 

Dieses Planungsproblem lat schwierig. Denn für fast alle 
Aufgaben werden mehrere, einander ergänzende Waffenay- 
Sterne benötigt. Umgekehrt ist eine Reihe von Waffensyste- 
men an mehreren Aufgaben beieil igt. 

Beispiele: Eirt bestimmtes Flugabwehr-Raketensystem ist 
nur für die Aufgabe Luftverteidigung da. Ein Kampfflugzeug 
hingegen kann für die Aufgaben Aufklärung, Kampf auf dem 
Gefechtsfeld und Luftverteidigung verwendet werden. 


Optimale 

Ausrüstung 
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Zur Bewertung der Materiatausstattung für die Aufgaben- 
gruppen müssen sowohl der Grad der Aufgabenerf ülfung als 
auch der finanzielle Aufwand in den einzelnen Aufgaben- 
gruppen bestimmt werden. Dazu ist es notwendig, vor dem 
Hintergrund des wahrscheinlichen Verlaufs eines Abwehr- 
kampfes die statistische Verteilung der Kampfeinsatze ei- 
nes Waffensystems auf die Aufgaben gruppen zu finden. 
Waffensystemmischungen werdert ermittelt auf der Grund- 
lage von 

• Operations- Research- Untersuchungen zu Einzel prob le- 
rnen, 

• Forderungen der NATO. 

■ militärischen Lagebeurteilungen unter Berücksichtigung 
der Erfahrungen aus bewaffneten Konflikten der Jüngsten 
Vergangenheit, 

• Prognosen über tech notegische Möglichkeiten. 

Die Verfahren der Rüslungsplanung werden kontinuierlich 
überprüft und weiterentwi ekelt. 
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Rüstungsschwerpunkte 


225. Rüstungsschwerpunkte in einem Planungszeitraum 
sind Vorhaben, die gravierende Mängel der Waffenausstat- 
tung verhindern oder beheben sollen. Die Priorität dieser 
Vorhaben bemißt sich nach der Wichtigkeit der taktischen 
Aufgaben, nach Lücken in der Waffenausstattung und nach 
Schwächen oder dem Alter der Ausrüstung. Die im folgen- 
den — ohne Angaben über den Entscheidungsstand — auf- 
geführten Schwerpunktvorhaben sind zum Teil Beschaffun- 
gen, zum anderen Teil Entwicklungsvorhaben oder Projekte 
im Planungsstadium. 

226. In der Aufgabengruppe Führung sind alle Teilaufga- 
ben gebündelt, die zur Führung von Heer, Luftwaffe und Ma- 
rine erfüllt werden müssen. 

Für die wichtigsten Elemente der Führung müssen Systeme 
der Datensammlung, Datenverarbeitung und Datenauswer- 
tung sowie Systeme zur Weitergabe von Daten und Füh- 
rungsentscheidungen beschafft werden. Ocizu gehören 
rechnergestützte Informationssysteme für Heer, Luftwaffe 
und Marine. Notwendig sind daneben spezialisierte Systeme 
für den Einsatz von Luftabwehr-Raketen, Jagdflugzeugen, 
Jagdbombern, Schiffen, Artillerie und Heeresflugabwehr. 
Außerdem ist eine Automatisierung der Fernmeldeverbin- 
dungen vorgesehen. 

227. Die Aufgabengruppe Aufklärung faßt die Teilaufga- 
ben Gefechtsfeldaufklärung, Luftaufklärung, Seeaufklärung 
und fernmelde-elektronische Aufklärung zusammen. 
Gebraucht werden hierzu Systeme, die Erkenntnisse über 
Ort, Stärke, Ausrüstung, Absicht und Möglichkeiten des An- 
greifers beschaffen. Die Systeme müssen gestaffelte Reich- 
weiten haben und ihre Ergebnisse in kurzer Frist mit hoher 
Zuverlässigkeit und Genauigkeit liefern. 

Rüstungsschwerpunkte sind gepanzerte, fliegende und 
schwimmende Aufklärungssysteme, außerdem die techni- 
sche Weiterentwicklung vorhandener Systeme. Der Späh- 
panzer 8x8 wird bereits beschafft. See-Fernaufklärungs- 
flugzeuge, Aufklärungsflugkörper und verfeinerte Radarge- 
räte sind für die achtziger Jahre vorgesehen. Damit soll die 
— vornehmlich für einen Verteidiger — wichtige Aufgabe 
Aufklärung die notwendige Ausstattung bekommen. Aufklä- 


Führung 


Aufklärung 
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Unterstützung 


Kampf auf dem 
Gefechtsfeld 


rung ist für die Verteidigung gegen einen an Zahl Überiege* 
nen Angreifer eine Überiebensfrage, zumal der Angreifer 
Zeitpunkt und örtiichen Schwerpunkt seines Angriffs be- 
stimmt. 

228. Die Unterstützung der kämpfenden Verbände umfaßt 
weitgefächerte Aufgaben der Versorgung, Land-, Luft- 
und Seetransporte, Sicherstellen der Landbeweglichkeit. 
Diese Aufgaben veriangen vor altem die Beschaffung von 
Kraftfahrzeugen und Pioniergerät. Finanzielles Gewicht hat 
dabei der nun beginnende Ersatz der 12 bis 15 Jahre alten 
Kraftfahrzeuge, die hohe Betriebskosten verursachen. Das 
dichte Straßennetz in unserem Land erlaubt es, bei der Fol- 
gegeneration der Kraftfahrzeuge größerenteils auf volle Ge- 
ländegängigkeit zu verzichten. Das verbilligt die Beschaf- 
fung. Schwerpunktvorhaben für die achtziger Jahre sind 
außerdem Bergepanzer sowie Brückengerät und Fähren. 

229. Zur Aufgabengruppe Kampf auf dem Gefechtsfeld ge- 
hören alle Aktivitäten von Heer und Luftwaffe, mit denen der 
Angreifer auf dem Gefechtsfeld geschlagen werden soll. Das 
ist vor allem der Kampf gegen Feindpanzer. 

Die Hauptforderungen an Waffensysteme von Heer und Luft- 
waffe sind deswegen: Ortung und Identifizierung, Zielverfol- 
gung und Vernichtung gepanzerter und auch ungepanzerter 
Feindkräfte. Tag und Nacht und bei jedem Wetter. 

Die Investitionen für den Kampf auf dem Gefechtsfeld sind 
eingeplant für eine Vielfalt von Panzerabwehrwaffen des 
Heeres und für Kampfflugzeuge der Luftwaffe mit Allwetter- 
kampffähigkeit und mit Munition, die Flächenwirkung er- 
zielt. Für die Panzerabwehr sind geplant 

• fortentwickelte Kampfpanzer, 

• Panzerabwehr-Raketen-Systeme. 

• Jagdbomber, 

• Feldhaubitzen, 

• Panzerabwehr-Hubschrauber, 

• Mehrfach-Raketenwerfer. 

Für Panzerabwehr-Raketen-Systeme, leichte Jagdbomber 
und Feldhaubitzen ist das Genehmigungsverfahren abge- 
schlossen. 

Entwickelt werden Kleinstminen, die von Flugzeugen und 
bodengebundenen Minenstreumitteln schnell und über gro- 
ße Flächen vor oder in angreifende Verbände geworfen wer- 
den, Sie sollen den Angreifer stoppen, ihn zumindest in eine 
für den Verteidiger günstigere Angriffsrichtung drängen. 

Für die Aufgabengruppe Kampf auf dem Gefechtsfeld sollen 
Kampfmittel beschafft werden, die für eine grenznahe und 
zusammenhängende Verteidigung unseres Landes heraus- 
ragende Bedeutung haben. 
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230. Die Aufgaben gruppe Feuerwirkung in die Tiefe des 
feindlichen Raumes benötigt Waffensysteme, die Ziele in der 
Tiefe des feindlichen Raumes bekämpfen können. Im Vor- 
dergrund stehen dabei die Zerstörung feindlicher Luftstreit- 
kräfte am Boden und ihrer Einrichtungen sowie Abriegelung 
feindlicher Landstreitkräfte vor Erreichen des Gefechtsfel- 
des. 

Die Waffensysteme müssen allwetterkampffähig sein und 
Punktziele wie Flächenziele bekämpfen können. Hohe Über- 
lebensfähigkeit mindert die Verlustrate. 

In der Beschaffungsplanung sind dafür mittlere Jagdbomber 
des Musters MRCA vorgesehen. Er verfügt über die notwen- 
dige avionische Ausrüstung und moderne Bewaffnung, die 
ihn befähigen, bei jedem Wetter sein Zielgebiet zu erreichen 
und seinen Auftrag auszuführen. 

231. Die Aufgabengruppe Luftverteidigung umreißt alle 
Aktivitäten gegen angreifende Flugzeuge jeder Art, die über 
dem Gefechtsfeld meistens in niedrigen Höhen, über unse- 
rem Hinterland in allen Höhen operieren. 

Für diese Abwehraufgaben werden Systeme gebraucht, die 
gegen Störungen unempfindlich sind. Sie müssen Flugzeu- 
ge rasch erfassen und bei kurzer Reaktionszeit mit hoher 
Vernichtungswahrscheinlichkeit bekämpfen können. Den 
Kampf müssen sie unabhängig von Sichtbedingungen füh- 
ren, bei jedem Wetter, Tag und Nacht. 

Außerdem müssen sie soweit wie möglich mobil sein. Be- 
schaffungsschwerpunkte sind deshalb Radarsysteme, die 
Tiefflieger erfassen und identifizieren. Für die Heeresflugab- 
wehr sind Flugabwehr-Kanonenpanzer und von 1980 an 
Flugabwehr-Raketenpanzer vorgesehen. Jagdflugzeuge, die 
in der integrierten Luftverteidigung eingesetzt werden, sol- 
len neue Lenkflugkörper bekommen. Die Flugabwehr-Rake- 
tensysteme der integrierten Luftverteidigung werden tech- 
nisch vervollkommnet. 

232. Oie Verteidigung der NATO-Nordflanke verlangt, daß 
die Ostseezugänge gehalten werden und die Nordsee für 
den eigenen Verstärkungs- und Versorgungsverkehr offen 
bleibt. Die Ostsee darf dem Gegner nicht als Aufmarschge- 
biet und Rollbahn überlassen werden. 

Feindliche Seestreitkräfte werden in Nord- und Ostsee und 
in den Dänischen Meerengen bekämpft. Minenabwehr und 
Minensperren ergänzen den Kampf der Schiffseinheiten. 
Rüstungsschwerpunkte für die Aufgaben in der Ostsee und 
den Ostseezugängen sind Schnellboote, Jagdbomber, land- 
gestützte Hubschrauber, schnelle Minensucher und Minen- 
leger. Das Schnellbootprogramm wird zur Zeit realisiert. 

Für Aufgaben in der Nordsee sind Fregatten und die Moder- 
nisierung vorhandener Zerstörer vorgesehen. Erwogen wird. 


Feuerwirkung in 
die Tiefe des 
Raumes 


Luft- 

verteidigung 


Kampf zur See 
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für die Uboot-Jagd und für die Seefernaufklärung ein moder- 
nes Flugzeug zu beschaffen. 

233. Die Bundeswehr hat keine Nuklearwaffen. Sie stellt 
Nuklearer Kampf nach dem strategischen Konzept der NATO für den taktisch- 
nuklearen Kampf Trägermittel bereit. Das sind Waffensyste- 
me mit Reichweiten für taktische Verwendung. Sie sollen 
möglichst auch für den konventionellen Einsatz geeignet 
sein. 


Zusammenfassende Bewertung 


234. Die Aufteilung der Investitionen im Planungszeitraum 
von 1975 bis 1988 räumt dem Kampf auf dem Gefechtsfeld 
Vorrang ein. Danach rangieren drei Aufgaben mit ungefähr 
gleichem Aufwand nebeneinander: Kampf zur See, Luftver- 
teidigung und Unterstützung. Nach dem Umfang der Investi- 
tionen kommen dann in dieser Reihenfolge: Führung, Auf- 
klärung, Feuerwirkung in die Tiefe des feindlichen Raumes 
und Nuklearer Kampf. 

Nach Beschaffung der jetzt geplanten Waffensysteme sind 
Investitionen für andere Systeme notwendig. Für sie wird es 
andere Prioritäten geben. Dies heißt, daß aus der derzeitigen 
Mittelaufteilung und Prioritätenfolge der Rüstungsvorhaben 
nicht die relative Wichtigkeit der militärischen Aufgaben ab- 
geleitet werden kann. So erfordert eine Aufgabe von hoher 
Wichtigkeit dann nur geringe Investitionen, wenn die Waf- 
fensysteme für diese Aufgabe nach Qualität und Quantität 
den Ansprüchen der näheren Zukunft genügen. 

Die Rüstungsplanung der Bundeswehr — zunächst orien- 
tierten den Aufgaben der einzelnen Teilstreitkraft, dann alle 
Aufgaben der drei Teilstreitkräfte koordinierend — ist so zu 
bewerten: 

1. Führung wird durch Automatisierte Datenverarbeitung in 
verschiedenartigen Informationssystemen und durch auto- 
matisierte Kommunikationssysteme im Planungszeitraum 
schneller und zuverlässiger. 

2. Aufklärungssysteme, die unabhängig von Wetterbedin- 
gungen arbeiten, verbreitern die Aufklärungsmöglichkeiten. 
Risiken der Planung entstehen aus der schnellen Fortent- 
wicklung der Technologie elektronischer Subsysteme, die 
eine un vorherseh bar frühe Fortentwicklung vorhandener 
Systeme notwendig machen kann. 

3. Für die Schwerpunktaufgabe Kampf auf dem Gefechtsfeld 
plant die Bundeswehr ein breites Spektrum moderner Waf- 
fensysteme. Sie geben vor allem dem Heer durch neue 
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Kampfpanzer, leistungsfähigere Panzerabwehr-Raketensy- 
steme, Panzerabwehr-Hubschrauber und verbesserte Artille- 
rie eine starke Panzerabwehrkraft, die auch massierten Pan- 
zerangriffen begegnen kann. 

4. Neue Kampfflugzeuge, vor allem aber eine neue Flugzeug- 
bewaffnung, dehnen die Wirkungsmöglichkeiten in die Tiefe 
des Raumes aus. Die tief gestaffelte Luftverteidigung des 
Gegners können die neuen Kampfflugzeuge niedrig und 
schnell unterfliegen. Mit ihren Raketen, die weit vor dem 
Feindziel gestartet werden, und mit Hilfe elektronischer 
Schutz- und Störmittel können die Flugzeuge der gegneri- 
schen Luftverteidigung ausweichen. 

5. Neue Jagdflugzeuge und neue FlaRohr- und FlaRak-Waf- 
fen werden eigenes Gebiet und Truppen schützen können, 
mit gesteigerter Wirkung gegen Angreifer in niedrigen und 
mittleren Höhen. 

6. Flugkörper-Schnellboote, Fregatten und Jagdbomber 
werden der quantitativ und qualitativ stärker gewordenen 
Bedrohung durch Seestreitkräfte des Warschauer Paktes 
besser gewachsen sein. 
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Rüstungsforschung 


235. Wehrtechnische Forschung muß naturwissenschaftli- 
che Erkenntnisse und technische Verfahren so bereitstellen, 
daß Rüstung der wehrtechnischen Bedrohung heute und ei- 
ner denkbaren Bedrohung in der Zukunft begegnen kann. 
Für die Planung der Streitkräfte und ihrer materiellen Ausrü- 
stung hat Forschung daher zwei Aufgaben. 

Erstens; Die Erforschung naturwissenschaftlich-technischer 
Möglichkeiten zeigt für taktische Aufgaben Lösungsideen 
und deren Grenzen. Dies macht zugleich die waffentechni- 
schen Bedrohungen der Zukunft erkennbar. Damit werden 
die naturwissenschaftlich-technischen Rahmenbedingun- 
gen für die langfristige Streitkräfteplanung definiert. 
Zweitens; Wehrtechnische Forschung bereitet die Entwick- 
lung von Waffen und Gerät vor. Insoweit ist sie angewandte 
Forschung, orientiert an militärischen und technischen Pro- 
blemen. Für diese Aufgabe bestimmen die Prioritäten der 
Streitkräfteplanung die Forschungsschwerpunkte. 


Forschung als Planungsgrundlage 


236. Wehrtechnische Forschung muß für die Bundeswehr- 
planung ein möglichst vollständiges Bild der auf weite Sicht 
in der Rüstungstechnik zu erwartenden Neuerungen liefern. 
Hierzu werden naturwissenschaftliche und technische 
Trends — aus der Wehrtechnik und aus dem zivilen Umfeld 
— analysiert. Aus ihnen werden Prognosen abgeleitet, die 
dann unter dem Aspekt ihrer wehrtechnischen Bedeutung 
für die künftige Ausrüstung der Streitkräfte zu bewerten 
sind. Sie sind ein Beitrag zur Militärstrategischen Beurtei- 
lung der Lage und werden alle zwei Jahre im Planungs- 
zyklus fortgeschrieben. 

Im Wechselspiel zwischen wehrtechnischer Forschung und 
Bundeswehrplanung werden militärische Verwendbarkeit 
und technische Machbarkeit wissenschaftlicher Ergebnisse 
untersucht. So kann Wissenschaft zukünftige Bedrohungen 
erkennbar und frühzeitig Gegenmaßnahmen möglich ma- 
chen. 

Der dafür notwendige Sachverstand muß auch durch eigene 
Forschungstätigkeit gewonnen werden. Mit diesem Sach- 
verstand können auch Forschungsergebnisse der Bündnis- 
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Partner und anderer Länder ausgewertet werden. Aber es ist 
unmöglich, das ganze wehrtechnisch relevante Spektrum 
der Naturwissenschaften durch nationale Forschungsarbeit 
abzudecken. Deshalb werden wehrtechnische Informatio- 
nen zwischen den Mitgliedern des Atlantischen Bündnisses 
ausgetauscht. 

Dieses Verfahren ergibt ein abgerundetes Bild von Stand 
und Entwicklung in den wehrtechnisch interessanten Wis- 
senschaften. 


Zielorientierte Forschung 


237. Die Dokumente der Bundeswehrplanung definieren 
die langfristigen Zielvorstellungen und setzen Prioritäten. In 
Übereinstimmung damit legt die wehrtechnische Forschung 
ihre Programmschwerpunkte fest. Forschungsziele sind 
darauf ausgerichtet, die Planungs-Zielvorstellungen zu ver- 
wirklichen. 

Durch bestimmte Bedrohungsbedingungen — Ergebnis von 
Trendanalysen — können die Forschungsziele eingeengt 
werden. Lösungsideen werden miteinander verglichen, 
technische Lösungen aber noch nicht festgelegt. Am Ende 
werden diejenigen Forschungsvorhaben ausgewählt, die 
Aussagen über Herstet Ibarkeit und Wirksamkeit eines Waf- 
fensystems oder eines technischen Verfahrens liefern und 
die Realisierung vorbereiten. 

238. Forschung erschließt Neuland. Ihre Richtung läßt sich 
vorplanen, ihr Ergebnis nicht. Häufig ergeben sich im Ver- 
lauf von Forschungsvorhaben Abweichungen von der ur- 
sprünglichen Zielorientierung. Sie öffnen neue Wege. Da- 
durch können neue Möglichkeiten für militärische Anwen- 
dungen sichtbar werden. Der Kreis von Grundlagenfor- 
schung und angewandter Rüstungsforschung schließt sich. 
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Der Soldat 


239. Der Soldat hat der Bundesrepublik Deutschland treu 
zu dienen. Er muß Recht und Freiheit des deutschen Volkes 
tapfer verteidigen. Furchtvor Gefahr für Leib und Leben darf 
ihn nicht davon abhalten, seine Pflichten zu erfüllen. Dies 
gilt im Frieden wie im Krieg. 

Staat und Soldat sind durch gegenseitige Treuepflicht mit- 
einander verbunden. Der Staat hat die gesetzlich verbürgten 
Rechte des Soldaten zu wahren. Er darf nichts Unbilliges 
oder Unrechtes fordern. Die Würde des Soldaten bleibt un- 
antastbar. Befehle dürfen nur zu dienstlichen Zwecken und 
nur unter Beachtung der Regeln des Völkerrechts, der Ge- 
setze und der Dienstvorschriften gegeben werden. 

Der Soldat muß für die freiheitlich demokratische Grundord- 
nung eintreten. Er muß seinen Vorgesetzten gehorchen und 
Befehle ausführen. Die Treuepflicht zwischen Staat und Sol- 
dat wird von Berufssoldaten und Zeitsoldaten durch Eid, von 
Wehrpflichtigen durch feierliches Gelöbnis bekundet. Das 
ist die angemessene Form, den Ernst und den Inhalt dieser 
Bindung zu bekunden. 
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Spezialisten 


Militärischer Dienst heute 


240. Das militärische Strukturgefüge ist ein komplexer 
Verbund von Arbeit und Technik. Weniger als ein Drittel aller 
Soldaten ist in Kampffunktionen eingesetzt. Etwa die Hälfte 
versieht Dienst in technischen Verwendungen. Die übrigen 
sind für administrative Tätigkeiten und andere Unterstüt- 
zungsaufgaben da. 

Viele Arbeitsmethoden und -techniken sind zuerst in 
Armeen entwickelt und erprobt worden und haben dann in 
Wirtschaft und Verwaltung Eingang gefunden. Umgekehrt 
sind zivile Management-Verfahren, wirtschaftliches Denken, 
industrielle. Arbeitstechniken von den Streitkräften über- 
nommen worden. Neben rein militärischen Fertigkeiten 
spielen in der Bundeswehr technisches Wissen und Verwal- 
tung serf ah rung eine wichtige Rolle. 

In der Bundeswehr ist Facharbeit zu leisten, die von mehr als 
200 Zivilberufen repräsentiert wird. Viele Funktionen in der 
Bundeswehr unterscheiden sich kaum noch von zivitberufti- 
chen Tätigkeiten. Die Technik gleicht militärische Verwen- 
dung und zivile Arbeit einander an. Fast drei Viertel der qua- 
lifizierten Tätigkeiten in der Bundeswehr sind mit zivilen Be- 
rufen vergleichbar. In der Luftwaffe sind es vier Fünftel. 

241. Die Einführung neuer Techniken in die Streitkräfte hat 
sich explosionsartig beschleunigt. Arbeitsabläufe im militä- 
rischen Dienst zwingen zu großem Ausbitdungsaufwand. 
Militärische Spezialisten können nicht unmittelbar aus der 
zivilen Berufswelt rekrutiert werden. Die Streitkräfte müssen 
viel Zeit und Arbeit aufwenden, um die Soldaten gründlich 
auszubilden. Die Bedienung, vor allem die Wartung komple- 
xer Waffensysteme ist eine Aufgabe, die meistens ei ne mehr- 
jährige Ausbildung voraussetzt. Die Anforderungen an die 
technische Intelligenz der Soldaten sind erheblich gestie- 
gen. 

Komplizierte Waffentechnik erfordert technisches Verständ- 
nis, ein hohes Maß an psychischer Belastbarkeit, Konzentra- 
tionsvermögen und persönliche Initiative. Der geringste Feh- 
ler kann Ausfall und Versagen eines wichtigen Gerätes oder 
sogar seine Zerstörung verursachen. 

Die Arbeit technischer Spezialisten ist der fachmännischen 
Kontrolle durch Vorgesetzte häufig entzogen. Die Technik 
vergrößert die Verantwortlichkeit und Selbständigkeit des 
Soldaten. Sie fordert Vertrauen der militärischen Vorgesetz- 
ten in die fachlichen Leistungen ihrer Untergebenen. 
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Der technische Standard einer Armee ist ein MaBstab ihrer 
Schlagkraft. Weiterentwicklungen und Verbesserungen 
technischer Systeme sind selbstverständlich und zwangs- 
läufig für moderne Streitkräfte und den soldatischen Dienst 
heute. Aber moderne Techniken ersetzen nicht den Mann. 
Sie sind Mittel, mit denen der Soldat seine Fähigkeiten er- 
gänzt und steigert. Das menschliche Leistungsvermögen 
zieht der Suche nach technischer Perfektion von Waffen und 
Gerät wiederum Grenzen. 
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Das Selbstverständnis des Soldaten 


242. Der Soldat wird heute für einen Fall ausgebildet, den 
vorausschauende Politik und sein Können verhindern sollen, 
Auftrag der Bundeswehr ist es, unseren äußeren Frieden zu 
bewahren und ihn wiederherzustellen, falls er gestört wird. 
Unsere Soldaten begreifen ihre militärische Tätigkeit als 
Friedensdienst. Sie suchen ihre Bewährung daher auch 
nicht im Kampf. Ihre soldatische Bewährung sehen sie darin, 
daß sie mit ihrem Dienst dazu beitragen, den Frieden für un- 
ser Land zu erhalten. 

Unsere Streitkräfte unterstützen als Instrument der Exekuti- 
ve die politischen Friedensbemühungen der Bundesregie- 
rung. Die Bundeswehr hilft, Krieg zu verhindern. Damit dient 
sie dem Frieden. Ihre Existenz Ist eine wichtige Vorausset- 
zung für gleichberechtigte Verhandlungen zwischen Ost 
und West. 

243. Der Wille, unser freiheitliches Staatswesen nodalls mit 
der Waffe zu verteidigen, entspringt der festen Überzeu- 
gung, daß es sich lohnt, diese Wertordnung zu schützen und 
zu erhalten. Unsere Verfassung hat für das Zusammenleben 
der Menschen neue Maßstäbe gesetzt. Sie garantiert ein 
menschenwürdiges Leben. Freiheit und Recht sind für uns 
selbstverständliche Werte. 

244. In einem Vierteljahrhundert hat sich die Bundesrepu- 
blik Deutschland im Schutz des NATO-Bündnisses zu einem 
Staat entwickelt, der wie vor ihm kein anderer in der deut- 
schen Geschichte für seine Bürger ein Höchstmaß an Frei- 
heit, Menschenwürde, Wohlstand und sozialer Gerechtigkeit 
verwirklicht hat. In diesem Land haben Menschen noch nie 
so frei, noch nie so gut, noch nie so in ihrer Würde geachtet 
und sozial gesichert ihr Leben gestalten können wie heute. 
Unser Gemeinwesen hat es verdient, daß der Bürger es in 
seine Obhut nimmt, für seine Bewahrung und Ausgestaltung 
eintritt. Dieses Land ist es wert, daß der Bürger sich davor 
stellt, den Rechtsstaat verteidigt. Das gilt für die Soldaten 
vom Wehrpflichtigen bis zum General. Das gilt für alle De- 
mokraten. Das demokratische Staatswesen ist auf die Frei- 
heitsliebe, das Rechtsbewußtsein, die Solidarität und die 
Treue seiner Bürger angewiesen. Die Demokratie kann nur 
leben, wenn die Bürger bereit sind, dafür einzustehen, La- 
sten auf sich zu nehmen und Opfer zu bringen. Ein Staat, der 
nicht von den Bürgern gemeinsam in verantwortungsvolle 
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Fürsorge genommen wird, ist nicht fähig, die Freiheit zu 
schützen. Ein Leben in Unfreiheit aber wäre selbst bei mate- 
riellem Wohlstand ein menschenunwürdiges Leben. 

245. Die Bundesrepublik Deutschland ist ein freiheitlicher 
und sozialer Rechtsstaat, wie ihn unsere Geschichte nie ge- 
kannt hat. Kein Staatswesen ist vollkommen, auch unseres 
nicht. Doch brauchen wir den Vergleich nicht zu scheuen. 
Wegen unserer politischen, wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Verhältnisse werden wir außerhalb unserer 
Grenzen von vielen beneidet. Das gibt Selbstvertrauen und 
stärkt die Bereitschaft, den äußeren Frieden unseres Ge- 
meinwesens zu schützen. Dieser Staat bietet allen Bürgern 
ein hohes Maß an Freiheiten. Er kann erwarten, daß die 
Pflicht zur Verteidigung dieser Freiheiten ernst genommen 
und aus Einsicht und Überzeugung geleistet wird. 

Niemand wird dadurch bedroht. Das Selbstverständnis un- 
serer Soldaten gründet sich nicht auf Haß oder Feindschaft, 
noch werden sie dazu erzogen. Das bedeutet aber nicht, daß 
sie die Augen vor einer realistischen Einschätzung der Lage 
verschließen dürfen. Die Kenntnis von Ausmaß und Möglich- 
keiten der Kräfte, die unsere Wert- und Lebensordnung be- 
drohen, ist eine wichtige Voraussetzung für die Bereitschaft 
des Soldaten, unser Land zu verteidigen. Moderne Waffen 
und gute Ausbildung geben ihm die Sicherheit, seine Pflicht 
erfüllen zu können. 
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Bevölkerung und Soldaten 


246. Verteidigungswille und Verteidigungsbereitschaft be- 
ruhen auf der grundsätzlichen Übereinstimmung des Bür- 
gers mit seinem Staat, auf dem Vertrauen in die Richtigkeit 
und Angemessenheit politischer Grundsatzentscheidungen. 


Gesellschaft und Verteidigung 

247. Dieser notwendige gesellschaftliche Grundkonsens 
ist in unserem Land gegeben. Umfragen beweisen ein hohes 
Maß an Zufriedenheit und Übereinstimmung. Oie große 
Mehrheit der Bürger möchte in keinem anderen Land leben. 
Politische, wirtschaftliche und soziale Streitigkeiten werden 
nach allgemein akzeptierten Regeln friedlich ausgetragen. 
Nur unbedeutende Randgruppen haben sich die Beseiti- 
gung der staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung zum 
Ziel gesetzt. 

Die Bundeswehr ist in das Vertrauen des Bürgers zum Staat 
eingeschlossen. Die Zahl ihrer ausgesprochenen Gegner ist 
gering. Die große Mehrheit der männlichen Staatsbürger will 
bei einem bewaffneten Angriff auf das Land zur Waffe grei- 
fen oder sich — bei fehlender militärischer Ausbildung — 
anders zur Wehr setzen^^ 3 q können sich die Streitkräfte 
auf den Verleid igungswit len der Bevölkerungsmehrheit stüt- 
zen. 


Meinungen zur Sicherheitslage 

248. Die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist kein aktuelles Diskussionsthema. Die Sorgen um äu- 
ßere Sicherheit sind seit 1970 erheblich geringer geworden. 
Der Bürger fühlt sich von fremder Macht weniger bedroht. 
Andere Probleme der Alltagswelt werden näher und dringli- 
cher empfunden. Vor allem interessieren Fragen der wirt- 
schaftlichen, der sozialen und der inneren Sicherheit. Die 
überwiegende Mehrheit ist mit der Sicherhelts- und Verteidi- 


Befunde und Zahlenmaterial sind — soweit nicht anders angegeben — 
Ergebnisse von Umfragen durch EMNI D und IN FAS 1 970 bis 1 975. 
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gungspolitik der Bundesregierung zufrieden. Von allen poli- 
tischen Sachproblemen werden der Politik der Friedenssi- 
cherung die besten Noten ausgestellt. 

Das militärische Kräfteverhältnis zwischen Ost und West — 
vor allem zwischen der Sowjetunion und den USA — wird als 
ausgewogen eingeschätzt. Die Meinung, der Westen könnte 
von einem Angriff aus dem Osten überrollt werden, wird in 
den letzten Jahren seltener geäußert. 

Diese Verschiebungen tm Meinungsbild und das gewachse- 
ne Gefühl äußerer Sicherheit sind eindeutig auf die Entspan- 
nungspolitik der Bundesregierung zurückzuführen. Aber 
von einer Entspannungseuphorie konnte und kann nicht die 
Rede sein. Die Erwartungen der Bürger konzentrieren sich 
auf eine bessere politisch-wirtschaftliche Kooperation zwi- 
schen Ost und West. Die Chancen für eine baldige militäri- 
sche Abrüstung werden eher skeptisch beurteilt: 58 Prozent 
rechnen in den nächsten anderthalb Jahrzehnten mit keinen 
oder allenfalls mit kleineren Fortschritten. 


Einschätzung der Bundeswehr 


249. Trotz stärkeren Sicherheitsgefühls der meisten Bür- 
ger wird die Bundeswehr heute für wichtiger denn je gehal- 
ten. Fast drei Viertel der Bevölkerung bezeichneten sie 1975 
als ,,sehr wichtig“ oder „wichtig“. 14 Prozent hielten sie für 
„nicht so wichtig“, 4 Prozent für „unwichtig“ oder „überflüs- 
sig“. Bewertungen der Bundeswehr als „schädlich" oder 
, .gefährlich" sind sogar auf 1 Prozent zurückgegangen; 
1974 vertraten noch 3 Prozent diese Auffassung. Die ande- 
ren Vergteichszahlen aus dem Jahre 1974 lauten: „sehr 
wichtig/wichtig“ = 58 Prozent, „nicht so wichtig“ = 23 Pro- 
zent, „unwichtig/überflüssig“ = 10 Prozent. 

Mit dieser Einschätzung der Bundeswehr stimmt überein, 
daß die Streitkräfte nach Auffassung von weit mehr als zwei 
Drittel der Bevölkerung den Frieden garantieren. Eine ver- 
schwindend kleine Minderheit bezeichnet die Bundeswehr 
als Gefahr für den Frieden. Nur ein Viertel plädiert für Ein- 
sparungen am Verteidigungshaushalt. Die weit überwiegen- 
de Mehrheit der Bürger will, daß die Verteidigungsfähigkeit 
unseres Landes aufrechterhalten bleibt und daß keinerlei si- 
cherheitspolitische Risiken eingegangen werden. 

250. Die positive Bewertung der sicherheitspolitischen Not- 
wendigkeit der Bundeswehr durch eine große Bevölke- 
rungsmehrheit ist ein Beweis dafür, daß die Entspannungs- 
politik der Bundesregierung keine falschen Erwartungen ge- 
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weckt hat. Die Mehrheit ist vielmehr überzeugt, daB äußere 
Sicherheit ohne militärischen Schutz nicht möglich ist. Die 
Zustimmung des Bürgers zur Sicherheitspolitik der Bundes- 


Einschätzung der Bundeswehr 1 970 bis 1975 
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regierung hat sich zugleich in einer höheren Bewertung der 
sicherheitspolitischen Bedeutung von Bundeswehr und Sol- 
daten ausgedrückt. 

Wie sich solche Entwicklungen umsetzen, wird in anderem 
Zusammenhang deutlich; Wer der Bundeswehr meinungs* 
los gegenübersteht, gehört in der Regel zu jener Befragten- 
gruppe, die sich auch zu anderen politischen und sozialen 
Problemen nicht äußert. 

251. Die positive Einschätzung der Bundeswehr muß im 
Zusammenhang gesehen werden mit dem in der Bevölke- 
rung allgemein gestiegenen Bedürfnis nach Sicherheit Die 
Vielzahl der Probleme, denen sich die demokratischen Indu- 
striestaaten heute in der Wett gegenübersehen, hat viele 
Bürger zu der Einsicht gebracht, daß es „Grenzen des 
Wachstums" gibt und daß es nicht immer nur weiter auf- 
wärts gehen kann. Die unkritische Fortschrittsgläubigkeit an 
die Machbarkeit aller Dinge hat dem nüchternen Realismus 
Platz gemacht, daß die Schwierigkeiten noch zunehmen 
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werden. Die Bewahrung und Erhaltung des Erreichten in ei- 
ner weltweit kritischen Wirtschaftslage wird heute als hoher 
Wert empfunden. Vor dem Hintergrund eines allgemein stär- 
keren Sicherheitsbedürfnisses werden aile jene Institutionen 
höher eingeschätzt, die für Stabilität einstehen und Sicher- 
heit vermitteln. Das gilt vor allem für die Bundeswehr, dis für 
äußere Sicherheit sorgt, auch für die Polizei, die für die inne- 
re Sicherheit da ist. Das größere Streben nach Sicherheit 
zeigt sich schließlich bei der Berufswahl. Das erklärt zum 
Teil auch die größeren Bewerberzahlen für den freiwilligen 
Dienst. 


Das zivil-militärische Verhältnis 

252. Die mögliche Gefährdung der jungen deutschen De- 
mokratie durch die Bundeswehr war vor zwanzig Jahren ein 
wichtiges innenpolitisches Diskussionsthema. Solche Be- 
fürchtungen sind längst verschwunden. Militarismus und 
Bundeswehr haben in den Augen der Bürger nichts mitein- 
ander gemein. Die Bundeswehr wird als eine neue Armee be- 
trachtet, eine Armee in der Demokratie — fester Bestandteil 
des demokratischen Staates und seiner freiheitlichen Ge- 
sellschaft. 

Als sicherheitspolitische Institution wie als soziale Organisa- 
tion wird die Bundeswehr von der Bevölkerung mit großer 
Selbstverständlichkeit akzeptiert. Die Situation bei uns un- 
terscheidet sich heute nicht mehr von der in anderen Län- 
dern, in deren nationaler Geschichte sich das Verhältnis von 
Bürgern und Soldaten weniger problematisch darstellt. 

253. Die Mehrheit der Bürger hält die Bundeswehr für ein 
zuverlässiges Instrument des demokratischen Staates. Die 
meisten sehen die Streitkräfte als parteipolitisch neutral. 
Ebenso ist für die Mehrheit der alte Kasernenhof Vergangen- 
heit. Die Bundeswehr erscheint dem Bürger eher vergleich- 
bar mit einem Industriebetrieb. Kasernenhof ton, Schleife- 
reien und Ungerechtigkeiten bezeichnen nur noch 7 Prozent 
der Bevölkerung als typisch für den Dienstbetrieb der Bun- 
deswehr. Etwa zwei Drittel sind der Auffassung, daß die Bun- 
deswehr Diskussion und Kritik auch im Dienst zutäßt. Über 
drei Viertel haben den Eindruck, daß von einer Uniformität 
der Meinungen bei den Soldaten keine Rede sein kann. 37 
Prozent der Bevölkerung wollen bei jungen Männern, die in 
der Bundeswehr gedient haben, positive Veränderungen 
festgestellt haben, nur 11 Prozent negative. 34 Prozent ha- 
ben keine Veränderung bemerkt. 


141 


Drucksache 7/4554 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bundeswehr 

und 

Demokratie 

(Befragungs- 
ergebnisse 
in Prozenten) 


„Der Soldat ist 
heute ein selbst- 
verständlicher 
Bestandteil der 
Gesellschaft“ 



„völliö falsch“ 
„falsch** 
„eher falsch“ 
„eher richtig“ 
p, richtig“ 
„völlig richtig" 


p^u viele Zeitun- 
gen berichten 
nur Schlechtes 
über die Bun- 
des wehr" 






ppVöllig falsch“ 
„falsch“ 
„eher falsch" 
„eher richtig“ 
„richtig“ 
„völlig richtig“ 


..Oie Bundeswehr 
wird von der 
breiten Öffent- 
lichkeit nicht 
akzeptiert" 



^.völlig falsch" 
.^falsch“ 
„eher falsch“ 
..eher richtig“ 
„richtig“ 
„völlig richtig“ 


Befreotfl 30B Hauptleule/KiipdAf^etjinsnte. Hertiat 1974; 
Differdfizen lu 100 Rro 2 ©m erkoren ifeh aus Auf- ottef Abrundurtg 


Vorbehalte gegenüber Soldaten wurden in den Aufbaujah- 
ren der Bundeswehr häufig geäußert. Heute sind sie aus 
dem Meinungsbild der Bevölkerung so gut wie verschwun- 
den. Nur 4 Prozent der Bürger äußern noch, daß ihnen Sol- 
daten unsympathisch sind. Aber es gibt auch nicht das Ex- 


142 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4554 


trem einer gesellschaftlichen Überbewertung des Soldaten. 
Allgemein gilt: Die Bevölkerung sieht in ihren Soldaten Bür- 
ger in Uniform — ohne besondere Vorrechte, aber auch oh- 
ne soziale Diskriminierung. 

254. Umgekehrt wissen die Soldaten, daß ihnen keine Son- 
derrolle zukommt. Auch hier hat sich gegenüber früheren 
Jahren vieles geändert. Drei Viertel einer Befrag tengruppe 
von Hauptleuten und Kapitänleutnanten halten den Soldaten 
heute für einen selbstverständlichen Bestandteil der 
Gesellschaft^^. 70 Prozent halten die Aussage für falsch, daß 
die Zeitungen nur Schlechtes über die Bundeswehr berich- 
ten. Ebenfalls 70 Prozent weisen die Behauptung zurück, die 
Bundeswehr werde von der breiten Öffentlichkeit nicht ak- 
zeptiert. Diese Umfrage-Ergebnisse belegen, daß sich auf 
beiden Seiten ein Prozeß der Normalisierung vollzogen hat. 
Zusammengefaßt: Bürger in Zivil und Bürger in Uniform be- 
gegnen sich heute mit selbstverständlicher Offenheit. Der 
Soldat ist Bürger unter Bürgern. Es gibt weder eine ideologi- 
sche Überhöhung des Soldatentums noch sind negative Vor- 
urteile verbreitet. Das zivil-militärische Verhältnis ist normal. 


Das Bild vom Soldaten 


255. Die Bundeswehr unterscheidet sich von ihren histori- 
schen Vorgängern. Ihr höherer Technisierungsgrad und ihr 
andersartiger, vergleichsweise ziviler Sozialcharakter verur- 
sachen Orientierungsschwierigkeiten bei den zivilen Bür- 
gern. Auftreten und Erscheinungsbild der Soldaten stimmen 
mit den traditionellen Vorstellungen vom Militär oft nicht 
überein. Das schafft Unsicherheit bei der Beurteilung der mi- 
litärischen Tüchtigkeit der Bundeswehrsoldaten: 45 Prozent 
der Männer mit Kriegserfahrung haften sie für schlechtere, 5 
Prozent für bessere und 43 Prozent für ebenso gute Soldaten 
wie zu ihrer Zeit. 

Diese Orientierungsprobleme bei der Einschätzung der mili- 
tärischen Leistungsfähigkeit zeigen sich noch deutlicher 
beim Vergleich von Wehrpflichtigen und Freiwilligen der 
Bundeswehr mit Soldaten der früheren Wehrmacht. Der 
Wehrmachtsoldat gilt als „idealistisch“, ,, fanatisch", „folg- 
sam“ und „risikofreudig“. Dem wehrpflichtigen Soldaten 


’B) Die Umfrage wurde 1974 vom Sozialwissenschaftlichen Institut der Bun- 
deswehr veranstaltet. 
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Leistungskraft 


der Bundeswehr werden ebenso eindeutig die jeweils ge- 
gensätzlichen Eigenschaften zugeschrieben: „konsum- 
orientiert", „sachlich“, „kritisch“ und „vorsichtig". Der Bun- 
deswehr-Freiwillige nimmt in den Augen der Bevölkerung 
zwischen Wehrmachtsoldat und dem Wehrpflichtigen der 
Bundeswehr eine mittlere Position ein. 

In den Augen vieler Bürger ist der Soldat der Wehrmacht 
auch heute noch der Prototyp des Soldatischen. Die ihm zu- 
geschriebenen Eigenschaften gewährleisten nach verbreite- 
ter Auffassung am ehesten den Erfolg in der bewaffneten 
Auseinandersetzung. Das beeinflußt zugleich das Urteil über 
die Qualität der militärischen Ausbildung in der Bundes- 
wehr: Gut ein Drittel unserer Bevölkerung hält die Ausbil- 
dung für zu welch. 

Diese Skepsis gegenüber der militärischen Leistungsfähig- 
keit der Bundeswehr beruht nicht auf fundierter Information. 
Sie geht in erster Linie auf Vorstellungen vom Soldatentum 
zurück, die an der Vergangenheit orientiert sind. Sie werden 
auch mehr von der mittleren und älteren, weniger von der 
jungen Generation vertreten. Maßstab für Kampfkraft und 
militärische Tüchtigkeit ist nach diesem Vorstellungsbild vor 
allem das durch Drill eingeübte Auftreten der Truppe, die 
Haltung der Soldaten in der Öffentlichkeit. 


256. Die Bundeswehr steht hier vor einem Problem. Sie ist 
eine hochtechnisierte Armee, in vielerlei Hinsicht vergleich- 
bar mit einem industriellen Großbetrieb. Sturer Kasernen- 
hofdrill widerspricht den Erfordernissen einer modernen 
Streitmacht. Die Formalausbildung ist auf das Notwendige 
beschränkt. Die Leistungen der Streitkräfte bleiben für den 
Bürger fast unsichtbar. Der Soldat verhält sich kaum anders 
als seine zivilen Alterskameraden, Freunde und Nachbarn. 
Das wird von der zivilen Gesellschaft allgemein begrüßt und 
gutgeheißen. Damit entspricht der Soldat der Bundeswehr 
aber nicht mehr dem traditionellen Bild vom Soldaten. Das 
führt dazu, daß seine Qualität, seine militärische Funktions- 
tüchtigkeit, häufig ungerechtfertigten Zweifeln ausgesetzt 
ist. 

Überkommene Vorstellungsbilderdleser Art sind nur schwer 
auszuräumen. Selbst gegenteilige Erfahrungen können ver- 
festigte Klischees nur langsam ändern. Für die Öffentlich- 
keitsarbeit der Bundeswehr bleibt hier noch viel zu tun. Die 
Truppe ist bemüht, den zivilen Bürgern vor allem an den 
„Tagen der offenen Tür" einen Einblick in ihr Leben und ihre 
Leistungskraft zu geben. Bei den Verbündeten hat die Bun- 
deswehr einen guten Ruf. Sie gilt als eine tüchtige und zu- 
verlässige Armee. Ihr militärisches Können haben die 
Streitkräfte in internationalen Vergleichswettkämpfen auch 
1974/1975 unter Beweis gestellt. 
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Bundeswehr im Schulbuch 


257. Die Bundesregierung hat die Ministerpräsidenten der 
Bundesländer bereits 1970 darauf hingewiesen, daß Vertei- 
digungsfragen, Aufgaben der Friedenssicherung sowie Auf- 
trag und Stellung der Bundeswehr in unserem Staat im So- 
zialkundeunterricht und in den Lehrbüchern der Schulen 
nur unzureichend behandelt werden. Diese Feststellung 
trifft unverändert zu. 

Eine Analyse der derzeit gültigen Sozialkundebücher der 
Abschlußklassen von Hauptschulen und Gymnasien sowie 
der Lehrbücher für berufsbildende Schulen zeigt folgendes 
Bild^°: Fragen der Sicherheits- und VerteidigungspoMtik 
werden in den meisten Lehrbüchern zwar behandelt, aber 
nur am Rande angesprochen. Nach Umfang und Aufma- 
chung rangieren sie unter dem weniger wichtigen Lehrstoff- 
angebot. Häufig werden nur bloße Zahlen und Fakten ge- 
nannt. Texte beschränken sich auf die Darstellung der politi- 
schen Entwicklung seit 1945. der Bündnissysteme und der 
Aufgaben der Vereinten Nationen. Die Sicherheit der Bun- 
desrepublik Deutschland sowie Existenz und Aufgabe der 
Bundeswehr werden kaum erörtert. Ebenso werden Fragen 
der Wehrpflicht und Kriegsdienstverweigerung nur in gerin- 
gem Umfang behandelt. Entscheidungshilfen lassen sich 
daraus nicht gewinnen. Verglichen mit ihrer politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedeutung wird die 
Bundeswehr in den Lehrbüchern der Schulen unzureichend 
behandelt. 

Bundeswehr und Sicherheitspolitik spielen auch in der Leh- 
rerausbildung kaum eine Rolle. Befragungen von Wehr- 
pflichtigen und die Erfahrungen aus der Öffentlichkeitsar- 
beit der Bundeswehr belegen aber ein steigendes Interesse 
der jungen Generation an genauerer Information über die 
Bundeswehr. Die Schüler wollen mehr über die Bundeswehr 
wissen, als ihnen durch die Schule geboten wird. 

Die Bundeswehr sucht dem wachsenden Informations- 
bedürfnis der jungen Menschen vor allem durch die Arbeit 
der Jugendoffiziere und der Wehrdienstberater nachzukom- 
men. Die Bundesregierung bleibt bemüht, im Zusammen- 
wirken mit den Länderregierungen die wichtigen Fragen der 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik einer breiten Öffent- 
lichkeitverständlich zu machen. 


^ Oie Analyse wurde 1975 veranstaltet vom Sozial wissenschaftlichen Insti- 
tut der Bundeswehr, 
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Leistungssport 


Bundeswehr und Sport 


258. Der Sport bildet eine wichtige Klammer im Verhältnis 
von Bundeswehr und Öffentlichkeit. Er führt zu zahlreichen 
Kontakten und Begegnungen von Bürgern in Zivil und Bür- 
gern in Uniform. Die Bundeswehr verfügt über 500 Sport- 
plätze, 570 Sporthallen und 30 Schwimmhallen. Diese Sport- 
stätten können von der Zivilbevölkerung auch benutzt wer- 
den. Viele Sportvereine sind bei der Bundeswehr zu Gast. 
Soldaten sind aktive Vereinsmitglieder. Manche Sportart 
kann nur ausgeübt werden, well die Bundeswehr die Anlage 
dafür zur Verfügung stellt. Mit Ausnahme der Schwimmhal- 
len und beheizter Freibäder ist die Benutzung bundeswehr- 
eigener Sportstätten kostenfrei. 

259 . Sportausbildung in der Bundeswehr ist Breitensport. 
Das darf angesichts der herausragenden Leistungen von 
Spitzensportlern der Bundeswehr nicht übersehen werden. 
Im Mittelpunkt der Sportausbildung in der Truppe stehen 
konditions- und bewegungsfördernde Sportarten: Leicht- 
athletik, Schwimmen, Turnen, Gymnastik und Spiele. Die 
Soldaten sollen das Deutsche Sportabzeichen erwerben und 
Rettu n gssch wi m m er werden . 

Die Sportausbildung soll die Bereitschaft zur regelmäOigen 
sportlichen Betätigung auch außerhalb des Dienstes und 
nach der Dienstzeit fördern. 1974 wurde die Zentrale Dienst- 
vorschrift „Sport in der Bundeswehr" (ZDv 3/10) neu gefaßt. 
Ende 1974 ist mit dem Neubau der Sportschule der Bundes- 
wehr in Warendorf begonnen worden. Der erste Bauab- 
schnittwird im Herbst 1976 abgeschlossen sein. 

260 . Seit 1970 werden wehrpflichtige Spitzensportler zu 
Sportlehrkompanien und Sportfördergruppen einberufen. 
Die Bundeswehr leistet damit einen wichtigen Beitrag zur 
Entwicklung und Förderung des deutschen Sports. Sie er- 
möglicht den wehrpflichtigen Spitzensportlern, ihr Lei- 
stungstraining im biologisch wichtigen Alter zwischen 18 
und 21 Jahren ohne Beeinträchtigungen kontinuierlich fort- 
zusetzen. 

Das Bekenntnis der Bundeswehr zum Leistungssport, die 
Förderung wehrpflichtiger Spitzensportler hat 1975 zu be- 
merkenswerten Erfolgen geführt. Es gab Bestleistungen und 
Meistertitel bei nationalen und internationalen Wettkämp- 
fen. Beispiele: Bei den Schwimm Weltmeisterschaften 1975 
in Cali (Kolumbien) gewann die 4 x 200-m-Freistilstaffel der 
Bundesrepublik Deutschland mit zwei Soldaten die Goldme- 
daille, die 4 X 100-m-Lagenstaffel mit drei Soldaten die Sil- 
bermedaille, die 4x lOO-m-Kraulstaffel mit einem Soldaten 
ebenfalls die Silbermedaille. Bei den Kanu-Weltmeister- 
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schäften 1975 in Skopje (Jugoslawien) errang die deutsche 
Mannschaft die Weltmeisterschaft im Kajak-Einer und holte 
die Bronzemedaille in der Kanadier-Mannschaftswertung; 
drei Soldaten waren an diesen Erfolgen beteiligt. 

Die Bundeswehr hat ihrerseits bei den Wettkämpfen des 
Conseil International du Sport Militaire (CISM^i) erfolgrei- 
cher als früher abgeschnitten. Die Erfolgsbitanz bei den in- 


Erfolge der Bundeswehr 

bei Wettkämpfen des Conseil International du Sport Militaire (CISM| 
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1 34 Wettkampfbetelligungen 
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94 Silber 
132 Bronze 
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L&lchtalhletik- und Schwimmei^terschaftan fanden nicht statt. 


ternationalen Militärmeisterschaften stieg von 20 Plazierun- 
gen im Jahre 1960 auf 40 Plazierungen im Jahre 1974, davon 
14 erste Plätze. Herausragendes Ereignis war 1975 der Ge- 
winn der Militär-Fußballmeisterschaft durch den 1:0-End- 
spielsieg gegen die Niederlande. 

Bei den XXVII. Internationalen Militärmeisterschaften im Bo- 
xen in North Carolina (USA) gewann die Mannschaft der 


CISM = Internationaler Militärsportverband. 
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Bundeswehr 1 Silbermedaille und 3 Bronzemedaillen. Die III. 
Internationale Militärmeisterschaft im Radfahren in Bassano 
(Italien) brachte der Bundeswehr-Mannschaft 3 Gold-, 3 Sil- 
ber- und 3 Bronzemedaillen. Bei den VIII. CISM-Meister- 
schaften der Fallschirmspringer in Pau (Frankreich) errang 
die deutsche Mannschaft die Goldmedaille im Gruppenziel- 
springen und die Bronzemedaille in der Nationenwertung. 
Auch dies sind nur Beispiele einer Vielzahl sportlicher Erfol- 
ge, die in der Öffentlichkeit Beachtung gefunden haben. 


Hilfs- und Rettungsdienste 


261. Die Hilfeleistungen der Streitkräfte für die Bevölke- 
rung haben sich nach Art und Umfang in den vergangenen 
Jahren ständig vermehrt. Viele Bürger profitieren unmittel- 
bar von den Einrichtungen und dem technischen Gerät der 
Bundeswehr, von den Kenntnissen, Fertigkeiten und dem 
Einsatzwillen der Soldaten. 

Das zeigte sich besonders im Sommer 1975, als das Land 
Niedersachsen von Waldbränden bisher nicht gekannten 
Ausmafles betroffen war. Mehr als 9000 Soldaten standen ta- 
gelang rund um die Uhr im Katastropheneinsatz. Die Bun- 
deswehr half mit 52 Bergepanzern, 20 Schützenpanzern, 10 
Kampfpanzern und 10 Panzertransportgeräten. Dazu kamen 
Flugplatzfeuerwehren und ABC-Abwehrkompanien, Pipeline- 
pioniere und Fernmelder, Kraftfahrzeuge und Fahrer zur 
Verpflegung der Helfer und zur Versorgung mit Betriebsstof- 
fen. Hubschrauber flogen Überwachungseinsätze und war- 
fen Wasserbomben. Transporter der Luftwaffe brachten Per- 
sonal und Gerät in das Katastrophengebiet. Die Bundeswehr 
hat auch in diesem Fall bewiesen, was sie leisten kann. 
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Innere Führung 


262. Länger als ein Jahrhundert klaffte zwischen Armee 
und Demokratie ein unüberbrückbarer Gegensatz. Heute 
sind soldatische Lebensform und freiheitlicher Bürgersinn 
miteinander versöhnt. Das hat unser demokratischer Staat 
mit den Grundsätzen erreicht, die sich in der Inneren Füh- 
rung manifestieren. 

Die Konzeption der inneren Führung, in der ersten Hälfte der 
fünfziger Jahre entworfen, war ein mutiger Vorgriff auf ge- 
seilschaftliche Entwicklungen, die sich damals erst in Umris- 
sen abzeichneten. Zeitgemäße Menschenführung war beim 
Aufbau der Bundeswehr schon ein zentrales Thema, als die 
zivile Umwelt sich dieser Aufgabe noch wenig bewußt war. 


Grundsätze 


263. Das Grundgesetz ist Basis der Inneren Führung. Das 
Soldatengesetz regelt im einzelnen Rechte und Pflichten des 
Soldaten. 

Die Wertordnung der Verfassung gilt auch im militärischen 
Dienstverhältnis. Oer Soldat hat im wesentlichen die glei- 
chen staatsbürgerlichen Rechte wie jeder andere Staatsbür- 
ger auch. Außerdem aber hat er besondere, gesetzlich be- 
gründete Pflichten. Diese Pflichten schränken einige Grund- 
rechte ein. 

Die Grundsätze der Inneren Führung bestimmen die innere 
Ordnung der Bundeswehr. Sie sind Normen und Verhaltens- 
regeln für Vorgesetzte und Untergebene. Sie sichern einer- 
seits die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte, andererseits 
die Rechte des Soldaten. 

Die Innere Führung regelt Konflikte und gleicht Spannungen 
aus, die sich aus der Einschränkung von Grundrechten und 
den unerläßlichen Besonderheiten des Wehrdienstes erge- 
ben. Mit den „Hilfen für die Innere Führung", der Zentralen 
Dienstvorschrift 10/1, besitzt die Bundeswehr praktikable 
Anweisungen und Leitsätze für eine Menschenführung, die 
in unsere Zeit paßt und die bei verbündeten Streitkräften An- 
erkennung findet 
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Leitbild 


Erziehungsziel 


Staatsbürger in Uniform 


264. Die Kurzformel Staatsbürger in Uniform ist der Kern- 
begriff der Inneren Führung. Dieser Begriff hat zweifachen 
Inhalt: Verfassungspolitisches Leitbild und soldatisches Er- 
zieh ungsideat. 

Staatsbürger in Uniform, dies drückt aus, daß der Bürger, 
der Soldat wird, nicht aufhört, freier Staatsbürger zu sein. 
Der Staatsbürger in Uniform hat für die Innere Führung glei- 
che Bedeutung wie der freie Staatsbürger für das Grundge- 
setz; Beide Idealvorstellungen sind der Ursprung für Nor- 
men und zugleich das Ziel, das mit diesen Normen erreicht 
werden soll. Staatsbürger in Uniform oder in Zivil, beide sind 
nicht vorgegebene Realität. Grundgesetz und Innere Füh- 
rung sollen diese Realität schaffen. 

Der Bürgerstatus wirkt im Soldatenstatus weiter. Das Leit- 
bild des Staatsbürgers in Uniform bildet die Brücke, die 
Bundeswehr und Gesellschaft miteinander verbindet und 
unsere Streitkräfte in der demokratischen Staats- und Ge- 
sellschaftsordnung fest verankert. 

Als militärisches Erziehungsideai sagt der Begriff des 
Staatsbürgers in Uniform, daß Führung, Ausbildung, Bil- 
dung und Erziehung in den Streitkräften den Soldaten zu 
Selbstverantwortung und Selbstdisziplin, zu mitdenkendem 
Gehorsam und persönlicher Initiative, zu individueller Lei- 
stungsbereitschaft und kameradschaftlicher Zusammenar- 
beit bringen sollen. 

Zum Erziehungsideal des Staatsbürgers in Uniform gibt es 
keine Alternative. Es hat sich als richtig erwiesen, an diesem 
Erziehungsziel festzuhalten, auch wenn der hohe Anspruch 
in der Praxis nur schwierig erfüllt werden kann. Politische, 
technologische und gesellschaftliche Entwicklungen erlau- 
ben keinerlei Rückgriff auf Methoden der Vergangenheit. In- 
nere Führung ist Teil unserer fortschrittlichen Staats- und 
Gesellschaftsordnung. Sie ist die Führungsmethode, die den 
militärischen, technischen und sozialen Bedingungen von 
heute gerecht wird. 


Menschenführung 


265. Menschenführung in den Streitkräften heute, das 
heißt Kooperation von Vorgesetzten und Untergebenen in ei- 
nem sachlich geordneten Funktionsgefüge. Autorität und 
Disziplin, Befehl und Gehorsam bleiben gleichwohl unerläß- 
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Führungsstil* 



..kooperativ" 
„Befehl und Gehorsam" 

..teils/teils" 



Befragt 2S6 Haui^lteule/Kapitanleuineftte 
Jahreswende 1974/75 


Betriebsklima** 





„sehr gur 

„gut" 

..mittelmäßig'' 

„schlecht" 

„sehr schtech!" 


Berufszufriedenheit* * 



“] Befragt 25S Hauptteute/Kapitenleutnama 
Herbst 1974 


Führungsstil, 

Betriebsklima, 

Berufs- 

zufriedenheit 

(Befragungs- 
ergebnisse 
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Führungsstil 


Betriebsklima 


liehe Prinzipien soldatischer Führung. Aber Führung in den 
Streitkräften ist weniger Herrschaft, mehr Information, Koor- 
dination und Motivation. 


Bewährung 


266. Die Bundesregierung stellt fest, da6 sich die Innere 
Führung nach vielerlei, oft verzerrender Diskussion als all- 
tägliche und selbstverständliche Führungspraxis in den 
Streitkräften durchgesetzt und bewährt hat. Das innere 
Gefüge der Streitkräfte ist in gutem Zustand, das Betriebskli- 
masachlich und menschlich. 

Eine Gruppe von Hauptieuten/Kapitänieutnanten wurde 
1974/1975 nach ihrem persönlichen Führungsstil befragt® 
— mehr „Befehl und Gehorsam" oder mehr „Kooperation“? 
50,2 Prozent antworteten ,,eher kooperativ", 36,2 Prozent 
„teils/teils“, nur 13,6 Prozent „eher Befehl und Gehorsam". 
Die meisten Befragten waren der Meinung, daB kooperatives 
Führungsverhalten notwendig und erlernbar sei. Nur 17,4 
Prozent hielten die Fähigkeit, andere Menschen zu führen, 
in erster Linie für „angeboren". 36,2 Prozent bezeichneten 
sie als ,, erlernbar“, 43,4 Prozent meinten, daß ,, angeborene" 
Eigenschaften und „erlernte" Fähigkeiten Zusammenkom- 
men müßten. 

Ein „schlechtes" oder „sehr schlechtes“ Betriebsklima ha- 
ben in ihrer letzten Verwendung nur 6,2 Prozent der befrag- 
ten Offiziere erlebt. Die weit überwiegende Mehrheit nannte 
das Betriebsklima „gut" (51 Prozent) oder „sehr gut" (23,5 
Prozent). Befragungen von Unteroffizieren und Offizieren 
des militärfachlichen Dienstes erbrachten ähnlich positive 
Ergebnisse. 

Menschenführung, Vorgesetztenverhalten und Betriebskli- 
ma sind wichtige Faktoren für die Berufszufriedenheit. Mit 
ihrem Beruf waren 14,8 Prozent der befragten Offiziere 
„sehr zufrieden", 60,9 Prozent ,, zufrieden". Knapp 7 Prozent 
waren „unzufrieden" oder „gar nicht zufrieden". 

Hohe Berufszufriedenheit zeigte sich auch schon bei Unter- 
offizierbefragungen in den Jahren 1 970 und 1 973. 

Der Inneren Führung hat die Bundeswehr es zu verdanken, 
daß sie nach 1967/1968 die Attacken einer politisch unruhi- 
gen Jugendgeneration gegen staatliche und gesellschaftli- 
che Einrichtungen elastischer aufgefangen hat als andere 
Organisationen. 


2*) Die Befragung wurde vom Soiialwissenschaf fliehen Institut der Bundes- 
wehr veranstaltet. 
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Die Innere Führung hat einen großen Anteil daran, daß die 
Militarismus-Diskussion der fünfziger und sechziger Jahre 
heute zu Ende ist. Die Bundeswehr ist selbstverständlicher 
Bestandteil des demokratischen Staates, der Soldat Bürger 
wie alle anderen Bürger auch. Was heute im Verhältnis von 
Streitkräften und Gesellschaft als selbstverständlich er- 
scheint und allgemein so empfunden wird, ist in der Per- 
spektive deutscher Wehrgeschichte eine historische Lei- 
stung. 

Erst unter den Bedingungen unserer freiheitlichen Staats- 
und Gesellschaftsordnung war es möglich, die bewaffnete 
Macht in eine selbstbewußte Demokratie organisch einzu- 
passen, dem Gegensatz von soldatischer und ziviler Lebens- 
weise die Spannung zu nehmen. 


Entwicklung 


267. Die Innere Führung ist für Erfahrungen und neue Er- 
kenntnisse offen. Das bedeutet nicht um jeden Preis Anpas- 
sung an kurzlebige Zeit- oder Modeerscheinungen. Die Fort- 
entwicklung der Inneren Führung muß den sozialen Wandel 
berücksichtigen, zugleich aber die Besonderheiten, die sich 
aus dem Verteidigungsauftrag der Streitkräfte ergeben. Der 
militärische Dienst verlangt Zwänge, die nicht aufgehoben 
werden können. 

268. Die in der Zentralen Dienstvorschrift 10/1 niedergeleg- 
ten „Leitsätze für Vorgesetzte“ sind Forderungen an das 
Führungsverhalten, ein erster Schritt auf dem Weg zu einer 
systematisierten Lehre für die Menschenführung in den 
Streitkräften. Ein derartiges Konzept wird erarbeitet. Dabei 
werden erziehungswissenschaftliche Erkenntnisse und Er- 
fahrungen aus der Erwachsenenbildung berücksichtigt. 
Bestimmend bleiben die besonderen Bedingungen der mili- 
tärischen Aufgabenerfüllung. Das Konzept umfaßt Lernziele, 
Lerninhalte und Lehrmethoden für die Ausbildung in militä- 
rischer Menschenführung. 

269. Vom Beirat für Fragen der Inneren Führung angeregt, 
hat der Bundesminister der Verteidigung eine Wirkungsana- 
lyse der Politischen Bildung angeordnet. Die Untersuchung 
soll darüber Aufschluß geben, wie die Materialien für den 
staatsbürgerlichen Unterricht genutzt werden, wie die politi- 
sche Information in der Truppenpraxis vermittelt wird und 
was sie ausrichtet. Das Untersuchungsergebnis wird 1977 
vorliegen. 


Leitsätze 


Politische 

Bildung 
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Vertrauens- 

männer 


270. Das Gesetz zur Änderung des Soldatengesetzes und 
des Vertrauensmänner-Wahlgesetzes vom 25. April 1975 hat 
die Rechtsposition des Vertrauensmannes gestärkt. Er hat 
jetzt das Recht, seinem Disziplinarvorgesetzten Vorschläge 
zu machen für den inneren Dienstbetrieb, die Fürsorge, die 
Berufsförderung und für das außerdienstliche Gemein- 
schaftsleben. Der Disziplinarvorgesetzte muß mit dem Ver- 
trauensmann dessen Vorschläge erörtern, eine Ablehnung 
begründen. 

Der Vertrauensmann darf während des Dienstes Sprech- 
stunden ab halten. Der Disziplinarvorgesetzte muß ihn unter- 
stützen und über Angelegenheiten, die zu seinen Aufgaben 
gehören, rechtzeitig und umfassend unterrichten. 
Bataillonskommandeure sind verpflichtet, Kompaniechefs 
und Vertrauensmänner mindestens vierteljährlich zu einer 
gemeinsamen Besprechung zusammenzurufen. 
Vertrauensmänner werden jetzt auch schon während der 
Grundausbildung, außerdem in Lehrgängen — von vier und 
mehr Wochen Dauer — und in selbständigen Zügen gewählt. 
Ein vereinfachtes Wahlverfahren berücksichtigt, daß die Sol- 
daten, die den Vertrauensmann wählen, oft nur kurze Zeit 
zusammen sind. 

Der Vertrauensmann hat jetzt mehr Befugnisse. Der The- 
menkreis für die Mitsprache wird vervollständigt, zum Bei- 
spiel um Mitsprache in Kantinen-, Küchen- und Wohnungs- 
ausschüssen. Außerdem wird geprüft, ob in großen Kompa- 
nien die Züge einen Zugsprecher wählen sollen. Die Zug- 
sprecher könnten den Vertrauensmann der Kompanie unter- 
stützen. 
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Die innere Ordnung 


271. Innere Ordnung ist der Zustand der Streitkräfte, ge- 
messen an den gesetzlich begründeten Pflichten und Rech- 
ten des Soldaten. Rechtsunterricht belehrt den Soldaten 
über die gesetzlichen Bestimmungen. Politische Bildung 
macht ihm die Verteidigungswürdigkeit unserer Lebensord- 
nung deutlich. 

Das Bundesministerium der Verteidigung wertet Jahr für 
Jahr Disziplinarberichte aus. Ein Vergleich des Zahlenmate- 
rials zeigt, daß sich die Disziplin in den Streitkräften gefe- 
stigt hat. Mehr Soldaten haben Auszeichnungen und Aner- 
kennungen für vorbildliche Leistungen erhalten. Die Zahl 
der Dienstvergehen ist zurückgegangen. 


Lob, Anerkennung, Leistungsabzeichen 


272. im Jahre 1972 wurden 21 031 förmliche Anerkennun- 
gen für vorbildliche Pflichterfüllung oder hervorragende Ein- 
zeltaten ausgesprochen. 1973 waren es 25 322, im Jahre 
1974 gab es 26 010 förmliche Anerkennungen. 

Auch mit der Vergabe von Preisen, meistens Bücher, wurden 
besondere Leistungen gewürdigt. Die dafür bereitgestellten 
Haushaltsmittel wurden 1972 zu 81,3 Prozent, 1973 zu 95 
Prozent und 1 974 zu 100 Prozent verbraucht. 

Lob, Anerkennung und Auszeichnung sind Mittel der Men- 
schenführung. Militärische, fachliche und sportliche Lei- 
stungen werden mit dem Leistungsabzeichen gewürdigt, 
das der Bundesminister der Verteidigung 1971 gestiftet hat. 
Die Leistungen der Soldaten werden sichtbar bestätigt. Die 
Soldaten geben sich Mühe, das Leistungsabzeichen zu be- 
kommen. 

Die Verleihung dieses Abzeichens in den Stufen Bronze, Sil- 
ber und Gold bezieht neben meßbaren Leistungen auch die 
Gesamthaltung des Soldaten ein. 
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Ursachen 


Disziplinäre Verfehlungen 


273. Die Soldaten haben seit 1973 wenig er disziplinäre Ver- 
fehlungen begangen. Von Ende 1972 bis Ende 1974 ist die 
Zahl der DisziplinarmaBnahmen um mehr als 20 Prozent zu- 
rückgegangen. Absolute Zahlen täuschen, weil der Anteil 
derer, die mehrmals die Disziplin verletzten, ein Drittel aus- 
macht. Militärische Straftaten sind Besondere Vorkommnis- 
se. Auch ihre Zahl sinkt. Die Fälle von Eigenmächtiger Abwe- 
senheit und Fahnenflucht sowie die Gehorsamsdelikte 
mehrten sich bis 1972. Seit 1973 gehen sie zurück. 1972 wur- 
den 12 643 Abwesenheitsdelikte von 7767 Soldaten verur- 
sacht. 1974 waren es 1 1 395 solcher Straftaten, von 7053 Sol- 
daten begangen. Etwa ein Drittel waren jeweils Mehrfachtä- 
ter. Aber noch immer bereiten die Abwesenheitsdelikte dem 
militärischen Vorgesetzten große Sorgen. 

Bei 33 Prozent aller Abwesenheitsfälle kehrten die Soldaten 
nicht pünktlich vom Wochenendausgang zurück. Soldaten, 
die — ohne ärztliches Attest — angaben, zu Hause krank ge- 
worden zu sein, machten 22 Prozent der Abwesenheitsfälle 
aus. Rund 40 Prozent der eigenmächtig abwesenden Solda- 
ten kehrten freiwillig — die Hälfte innerhalb einer Woche — 
zur Truppe zurück. 

Wehrpsychologische Untersuchungen haben ergeben, daß 
die Ursachen für das Fehlverhaiten wehrpflichtiger Soldaten 
nicht in den Streitkräften entstehen. Sie sind in erster Linie 
in den sozialen Verhältnissen und der Entwicklung des jun- 
gen Mannes zu sehen. Gestörtes Familienleben, geringer In- 
telligenzgrad, unbefriedigende Berufsentwicklung, häufiger 
Stellenwechsel, Jugendkriminalität und geringes Selbstver- 
trauen sind die Vorläufer für disziplinäre Konflikte in den 
Streitkräften. So hatten 50 Prozent der Täter keine abge- 
schlossene Berufsausbildung, 23 Prozent waren vorbestraft. 
Wer sich im Zivilleben nicht einordnen kann, dem fällt solda- 
tisches Verhalten um so schwerer. In der besonderen Situa- 
tion des Wehrpflichtigen verursacht oft schon ein geringfü- 
giger Anlaß abweichendes Verhalten, zum Beispiel die Ent- 
fernung von der Truppe. Akute Anlässe sind Unlust gegen 
den Dienst, Trotzreaktionen auf abgelehnte Urlaubsgesu- 
che, Konflikte mit Ehefrau, Braut oder Freundin, Geldsor- 
gen. Demgegenüber spielen Schwierigkeiten im Umgang 
mit Kameraden, falsches Verhalten eines Vorgesetzten oder 
politisch-ideologische Motive nur eine untergeordnete 
Rolle 

Das gilt auch für Selbsttötungen und Selbsttötungsversu- 
che. Die Untersuchung der Motive ergab, daß nicht einmal in 
10 Prozent aller Fälle die Tat mit dem Dienst in der Bundes- 
wehr in irgendeine Verbindung zu bringen war. Die Ursa- 
chen liegen auch hier fast ausnahmslos in der Persönlich- 
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keitsstruktur und den sozialen Verhältnissen. Fehlverhalten 
von Vorgesetzten war in keinem Fall unmittelbarer Anlaß. 
Die Zahl der Selbsttötungen in der Bundeswehr hat sich ver- 
ringert und liegt, wie früher auch schon, unter dem zivilen 
Vergleichswert. Im Jahre 1974 gab es 18 Selbsttötungen auf 
100 000 Soldaten. Demgegenüber kamen 1973 auf 100 000 
männliche Einwohner der Bundesrepublik im Alter zwischen 
15 und 25 Jahren 21 Selbsttötungen. 

Oie Funktionsfähigkeit und die Einsatzbereitschaft der 
Streitkräfte sind auf das Prinzip von Befehl und Gehorsam 
angewiesen. Gehorsamsdelikte, Nötigung oder Bedrohung 
von Vorgesetzten und tätliche Angriffe auf Vorgesetzte wie- 
gen deshalb trotz geringer Zahl besonders schwer. Aber wie 
bei der Eigenmächtigen Abwesenheit und Fahnenflucht ist 
auch bei diesen militärischen Straftaten seit 1972 ein Rück- 
gang um fast 20 Prozent zu verzeichnen. 

ÜbermäSiger Alkoholgenuß des Soldaten und Fehlreaktio- 
nen noch junger, unerfahrener Vorgesetzter sind oft bei 
Gehorsam^elikten im Spiel. Die Straftaten ereignen sich 
vor allem nach Dienstschluß. Sie richten sich oft gegen Sol- 
daten auf Wache, die Vorgesetztenfunktion ausüben. 
Zusammenfassung: In der Bundeswehr herrscht seit 1972 
mehr Disziplin. Die Einstellung der jungen Soldaten zum 
Wehrdienst hat sich positiv entwickelt. 
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Kriegsdienstverweigerer 


274. Das Grundgesetz — Artikel 4 Absatz 3 — verbietet es, 
jemanden gegen sein Gew/issen zum Kriegsdienst mit der 
Waffe zu zwingen. Dieses Grundrecht schränkt das Recht 
des Staates ein, wehrpflichtige Bürger zum Dienst in den 
Streitkräften heranzuziehen. Der Staat ist verpflichtet, einen 
Kriegsdienstverweigerer schon im Frieden vom Wehrdienst 
zu befreien. Aber nur wer in einem Prüfungsverfahren als 
Kriegsdienstverweigerer förmlich anerkannt worden ist, 
braucht keinen Wehrdienst zu leisten. Er kann statt zum 
Wehrdienst zu einem Zivildienst herangezogen werden.^ 
Das Prüfungsverfahren ist — wie das Bundesverfassungsge- 
richt festgestellt hat — rechtmäßig. Aber die derzeitige Ver- 
fahrenspraxis ist allgemein strittig. Argumente der Kritik: 

• Der Antragsteller werde inquisitorisch vernommen; das 
benachteilige junge Männer mit geringem Ausdrucksver- 
mögen. 

• Im Prüfungsverfahren werde nicht nur die Ernsthaftigkeit 
des Antrags geprüft, was immerhin möglich sei; vielmehr 
werde versucht, das Gewissen zu erforschen, was 
schlechterdings scheitern müsse. 

• Soldaten, die den Kriegsdienst verweigern wollen und 
schon vor ihrer unanfechtbaren Anerkennung aus Gewis- 
sensnot den Waffendienst verweigern, würden bestraft 
oder disziplinär gemaßregelt. 

• Der Verfahrensgang — Prüfungsausschuß, Prüfungs- 
kammer, Verwaltungsgericht, Bundesverwaltungsgericht 
— sei zu langwierig. 

• Die Vorsitzenden der Prülungsgremien würden durch 
den Bundesminister der Verteidigung bestellt, so daß Par- 
teilichkeit vermutet werden könne. 


Vorschläge 


275. Alle demokratischen Parteien, weitere Organisationen 
in unserem Land und die Kirchen streben an, das Anerken- 
nungsverfahren für Kriegsdienstverweigerer zu ändern. Ei- 
nig sind sich die Fraktionen des Deutschen Bundestages, 
das Prüfungsverfahren zu vereinfachen und zu ändern. Oie 


Zur Kriegsdienstverweigerung In anderen Staaten siehe „Wehrpflicht im 
internationalen Vergleich'* Ziffer 318 ff. 
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Fraktion der CDU/CSU hat vorgeschlagen, das Verfahren 
grundsätzlich beizu behalten, es aber zu verbessern und zu 
beschleunigen. So soll das Kreisweh rersatzamt die Gewis- 
sensentscheidung eines Antragstellers nur dann prüfen, 
wenn er als Soldat benötigt wird. Andernfalls, je nach Bedarf 
des Zivildienstes, soll der Antragsteller ohne Prüfung zum Zi- 
vildienst einberufen werden. 

Die Fraktionen der SPD und FDP haben einen gemeinsamen 
Gesetzentwurf eingebracht, nach dem das Verfahren für 
Kriegsdienstverweigerer teilweise ausgesetzt, außerdem er- 
heblich beschleunigt und in der Substanz geändert werden 
soll. Der Gesetzentwurf sieht vor: 

1. Bel ungedienten Wehrpflichtigen, die weder einen Einbe- 
rufungsbescheid erhalten haben noch schriftlich benach- 
richtigt sind, daß sie als Ersatz für Ausfälle kurzfristig einbe- 
rufen werden können, wird auf ein Prüfungsverfahren 
grundsätzlich verzichtet. Wer sich dem Kreiswehrersatzamt 
gegenüber auf das Grundrecht der Kriegsdienstverweige- 
rung beruft, wird vom Wehrdienst frelgestellt, ohne daß die 
Berechtigung geprüft wird. Er kann, wenn er dienstfähig ist, 
zu einem Zivildienst herangezogen werden. Der Zivildienst 
dauert 18 Monate. 

2. Einberufene Wehrpflichtige, schriftlich benachrichtigte 
Ersatzleute, Soldaten und Reservisten, die für den Verteldi- 
gungsumfang benötigt werden, bleiben grundsätzlich ei- 
nem Feststellungsverfahren unterworfen. 

Dieses Verfahren wird gegenüber heute vereinfacht. Es gibt 
nur noch Ausschüsse für Kriegsdienstverweigerer. Die der- 
zeitigen Prüfungskammern als zweite Verwaltungsinstanz 
entfallen. Die Ausschüsse werden beim Bundesamt für den 
Zivlldienst gebildet. Vertreter der Bundeswehr wirken in ih- 
nen nicht mit. 

Ein Soldat, der aus dem Grundwehrdienst entlassen wird, 
weil im Prüfungsverfahren seine Berechtigung zur Kriegs- 
dienstverweigerung festgestellt worden Ist, soll unverzüglich 
zum Zivildienst einberufen werden. 

Kommt es innerhalb von drei Monaten nicht zu einer Ent- 
scheidung, dann muß dieser Soldat unmittelbar in den Zivil- 
dienst überführt werden. Gleiches kann auch geschehen, 
wenn der Dienst mit der Waffe einem kriegsdienstverwei- 
gernden Soldaten unzumutbare Härten bereitet. 

3. Sollten so viele Wehrpflichtige vor Antritt ihres Dienstes 
den Wehrdienst verweigern, daß die Streitkräfte nicht genü- 
gend geeignete Soldaten bekommen, dann kann die Bun- 
desregierung das vereinfachte Feststellungsverfahren für 
alle Wehrpflichtigen wieder anordnen. Betroffen sind Wehr- 
pflichtige, die noch nicht zum Zivildienst einberufen worden 
sind oder die ihre Verweigerungserklärung weniger als zwei 
Jahre vor Wiedereinführung des Verfahrens abgegeben ha- 
ben. 
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4. Das neue Feststellungsverfahren soll dafür sorgen, daß 
nur diejenigen Antragsteller vom Wehrdienst freigestellt 
werden, die eine ernsthafte Gewissensentscheidung gegen 
den Kriegsdienst mit der Waffe getroffen haben. Die Aus- 
schüsse prüfen deshalb die Ernsthaftigkeit der Berufung auf 
das Grundrecht des Artikels 4 Absatz 3 des Grundgesetzes 
und stellen fest, ob die Voraussetzungen für die Inanspruch- 
nahme des Grundrechts vorliegen. 

Der Ausschuß muß ermitteln, ob die von dem Antragsteller 
getroffene Gewissensentscheidung ernst gemeint und nicht 
von sachfremden Motiven bestimmt ist. Der Antragsteller hat 
seine Gewissensentscheidung nach seinem persönlichen 
Ausdrucksvermögen zu begründen. Bleiben Zweifel, ob die 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme des Grund- 
rechts vorliegen, so ist der Antragsteller anzuerkennen, es 
sei denn, daß die Berufung auf die Gewissensentscheidung 
nach seinem Gesamtverhalten nicht glaubhaft ist. 

Die Ausschüsse entscheiden grundsätzlich nach Ausspra- 
che mit dem Antragsteller. Von der Aussprache kann im Ein- 
vernehmen mit dem Antragsteller abgesehen werden, wenn 
sie überflüssig erscheint. Das kommt dann in Betracht, 
wenn nach Aktenlage die Ernsthaftigkeit der Berufung auf 
das Grundrecht unterstellt werden kann. Eine Ablehnung 
des Antrags darf nur auf gerichtlich nachprüfbare T atsachen 
gestützt werden. 

5. Die Einsatzmöglichkeiten für Kriegsdienstverweigerer 
werden erweitert. Ein freiwillig geleistetes soziales Jahr wird 
mit sechs Monaten auf den Zivildienst angerechnet. Auch 
durch einen mindestens zweijährigen unentgeitlichen 
Dienst im Ausland kann die Ziviidienstpflicht erfüllt werden. 
Wer längere Zeit in einer Kranken-, Heil- oder Pfiegeanstalt 
arbeitet, wird nicht mehr zum Zivildienst herangezogen. 
Sonst sollen bei der Heranziehung zum Zivildienst die 
Dienstpflichtigen ohne Rücksicht auf ihre beruflichen Tätig- 
keiten gleichmäßig behandelt werden. 

6. Übergangsvorschriften stellen sicher, daß die neuen Be- 
stimmungen auch für Wehrpflichtige gelten, die bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nach bisherigem Recht einen Antrag 
auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer gestellt ha- 
ben, über den noch nicht unanfechtbar entschieden worden 
ist. 


Bewertung 

276. Es ist damit zu rechnen, daß eine Neuregelung für 
Kriegsdienstverweigerer in diesem Jahr verabschiedet wird. 
Nach Auffassung der Bundesregierung trägt der Gesetzent- 
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Wurf der SPD- und FDP-Fraktion dem berechtigten Interesse 
des Kriegsdienstverweigerers an Schutz vor Gewissens- 
zwang, aber auch den Notwendigkeiten der Landesverteidi- 
gung grundsätzlich Rechnung. Das derzeitige Anerken- 
nungsverfahren für Kriegsdienstverweigerer hat gezeigt, wie 
schwierig es ist, eine Gewissensentscheidung zu überprü- 
fen. Es ist deshalb angezeigt, auf das Prüfungsverfahren zu 
verzichten, soweit durch den Verzicht nicht Einsatzbereit- 
schaft und Funktionsfähigkeit der Streitkräfte gefährdet 
wird. 

277. Die Zahl der Wehrpflichtigen wird in den kommenden 
Jahren immer größer. Schon 1977 werden voraussichtlich 
mehr als 50 000, in der ersten Hälfte der achtziger Jahre so- 
gar mehr als 100 000 taugliche Wehrpflichtige für den Wehr- 
dienst nicht benötigt. Die Zahl der Kriegsdienstverweigerer, 
die in den Aufbaujahren der Bundeswehr gering war, ist 
zwar von 1968 bis 1972 Jahr für Jahr stark gestiegen, seither 
aber mit jährlich rund 35 000 Antragstellern fast gleichge- 
blieben. Die Bereitschaft der jungen Männer, Wehrdienst zu 
leisten, ist größer geworden. 

Diese Entwicklung rechtfertigt Vertrauen in das staatsbür- 
gerliche Pflichtbewußtsein der jungen Männer. Eine Ent- 
scheidung. das Prüfungsverfahren für Kriegsdienstverwei- 
gerer teilweise auszusetzen, kann sich auf dieses Vertrauen 
stützen. Es kann deshalb in Zukunft bei ungedienten Wehr- 
pflichtigen, die sich auf das Grundrecht der Kriegsdienstver- 
weigerung berufen, auf ein Prüfungsverfahren verzichtet 
werden, wenn dies die Einsatzbereitschaft und die Funk- 
tionsfähigkeit der Streitkräfte nicht gefährdet. 

Ein Recht, zwischen Wehrdienst und Zivildienst frei zu wäh- 
len, soll jedoch nicht eingeräumt werden. Nur derjenige un- 
gediente Wehrpflichtige, der das in unserer Verfassung ver- 
ankerte Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung aus- 
drücklich für sich in Anspruch nimmt, soll statt des Wehr- 
dienstes einen anderen im Gemeinschaftsinteresse liegen- 
den Dienst leisten. 

Entscheidend wird es sein, daß die Heranziehung der 
Kriegsdienstverweigerer zu einem zivilen Dienst, der den Be- 
lastungen des Wehrdienstes entspricht, auch gewährleistet 
ist. Organisatorische Maßnahmen im Zivildienst werden das 
sicherstellen. 

278. Ein Soldat kann allerdings nicht das Recht haben, 
schon bei Berufung auf Kriegsdienstverweigerung sofort 
den Dienst zu verweigern. Das würde angesichts der hohen 
Technisierung die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte 
schwächen, im Spannungs- und Verteidigungsfall die Si- 
cherheit unseres Landes gefährden. Auch Wehrpflichtige, 


Wehr- 

bereitschaft 


Rechte der 
Soldaten 


161 


Drucksache 7/4554 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Dauer des 
Zivildienstes 


die einen Einberufungsbescheid haben, aber noch nicht in 
der Kaserne sind, schriftlich benachrichtigte Ersatzleute und 
Reservisten, die im Verteidigungsfall benötigt werden, dür- 
fen grundsätzlich nicht schon dann den Dienst verweigern, 
wenn sie einen Antrag als Kriegsdienstverweigerer gestellt 
haben. Sonst würde die Personal Planung nicht alle 
Dienstposten besetzen können. 

Das Verfahren soll nicht das Grundrecht der Kriegsdienst- 
verweigerung beeinträchtigen, etwa im Interesse der Be- 
darfssicherung für die Streitkräfte, Dies gilt uneinge- 
schränkt in jeder Situation. Das Verfahren soll nur verhin- 
dern, daß ein Kriegsdienstverweigerer, der die Vorausset- 
zungen des Grundrechts nicht erfüllt, zu Unrecht vom Wehr- 
dienst befreit wird. 

Auch in dem vorgesehenen neuen Verfahren hat der Kriegs- 
dienstverweigerer darzulegen, daß er die Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme des Grundrechts erfüllt. Aber die 
Bedeutung eines Grundrechts rechtfertigt, daß bei Zweifeln, 
ob die Voraussetzungen erfüllt sind, grundsätzlich zugun- 
sten eines allgemein glaubwürdigen Antragstellers ent- 
schieden wird. Diese Beweisregel liegt auch im Interesse der 
Streitkräfte, deren inneres Gefüge durch zu Unrecht abge- 
lehnte Kriegsdienstverweigerer belastet würde. 

279. Eine Dauer des Zivildienstes von 18 Monaten ist erfor- 
derlich und gerechtfertigt. Der Wehrdienst umfaßt in Frie- 
denszeiten den Grundwehrdienst von 15 Monaten, die Verfü- 
gungsbereitschaft von 12 Monaten und Wehrübungen. Wäh- 
rend der Verfügungsbereitschaft hat der ihr unterliegende 
Wehrpflichtige zusätzliche Pflichten. Wehrdienst während 
der Verfügungsbereitschaft wird auf die Zeit der Wehrübun- 
gen angerechnet. Die mögliche Gesamtdauer der Wehr- 
übungen beträgt für Soldaten im Mannschaftsrang höchstens 
neun Monate. Eine Wehrübung darf drei Monate dauern. Je- 
der Wehrpflichtige kann damit im Frieden zu insgesamt 24 
Monaten Wehrdienst herangezogen werden. Außerdem kön- 
nen Wehrpflichtige auch noch zu Wehrübungen, die als Be- 
reitschaftsdienst angeordnet sind, ohne zeitliche Begren- 
zung und ohne Anspruch auf Anrechnung auf die Wehr- 
übungszeit zur Dienstleistung verpflichtet werden. 

Eine Zivildienstzeit von 18 Monaten ist damit angemessen. 
Es ist außerdem gerechtfertigt, längere freiwillige Tätigkei- 
ten in der Heilfürsorge als Erfüllung der Zivildienstpflicht an- 
zuerkennen. 
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Der Wehrpflichtige 


280. Oie Bundeswehr ist eine Wehrpflichtarmee. Männer 
mit vollendetem 18. Lebensjahr sind wehrpflichtig und kön- 
nen zum Grundwehrdienst einberufen werden. Der Pflicht 
zur Verteidigung des freiheitlich-demokratischen Staatswe- 
sens unterliegen alle männlichen Staatsbürger. Eine Befrei- 
ung vom Wehrdienst ist Ausnahme, an gesetzliche Bestim- 
mungen gebunden. 

Die Bundesregierung hält an der allgemeinen Wehrpflicht 
fest. Die Wehrpflicht bleibt eine Grundlage unserer Verteidi- 
gungsanstrengungen. Sie ist eine notwendige staatsbürger- 
liche Pflicht. 

281. Die Wehrpflicht verlangt Opfer. Der Grundwehrdienst 
bedeutet Belastungen, finanzielle Einbuße, Unterbrechung 
des beruflichen Werdegangs. Der Wehrpflichtige wird aus 
seiner vertrauten Umgebung herausgenommen. Er erfährt 
bisher nicht gekannte Einschränkungen. Er muß in der Ka- 
serne leben. Gehorsam, Disziplin und Kameradschaft wer- 
den gefordert. 

Es ist verständlich, daß diese Belastungen nicht freudig hin- 
genommen werden. Das wird auch nicht verlangt. Nüchterne 
Einsicht in die Notwendigkeit der bewaffneten Friedenssi- 
cherung, staatsbürgerliches Pflichtbewußtsein und die Be- 
reitschaft, seinen Mann zu stehen und den Wehrdienst mit 
Anstand hinter sich zu bringen, genügen vollauf. Solche Ein- 
stellungen entsprechen eher der militärischen Aufgabe als 
schwärmerische Begeisterung. 

282. Diese Merkmale kennzeichnen zugleich das Einstel- 
lungsbild zur Wehrpflicht.^* ln der Altersgruppe der 18- bis 
24jährigen Männer stimmen nur 44 Prozent für die allgemei- 
ne Wehrpflicht, 47 Prozent für ein reines Freiwilligensystem. 
Von der männlichen Gesamtbevölkerung hingegen spre- 
chen sich 56 Prozent für die Wehrpflicht und nur 35 Prozent 
für eine Freiwilligenarmee aus. 

In der Altersgruppe der 19jährigen jungen Männer, die in 
nächster Zukunft mit der Einberufung rechnen müssen, plä- 
dieren sogar 58 Prozent für die Freiwiliigenarmee und nur 33 
Prozent für das Wehrpflichtsystem. Dennoch erklärt die 
Mehrheit der männlichen Jugend, im Falle der Einberufung 
den Wehrdienst leisten zu wollen. 49 Prozent der 18- bis 


Das Zahlenmaterlat ist Ergebnis von Umfragen durch EMNID und INFAS 
1972 bis 1975. 
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24iährigen würden der Einberufung aus ,, Pflichtgefühl“ fol- 
gen, 7 Prozent würden sogar „gerne Soidat". 

283. In den Jahren 1967/1968 wuchs mit der allgemeinen 
Unruhe und Unzufriedenheit unter der Jugend auch die Kri- 
tik an der Bundeswehr. Das äußerte sich vor allem in der ge- 
ringer werdenden Bereitschaft der jungen Männer, Wehr- 
dienst zu leisten. Dieser Trend erreichte 1972 seinen Höhe- 
punkt. 29 Prozent der Jugendlichen mit Haupt- und Real- 
schulabschluB erklärten damais, sie würden den Wehrdienst 
verweigern oder versuchen, auf andere Weise um ihn her- 
umzukommen. 20 Prozent waren der Ansicht, sie dürften 
aus persönlichen Gründen gar nicht erst eingezogen wer- 
den. Noch ungünstiger war das Bild bei den Oberschülern; 
39 Prozent wollten keinen Wehrdienst leisten. 1973 blieb die- 
ses Einstellungsbild etwa gleich. 1974 ergaben sich hinge- 
gen erhebliche Veränderungen. Der Anteil der jungen Män- 
ner, die den Wehrdienst verweigern oder von ihm loskom- 
men wollten, ging auf 20 Prozent zurück. Nur noch 10 Pro- 
zent erwarteten, vom Dienst freigestellt zu werden. Die per- 
sönliche Bereitschaft zum Wehrdienst nahm weiter zu und 
erreichte 1975 die bislang höchsten Zahlenwerte. 

Dennoch urteilt die männliche Jugend über Bundeswehr 
und Wehrdienst verständlicherweise kritischer als die Ge- 
samtheit der Bürger. Daraus läßt sich aber keine grundsätz- 
lich andere Haltung gegenüber der Landesverteidigung ab- 
leiten, Die zurückhaltende Einstellung der jungen Männer ist 
die logische Folge davon, daß die Wehrpflicht vorwiegend 
die Jugend trifft. Für Ältere ist eine Einberufung zum Wehr- 
dienst seltener zu erwarten. Zustimmung zu Bundeswehr 
und Wehrdienst fällt den Älteren deshalb leichter. 

Das ungünstigere Meinungsbild der jungen Männer hat mit 
Mangel an Wehrmoral nichts zu tun. Kritik an der Wehr- 
pflicht ist nur selten politisch begründet, auch wenn Argu- 
mente dieser Art häufig angeführt werden. Ideologisch verfe- 
stigte, pazifistische und andere anti-militärische Haltungen 
finden sich nur bei einer kleinen Minderheit. Bei der großen 
Mehrzahl erklärt sich die skeptische Zurückhaltung gegen- 
über der Bundeswehr ganz einfach aus den persönlichen 
Belastungen, die der Grundwehrdienst mit sich bringt. 

2M. Wehrgerechtigkeit ist in der jungen Generation kein 
wichtiges Diskussionsthema. Der Anteil derer, die nach eige- 
nen Angaben einen Fall von „Wehrungerechtigkeit" persön- 
lich erlebt haben wollen, liegt nur noch — abhängig vom Bil- 
dungsstand — zwischen 10 und 20 Prozent. Erlebte oder ver- 
mutete „Wehrungerechtigkeit" verstärkt bereits bestehende 
negative Haltungen zum Wehrdienst. Keine Auswirkungen 
zeigen sich dagegen bei günstiger oder indifferenter Grund- 
haltung. 


164 


Deutscher Bundestag — 1 . Wahlperiode 


Drucksache 7/4554 


Befragungen haben zudem ergeben, daß sich die jungen 
Bürger auch bei einer Aussetzung des Prüfungsverfahrens 
für Kriegsdienstverweigerer mehrheitlich für den Wehr- 
dienst entscheiden würden. 


Sozialstruktur 


265. Im ersten Quartal 1975 dienten 218 000 Wehrpflichti- 
ge in der Bundeswehr. Davon waren 24 000 oder 11,1 Pro- 
zent bereits verheiratet. Hauptschuibildung hatten 69 Pro- 
zent, knapp 20 Prozent die mittlere Reife oder Fachhoch- 
schulreife. 11 Prozent waren Abiturienten. 
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mangel 


Vielfältige Daten sincf über cfen wehrpflichtigen Soldaten im 
Grundwehrdienst 1972/1973 erhoben und ausgewertet wor- 
den. Bei Alter, Schulbildung und beruflicher Herkunft haben 
sich inzwischen kaum Veränderungen ergeben. Die Wehr- 
pflichtigen hatten ein Durchschnittsalter von 20,1 Jahren. 
Zwischen Schulabgang und Einberufung waren sie im 
Schnitt vier Jahre und vier Monate berufstätig. Die meisten 
hatten einen der klassischen Berufsabschlüsse: 44 Prozent 
die Gesellenprüfung, 24 Prozent die Gehilfenprüfung. 20 
Prozent die Facharbeiterprüfung, 10 Prozent hatten keine 
berufliche Prüfung abgelegt, darunter die Schüler und Stu- 
denten. 

Stärkste Berufsgruppe waren die Metallerzeuger und Metall- 
bearbeiter (28 Prozent), gefolgt von den Elektrikern (14 Pro- 
zent), Handelsberufen (12 Prozent) sowie Verwaltungs- und 
Büroberufen (10 Prozent). Die Wehrpflichtigen waren zu 43 
Prozent Facharbeiter oder Handwerker. 21 Prozent waren 
einfache Arbeiter, Der für alle Wehrpflichtigen errechnete 
durchschnittliche Brutto-Monatsverdienst lag vor dem 
Wehrdienst bei 1051 DM. Dieser Betrag hat sich mit der all- 
gemeinen Lohn- und Gehaltsentwicklung in den letzten Jah- 
ren um gut 20 Prozent erhöht. Das ergibt einen durchschnitt- 
lichen Brutto-Monatsverdienst von derzeit etwa 1 300 DM. 


Verhalten im Grundwehrdienst 


286. Die Einberufung zum Grundwehrdienst bedeutet den 
Wechsel in eine ungewohnte und unbekannte Umwelt. Der 
einzelne weiß nur wenig davon, was ihn im Wehrdienst er- 
wartet. Nur 30 Prozent der jungen Männer berichten, daß sie 
in der Schule etwas über die Bundeswehr erfahren haben. 
Um überhaupt eine Vorstellung von der nächsten Zukunft zu 
gewinnen, wird häufig auf Informationsersatz zurückgegrif- 
fen. Das sind Klischees der älteren Generation vom Militär, 
dazu eine Flut trivialer Kriegsliteratur. Informationsdefizit 
und Informationsersatz kennzeichnen das Bild, das junge 
Wehrpflichtige vor dem Grundwehrdienst von der Bundes- 
wehr haben. Im Mittelpunkt steht das Militärisch-Formale, 
die traditionelle Vorstellung vom „Kommiß". Diese schiefen 
Bilder haben für den jungen Mann so lange Wahrheits- 
Charakter, bis er dann in der Bundeswehr andere Erfahrun- 
gen macht. 

287. Dia Übernahme der ungewohnten soldatischen Rolle 
bereitet Schwierigkeiten. Mehr als die Hälfte aller Abwesen- 
heitsdelikte ereignet sich im ersten Halbjahr der Dienstzeit, 
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davon die meisten in den ersten drei Monaten. Doch sind die 
Abwesenheitsdelikte wehrpflichtiger Soldaten insgesamt zu- 
rückgegangen. Vermindert hat sich auch die Zahl derjeni- 
gen, die dem Einberufungsbescheid nicht folgten: 1973 auf 
1974 um 18 Prozent Förmliche Anerkennungen und Diszi- 
plinarmaßnahmen stehen heute in einem ausgewogenen 
Verhältnis zueinander. Die jungen Männer sind mehr als frü- 
her bemüht, ihre Dienstpflichten korrekt zu erfüllen. 

Die Leistungen der Streitkräfte sind zu einem großen Teil auf 
den persönlichen Einsatz der wehrpflichtigen Soldaten zu- 
rückzuführen. Das zeigt sich besonders dann, wenn die 
Truppe in Übungen, Manövern, Wettkämpfen und inter- 
nationalen Leistungsvergleichen ihr Können unter Beweis 
zu stellen hat. Gerade bei gesteigerten Anforderungen und 
Belastungen erweist sich der gute Wille der meisten Wehr- 
pflichtigen. 

288. Die Wehrpflichtigen bleiben auch während des Wehr- 
dienstes ihrer vertrauten zivilen Umwelt verbunden. Häufig 
werden auch an Wochentagen ein- bis zweistündige Auto- 
fahrten in Kauf genommen, um den Feierabend mit Familie, 
Eltern, Freundin oder Bekannten zu verbringen. Soweit 
dienstliche Erfordernisse es eriauben, kommen die Vorge- 
setzten dieser Heimatorientierung ihrer Wehrpflichtigen 
durch großzügige Regelungen vor allem an den Wochenen- 
den entgegen. 

289. Beim Freizeitangebot in den Standorten muß beach- 
tet werden, daß organisierte Freizeit im allgemeinen auf Ab- 
lehnung stößt. Die Freizeit wird als höchst private Angele- 
genheit betrachtet. Gerade wehrpflichtige Soldaten reagie- 
ren empfindlich, wenn sie Reglementierung auch nur ver- 
muten. Gelegentliche Angebote zur Freizeitgestaltung, die 
den Interessen der Wehrpflichtigen entsprechen, werden an- 
genommen und genutzt. Dazu zählen vor allem Mal-, Bastel- 
und Fotowettbewerbe mit Prämierung und Ausstellung der 
besten Arbeiten. 


Wirkungen des Wehrdienstes 


290. Die Bundeswehr ist nicht dazu da, der deutschen Ju- 
gend Zucht und Ordnung beizubringen. Sie ist kein Ersatz 
für die Erziehung in Elternhaus und Schule. Der Wehrdienst 
in der Bundesrepublik Deutschland hat politischen Rang 
und gesellschaftliche Bedeutung, weil er um des Friedens, 
des Rechts, der Sicherheit und der Freiheit willen geleistet 
wird. 


Leistungs- 

bereitschaft 


Freizeit 


167 


Drucksache 7/4554 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Persönlichkeits- 

veränderungen 


Weiterbildung 


291 . Untersuchungen haben ergeben, daß der Wehrdienst 
keine wesentlichen Veränderungen im Person üchkeitsbild 
der jungen Männer verursacht. Das liegt nicht zuletzt an der 
Vielzahl und Vielfalt der Einflüsse, denen heute jeder einzel- 
ne in allen beruflichen und privaten Situationen so stark aus- 
gesetzt ist, daß Einwirkungen einer sozialen Sondersituation 
mehr oder minder neutralisiert werden. 

Doch lassen sich durchaus Wirkungen des Wehrdienstes 
nachweisen. Die jungen Männer leben länger als ein Jahr in 
enger Gemeinschaft mit Alterskameraden. Sie sind beson- 
deren Gesetzen unterworfen, haben besondere Pflichten zu 
erfüllen, müssen Beschränkungen hinnehmen. Sie lernen 
zugleich andere Menschen und Lebensverhältnisse kennen, 
weiten ihr Wissen und ihre persönlichen Erfahrungen aus. 

Im Rückblick auf die Wehrdienstzeit werden überwiegend 
wohlwollende Erinnerungen geäußert. Die Mehrheit der Re- 
servisten gibt an, der Wehrdienst habe nicht geschadet, er 
sei keine Zeitverschwendung gewesen, und die gesammel- 
ten Erfahrungen wolle man nicht missen. 

292. Die Wehrpflichtigen sind am Ende der Dienstzeit nicht 
nur physisch, sondern auch psychisch belastbarer. Das Ur- 
teilsvermögen wird differenzierter. Die jungen Männer zei- 
gen allgemein mehr Verantwortungsfreude. Sie äußern, daß 
sie sich in der heutigen Welt besser zurechtfinden, und er- 
klären ihre Bereitschaft zur aktiveren Beteiligung am politi- 
schen Geschehen. Die Ansicht, Politik sei im Zusammenle- 
ben der Menschen ein Störfaktor, ist gegen Ende der Dienst- 
zeit nicht mehr so ausgeprägt wie zu Beginn. 

293. Die Bereitschaft zur Weiterbildung, das Interesse an 
beruflichen Fragen nimmt zu oder wird durch den Wehr- 
dienst häufig erst geweckt. Der einzelne kommt mit Alters- 
kameraden aus den verschiedensten Berufen und Branchen 
zusammen. Es wird über Berufschancen, über Aufstiegs- 
möglichkeiten und über den Verdienst gesprochen. Das 
führt dazu, daß viele Wehrpflichtige nach dem Wehrdienst 
eine berufliche Neuorientierung anstreben. 1970 nahmen 
rund 1700 Wehrpflichtige eine Beratung durch den ßerufs- 
förderungsdienst der Bundeswehr in Anspruch, 1974 waren 
es 6300. 

294. Der Wehrdienst wird um so sinnvoller empfunden, je 
mehr der Wehrpflichtige für seine zivile Berufstätigkeit bei 
der Bundeswehr lernt. Zugleich wächst die Neigung sich 
weiterzuverpflichten, wenn etwas zivilberuflich Verwertba- 
res erlernt wird, wenn gute Kameraden gefunden werden 
und der Dienst nicht eintönig und langweilig erscheint. Wer 
der Meinung ist, durch den Wehrdienst etwas für das Berufs- 
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leben gelernt zu haben, sagt zugleich, im täglichen Dienst 
weniger „Gammelei" erlebt zu haben. 

Die Bundeswehr kommt dem wachsenden Interesse an be- 
ruflicher Fortbildung entgegen. Sie ist bemüht, auch jene 
wehrpflichtigen Soldaten beruflich zu fördern, die von Ihrer 
Verwendung nicht unmittelbar für den Zivilberuf profitieren. 
Seit 1970 haben die Wehrpflichtigen die Möglichkeit, an all- 


Beraiung durch Teilnehmer an berulllchen 

den Berufsför- Förderungsmaönahmen der 

derungsdienst Bundeswehrfachschulen und 

des Berufsförderungsdienates 
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gemeinberuflichen und fachberuflichen FörderungsmaB- 
nahmen innerhalb und außerhalb der Bundeswehr teilzu- 
nehmen. Dazu zählen Kurzlehrgänge der Bundeswehrfach- 
schulen, Arbeitsgemeinschaften des Berufsförderungsdien- 
stes, Fachkurse und Lehrgänge in Bildungseinrichtungen 
außerhalb der Bundeswehr sowie Ferniehrgänge und Fern- 
studium. Voraussetzung für die Teilnahme sind gute dienst- 
liche Leistungen und persönliche Lernbereitschaft. An Kurz- 
lehrgängen, Arbeitsgemeinschaften und Fachkursen haben 
1970 rund 9800 wehrpflichtige Soldaten teilgenommen, 1974 
schon 18800. 

295. Die Wehrersatzbehörden sind bestrebt, schon wäh- 
rend der Musterung durch psychologische Tests sicherzu- 
stellen, daß der künftige wehrpflichtige Soldat möglichst 
eignungsgerecht verwendet wird. Das Prinzip „Der richtige 
Mann auf dem richtigen Platz" bringt beiden Seiten Vorteile: 
Der Wehrpflichtige wird berufsnah verwendet, die Bundes- 
wehr nutzt fachliche Vorkenntnisse. Der Psychologische 
Dienst der Bundeswehr wurde 1965 bei den Kreiswehrer- 
satzämtern eingerichtet. Seither sind 1,7 Millionen Wehr- 
pflichtige von den Psychologen der Bundeswehr getestet 
worden. 


Berufsberatung 

und 

Berufsförderung 
wehrpflichtiger 
Soidaten 
1970 bis 1974 


Richtige 

Verwendung 
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Soziale Sicherungen 


296. Grundwehrdienst ist kein Job, der in Mark und Pfen- 
nig entgoiten wird. Kein Staat zahlt seinen Wehrpflichtigen 
einen vollwertigen Lohn. Ihr Wehrdienst ist eine staatsbür- 
gerliche Pflicht, ist Dienst für die Gemeinschaft. 

Wehrsold, freie Unterkunft, freie Verpflegung, freie Beklei- 
dung, freie Heilfürsorge — diese öeld- und Sachbezüge rei- 
chen für den alltäglichen Lebensbedarf des Wehrpflichtigen 
hin. Zusätzlich trägt ihn ein Netz sozialer Sicherungen, mit 
dem der Staat seine Fürsorgepflicht gegenüber jungen Män- 
nern erfüllt, die mit ihrem Wehrdienst ein persönliches Opfer 
bringen. 


Arbeits- und Ausbildungsplatz 


297. Der Wehrpflichtige, der von seinem Arbeitsplatz zum 
Grundwehrdienst oder zu einer Wehrübung einberufen wird, 
bleibt Angehöriger seines zivilen Betriebes. Sein Arbeitsver- 
hältnis ruht für die Dauer des Wehrdienstes und ist grund- 
sätzlich nicht kündbar. Der Kündigungsschutz gilt für den 
ganzen Wehrdienst. Vor und nach dem Wehrdienst darf der 
Arbeitgeber nicht aus Anlaß des Wehrdienstes kündigen. 

298. Muß der Arbeitgeber aus dringenden betrieblichen 
Erfordernissen Arbeitnehmer entlassen, darf er bei der Aus- 
wahl der zu Entlassenden den Wehrdienst nicht zum Nach- 
teil berücksichtigen. Aber eine Kündigung aus wichtigem 
Grunde — beispielsweise wegen Vertragsverletzung — 
bleibt zu jedem Zeitpunkt möglich, Ledigen Arbeitnehmern 
kann in Kleinbetrieben schon zum Ende des Wehrdienstes 
gekündigt werden, wenn der Arbeitgeber in der Zwischen- 
zeit eine Ersatzkraft einstellen mußte und wenn ihm nicht 
zugemutet werden kann, diese Ersatzkraft nach Rückkehr 
des Wehrpflichtigen zu entlassen. Außerdem läuft ein befri- 
stetes Arbeitsverhältnis zum festgesetzten Termin aus, auch 
wenn der Termin in die Zeit des Grundwehrdienstes fällt. 

299. Nach Ende des Wehrdienstes wird dem Arbeitnehmer 
die Dienstzeit auf die Berufs- und Betriebszugehörigkeit an- 
gerechnet. Damit gehen ihm keine Vergünstigungen verlo- 
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ren, die von der Betriebs- oder Berufszugehörigkeit ab hän- 
gen — wie Lohn- und Gehaltssteigerungen, Urlaubsan- 
spruch, Prämien. Gleiche Rechte haben Arbeitnehmer, die 
unmittelbar im Anschluß an den Wehrdienst erstmals in ei- 
nen Betrieb oder in einen anderen als den früheren Betrieb 
eintreten und mindestens sechs Monate zum neuen Betrieb 
gehören. 

300. Probe- und Ausbildungszeiten werden nicht um die 
Zeit des Wehrdienstes verkürzt, damit ihr Ziei erreicht wer- 
den kann. 

301. Bewirbt sich ein entlassener Wehrpflichtiger binnen 
sechs Monaten nach Ende des Grundwehrdienstes um Ein- 
stellung in den öffentlichen Dienst, so hat er Vorrang vor an- 
deren Bewerbern gleicher Eignung. Wird er eingestellt, dann 
wird ihm der Wehrdienst als Dienstzeit im öffentlichen 
Dienst anerkannt. 

Dem Wehrpflichtigen wird die Wehrdienstzeit auf die Berufs- 
zeit angerechnet, wenn er unmittelbar im Anschluß an sei- 
nen Grundwehrdienst ein Hochschulstudium oder die prak- 
tische Ausbildung für den Beruf als Beamter oder Richter 
begonnen hat oder wenn diese Ausbildung durch den Wehr- 
dienst unterbrochen worden ist. Voraussetzung: Der Wehr- 
pflichtige muß sich binnen sechs Monaten nach Ende der 
Ausbildung um die Einstellung als Beamter oder Richter be- 
worben haben und muß aufgrund dieser Bewerbung einge- 
stellt worden sein. 

302. Für Wehrpflichtige und Soldaten mit zweijähriger Ver- 
pflichtungszeit, die ein Fach studieren wollen, für das erst 
während ihrer Wehrdienstzeit eine Zulassungsbeschrän- 
kung eingeführt wurde, gilt dieser spätere Numerus clausus 
nicht. 

Gediente Studienbewerber werden bei gleicher Leistung, 
gleicher Wartezeit oder gleicher sozialer Härte mit Vorrang 
vor nichtgedienten Bewerbern zum Studium zugelassen. 


Finanzielle Leistungen 


303. Der verheiratete Wehrpflichtige bekommt GelcTzum 
Unterhalt seiner Familie während des Grundwehrdienstes, 
Die Höhe des Betrags bemißt sich vor allem nach dem 
durchschnittlichen Jahreseinkommen vor der Einberufung. 
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Der ledige Wehrpflichtige erhält die Mittel, die für den Unter- 
halt bedürftiger Eltern oder nichtehelicher Kinder notwendig 
sind, und in Ausnahmefällen eine Mietbeihüfe. 

Jedem Wehrpflichtigen, ob ledig oder verheiratet, können — 
je nach individuellen Umständen — erstattet werden: die Ko- 
sten für die Sicherung seines Gewerbebetriebs, die Beiträge 
zu Schadensversicherungen und — innerhalb bestimmter 
Grenzen — die Aufwendungen {Zins- und Tilgungsieistun- 
gen) für den Bau oder den Kauf eines Eigenheims oder einer 
Eigentumswohnung. 

304. Alle Wehrpflichtigen bekommen während des Grund- 
wehrdienstes auBer ihrem Wehrsotd 

• eine Sparpauschale von monatlich 50 DM, 

• Weihnachtsgeld von 2t 5 DM, 

• monatlich eine freie Familienheimfahrt, 

• beliebig oft eine Urlauberfahrkarte für jede Bahnstrecke 
im Land zum halben Preis, 

• für die Dauer des Erholungsurlaubs täglich das Doppelte 
des Verpfleg ungsgeides — zur Zeit 8 DM, 

• zum Ende des Grundwehrdienstes ein Entlassungsgeld 
von 1000 DM (für Verheiratete) oder 900 DM (für Ledige). 

305. Der Bund gewährt Reisebeihilfen für Familienangehö- 
rige zum Besuch erkrankter Soldaten und zahlt in der Regel 
für die Wehrpflichtigen während des Grundwehrdienstes 
Beiträge zur 

• Arbeitslosenversicherung, 

• Rentenversicherung, 

• zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung (Be- 
triebsversicherungen), 

• Krankenversicherung. 

306. Bei Wehrübungen erhalten die Wehrpflichtigen — 
außer Wehrsold, freier Unterkunft, Verpflegung, Bekleidung 
und freier Heilfürsorge — eine steuerfreie Entschädigung für 
den Verdienstausfall. Die häuslichen Einsparungen werden 
dabei berücksichtigt. In den Grenzen festgesetzter Mlndest- 
und Höchstbeträge bekommt der ledige Wehrpflichtige 70 
Prozent, der verheiratete Wehrpflichtige 90 Prozent seines 
Einkommens vor der Einberufung. 

Beamte und Richter sind für die Zeit einer Wehrübung beur- 
laubt, erhalten also die Dienstbezüge weiter. Auch Arbeitern 
und Angestellten im öffentlichen Dienst wird bei Wehrübun- 
gen der Lohn oder das Gehalt wie bei einem Erholungsur- 
laub weitergezahlt. 

307. Anträge auf Unterhaltssicherung muß der Wehrpflich- 
tige bei der Verwaltungsbehörde des Kreises oder der kreis- 
freien Stadt stellen, die für seinen Wohnsitz zuständig ist. 
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Beispiele sozialer Sicherung 


308. Ein lediger Wehrpflichtiger verdient seit über einem 
Jahr als Facharbeiter rund 1000 DM netto im Monat, Er un- 
terstützt seine Eltern, die nur ein Monatseinkommen von 600 
DM haben, mit 250 DM monatlich. Ein halbes Jahr nach sei- 
ner Einberufung zum Grundwehrdienst heiratet er. Der 
Wehrpflichtige beantragt Unterhaltssicherung. Er bekommt 
vom Beginn des Wehrdienstes an für den Unterhalt seiner 
Eltern 250 DM und die Sparförderungspauschale von 50 DM, 
monatlich zusammen 300 OM. Nach seiner Eheschließung 
erhält er für seine Ehefrau 598 DM, für seine Eltern 250 DM 
und die Sparförderungspauschale von 50 DM, monatlich zu- 
sammen 898 DM. 

309. Ein Wehrpflichtiger hat die Realschule besucht und 
ist nach dreijähriger Lehre kaufmännischer Angestellter ge- 
worden. Drei Monate nach Aufnahme seiner Berufstätigkeit 
wird er zum Grundwehrdienst einberufen. Sein Gehalt in 
diesen drei Monaten hat netto 900 DM monatlich betragen. 
Nach Beginn seines Grundwehrdienstes heiratet er. Wie je- 
dem Wehrpflichtigen steht ihm zunächst die Sparförde- 
rungspauschale von 50 DM monatlich zu. Nach seiner Ehe- 
schließung könnten für die Ehefrau nur die Mindestleistun- 
gen in Höhe von 360 DM monatlich gewährt werden, weil der 
Wehrpflichtige vor der Einberufung im Jahresdurchschnitt 
weniger als 500 DM monatlich verdient hat. Solche Mindest- 
leistungen würden eine besondere Härte sein. Darum blei- 
ben — ein Härteausgleich — die Ausbildungsmonate bei der 
Berechnung des Jahres-Durchschnittseinkommens aus- 
nahmsweise unberücksichtigt. So ergibt sich die günstigere 
Bemessungsgrundlage von 900 DM. Der Wehrpflichtige be- 
kommt für seine Ehefrau 543 DM Unterhaltsgeld und die 
Sparförderungspauschale von 50 DM, monatlich zusammen 
593 DM. 

310. Ein Wehrpflichtiger verdient als Facharbeiter netto 
1200 DM monatlich. Neun Monate vor seiner Einberufung 
heiratet er und nimmt für die Wohnungseinrichtung ein Dar- 
lehen von 10 000 DM auf. Dafür muß er monatlich 60 DM Zin- 
sen und 220 DM Tilgungsraten zahlen. Nach der Einberu- 
fung werden für den Unterhalt der Ehefrau 658 DM und als 
Härteausgleich für die Darlehenszinsen 80 DM monatlich ge- 
zahlt, nachdem die Bank dem Wehrpflichtigen die Tilgung 
des Darlehens für die Dauer des Wehrdienstes gestundet 
hat. Außerdem hat er die Sparförderungspauschale von 50 
DM, monatlich zusammen 768 OM. 


173 


Drucksache 7/4554 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


311. Ein Obergefreiter der Reserve, verheiratet, ein Kind, 
hat als kaufmännischer Angestellter ein monatliches Netto- 
gehalt von 1 250 DM. Er macht eine 1 6tägige Wehrübung und 
beantragt Unterhaltssicherung. Er erhält für den Verdienst- 
ausfall 90 Prozent seines Netto-Einkommens für 16 Tage. 
Das macht 600 DM, 

312. Ein Studienbewerber wird nach dem Abitur zum 
Grundwehrdienst eingezogen. Anschi ieSend will er studie- 
ren. Erst während des Wehrdienstes wird für sein Studien- 
fach der Numerus clausus verfügt. Der Wehrpflichtige wird 
nach Zulassungsantrag von der Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen in seinem Studienfach bevorzugt — vor 
allen anderen Bewerbern — zugelassen, weil es den Nume- 
rus clausus für sein Studienfach vor dem Wehrdienst noch 
nicht gegeben hat. 
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Wehrpflicht 

im internationalen Vergteich 


313. Geschichte. Ideologie, Steatsform, Regierongssy- 
stem, Gesellschaftsstruktur, Bildungsniveau, Sitte, Brauch- 
tum. Mentalität, Finanzkrafl — all dies hat Auswirkungen auf 
Form und Inhalt der Wehrpflicht, Die Wehrpflicht ist interna- 
tional so vielgestaltig, wie ihre nationalen Voraussetzungen 
unterschiedlich sind. Das erschwert einen internatior>alen 
Vergleich und mahnt zur Vorsicht bei Bewertungen. 


Dauer des Grundwehrdienstes 


314. Alle Wehrpflichtigen der Bundeswehr dienen einheit- 
lich 15 Monate. Ihre Dienstzeit liegt damit unter dem NATO- 
Durchschnitt von 2D Manatah und weit unter dem Durch- 
schnitt von 2B Mcnater^ Im Warschauer Pakt Einen relativ 
kurzen Grundwehrdienst — durchschnittlich 1£ Monate — 
haben die bündnisfreien Staaten in Europa. 

In vielen Ländern müssen Soldaten, die zur LufhAraffe oder 
Marine einberufen werden, länger dienen als im Keer. In 
Schweden gibt es sogar unterschiedliche Wehrdienatzeiten 
innerhalb ein und derselben TeiistreilKraft — ie nach Funk- 
tion und Dienstgrad des Wehrpflichtigen. 


Wehrsold 


315. Die Wehrsotdbeträge sagen, für sich allein genom- 
men, über die materielle Situation der Wehrpflichtigen in 
den einzelnen Ländern nur wenig aus. Was der Soldat von 
seinem Wehrsold bezahlen mu6, was er davon Kaufen will 
und kaufen kann, das hängt von Voraussetzungen ab, die In 
jedem Land anders sind. 
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Wehrptitcht Im Internationalen Vergleich si»nd juil lars 
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So übernimmt die Bundeswehr für die Dauer des Grund- 
wehrdienstes finanzielle Verpflichtungen des Wehrpflichti- 
gen (ein Beispiel: Darlehenszinsen), die in anderen Ländern 
der Wehrpflichtige selber einlösen mu6. Allein für Leistun- 
gen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz gab die Bundes- 
wehr 1974 rund 420 Millionen DM aus, für den Wehrsold im 
gleichen Jahr 540 Millionen DM. Regelungen, die mit dem 
Unterhaltssicherungsgesetz für die Bundeswehr voll ver- 
gleichbar sind, gibt es in anderen Ländern nicht. 

Die Europäische Gruppe in der NATO hat ermittelt, was Ihre 
Mitgliedstaaten für Wehrpflichtige aufwenden. Dabei wur- 
den neben dem Wehrsold auch die Sozialversicherung, die 
Verpflegung, die Heilfürsorge, das Entlassungsgeld und 
anderes berücksichtigt. Eine Gegenüberstellung dieser 
NATO-Zahlen und des Wehrsoldes zeigt: Die Bundeswehr 
zahlt den vierthöchsten Wehrsold, steht jedoch bei den Ge- 
samtleistungen an der Spitze. 

Die bündnisfreien Staaten in Europa und die Staaten des 
Warschauer Paktes zahlen an Wehrpflichtige einen geringe- 
ren Sold als die Bundeswehr. Eine einfache Durchschnitts- 
rechnung zeigt: Die NATO-Staaten geben ihren Wehrpflichti- 
gen 162 DM Sold, die in den Vergleich einbezogenen bünd- 
nisfreien Staaten 80 DM. Demgegenüber kommen die Staa- 
ten des Warschauer Paktes im Durchschnitt nur auf 
26 DM25. 


Entlassungsgeld 


316. Wenige Staaten geben ihren Wehrpflichtigen bei En- 
de des Grundwehrdienstes ein Entlassungsgeld, das die 
Rückkehr in das Zivilleben erleichtert. Die Wehrpflichtigen 
der Bundeswehr erhalten den höchsten Betrag; Ledige 900 
DM, Verheiratete 1000 DM. 

Dänemark und Schweden zahlen ein Entlassungsgeld von 
600 DM, Norwegen zahlt 170 DM. Der sowjetische Wehr- 
pflichtige bekommt 60 DM. der Wehrpflichtige in Österreich 
50 DM. Der Wehrpflichtige in der DDR erhält 22 DM, einen 
halben Monatssold. Ein höheres Entlassungsgeld, 2000 bis 
2500 Forint, zahlt Ungarn. Das sind nach kommerziellem 
Kurs 560 bis 700 DM, nach Touristenkurs jedoch nur 220 bis 
270 DM. 


Der Wetirsold in den Ländern des Warschauer Paktes wurde nach kom- 
merzieKem Kurs in OM umgerechnet. Bei Umrechnung nach dem für 
Touristen geltenden Kurs ergeben sich noch niedrigere Beträge. 
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Urlaub 


317. Nicht in allen Ländern bekommen die Wehrpflichtigen 
Erholungsurlaub. Unterschiedlich sind auch die Regelungen 
über Urlaubsfahrten, das Verpflegungsgeld in der Urlaubs- 
zeit und die sogenannten Familienheimfahrten. 

Der Wehrpflichtige der Bundeswehr bekommt in jedem Mo- 
nat eine kostenlose Familienheimfahrt mit der Bundesbahn. 
Darüber hinaus kann er beliebig oft zum halben Preis mit der 
Bundesbahn fahren. Für die 27 Tage Erholungsurlaub wird 
ein doppeltes Verpflegungsgeld ausgezahlt. 

In Belgien kann der Wehrpflichtige für jeden Dienstmonat ei- 
nen Freifahrtschein beantragen. Das sind insgesamt 12 freie 
Fahrten. Der wehrpflichtige Soldat in Dänemark kann die Ei- 
senbahn und einige Buslinien generell umsonst benutzen. 
Das Verpflegungsgeld je Urlaubstag beträgt dort 10 DM. Der 
Wehrpflichtige in Frankreich erhält 11 kostenlose Familien- 
heimfahrten und kann die französischen Staatsbahnen mit 
75 Prozent Ermäßigung benutzen, jedoch nur bei Fahrten 
zwischen Garnison und Heimatort. 

Dem Wehrpflichtigen in Griechenland werden Fahrtkosten 
zwischen Wohnort und Dienstort einmal erstattet. Außer 
dem Erholungsurlaub bekommt der griechische Wehrpflich- 
•tige 10 freie Tage, die er in Raten zu jeweils 2 bis 3 Tagen 
nehmen kann. In Italien werden Reisetage nicht auf die Dau- 
er des Urlaubs angerechnet. Italienische Wehrpflichtige, die 
auf einem Schiff dienen, bekommen einmal pro Jahr Son- 
derurlaub in den Bergen. 

Der verheiratete Wehrpflichtige in den Niederlanden kann an 
jedem Wochenende kostenlos nach Hause fahren, ledige 
Wehrpflichtige können dies alle 14 Tage. Bei Fahrten mit 
dem eigenen Wagen werden 95 Prozent der Kosten von 2 
einfachen Fahrten erstattet. Außerdem kann jeder Wehr- 
pflichtige nach Zahlung einer Grundgebühr von 10 DM für 
ein halbes Jahr mit der Bahn zum halben Preis fahren. Bei 
Urlaub von mehr als 9 Tagen bekommt der Wehrpflichtigein 
den Niederlanden das Verpflegungsgeld ausgezahlt. 
Norwegen gibt seinen Wehrpfiichtigen insgesamt 4 Freifahr- 
ten mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Die Reisetage werden 
auch dort nicht auf den Urlaub angerechnet. Bei Uriaub von 
mehr als STagen wird das Verpflegungsgeld ausgezahlt. 

In den portugiesischen Streitkräften haben alle Soldaten — 
unabhängig vom Dienstgrad — den gleichen Urlaub sowie 
eine Preisermäßigung von 75 Prozent bei Eisenbahnfahrten. 
Der portugiesische Wehrpflichtige erhält für den Urlaub Ver- 
pflegungsgeld, 3,50 DM je Urlaubstag. 

Der Wehrpflichtige in der Türkei bekommt 10 Prozent Ermä- 
ßigung, wenn er für die Urlaubsfahrt die Eisenbahn benutzt. 
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Der spanische Wehrpflichtige bezahlt für die Urlaubsfahrt 
nur ein Drittel des normalen Fahrpreises. 

Schweden gibt für je 30 Diensttage eine Rückfahrkarte in öf- 
fentlichen Verkehrsmitteln zwischen zwei beliebigen Orten 
in Schweden. 

Sonderurlaub gewähren alle Armeen dieses Vergleiches, 
freilich aus verschiedenen Anlässen. Die Bestimmungen 
sind ebenso unterschiedlich wie die Großzügigkeit, mit der 
von ihnen Gebrauch gemacht wird. Es kommt vor, daß 
mehrfacher Sonderurlaub im Jahr sich zur Dauer eines Er- 
holungsurlaubs summiert. 


Kriegsdienstverweigerer 


316. Nicht jeder Staat erlaubt es seinen jungen Bürgern, 
den Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern. 

Bei den Staaten des Warschauer Paktes paßt es schlechter- 
dings nicht in das Bild vom „sozialistischen Menschen“, daß 
er Gewissenskonflikten ausgesetzt ist, wenn er für den so- 
zialistischen Staat Kriegsdienst mit der Waffe leisten soll. 
Nur in der DDR gibt es die Möglichkeit der Kriegsdienstver- 
weigerung. Der Kriegsdienstverweigerer muß 18 Monate in 
Baueinheiten arbeiten, hat den Dienstgrad Bausoldat und ist 
den Bestimmungen unterworfen, die den Grundwehrdienst 
in der Nationalen Volksarmee der DDR regeln. Als Kriegs- 
dienstverweigerer anerkannt wird er nur dann, wenn er reli- 
giöse Gründe anführt. 

In der Türkei ist die Religion einer der Gründe dafür, daß 
Kriegsdienstverweigerung als schimpflich und unmoralisch 
gilt. Es gibt keine Kriegsdienstverweigerer. Das Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung ist kein lösungsbedürftiges Pro- 
blem. 

Griechenland, Portugal und Spanien gestatten keine Kriegs- 
dienstverweigerung. Wer dort den Dienst mit der Waffe ver- 
weigert, muß mit hohen Gefängnis- oder Zuchthausstrafen 
rechnen. 

Belgien, die Bundesrepublik Deutschland^, Dänemark, 
Finnland, Frankreich, Italien, die Niederlande, Norwegen, 
Österreich. Schweden und die Schweiz anerkennen das 
Recht, den Kriegsdienst zu verweigern. Diese Staaten haben 
unterschiedliche Regelungen, doch gilt gemeinsam: Wer als 
Kriegsdienstverweigerer anerkannt werden will, muß einen 
Antrag stellen, über den eine Gruppe von Personen ent- 


Zur Kriegsdienstverweigerung in der Bundesrepublik Deutschland sie- 
he Zifter 274 ff . 
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scheidet. In dem Antrag können nur Gewissensgründe gel- 
tend gemacht werden. Der anerkannte Kriegsdienstverwei- 
gerer muü einen Ersatzdienst leisten. 

Unterschiedlich sind vor allem Art und Dauer des Ersatz- 
dienstes. In Belgien zum Beispiel dauert der Ersatzdienst 24 
Monate, also doppelt so lange wie der Gru ndwehrdienst. Der 
Ersatzdienst kann dort als militärischer Dienst ohne Waffe 
geleistet werden — zum Beispiel als Sanitätssoldat — oder 
in Einheiten des Zivilschutzes. 

Auch in Dänemark kann der anerkannte Kriegsdienstverwei- 
gerer zwischen zwei Ersatzdiensten wählen. Der Dienst im 
Zivilverteidigungskorps dauert 8 Monate. 90 Prozent der 
Kriegsdienstverweigerer entscheiden sich jedoch für den 
Einsatz beim zivilen Ersatzdienst (Arbeitsdienst mit Wohn- 
pflicht in Lagern, Arbeit in sozialen oder kulturellen Einrich- 
tungen), der 12 Monate dauert, 3 Monate länger als der 
Grundwehrdienst. 

Kriegsdienstverweigerer in Frankreich leisten ihren Ersatz- 
dienst bei der staatlichen Forstverwaltung — mit 24 Monaten 
doppelt so lange, wie Wehrpflichtige dienen. In Italien be- 
stimmt das Gesetz „über die Anerkennung der Wehrdienst- 
verweigerung", daß anerkannte Verweigerer „einen unbe- 
waffneten Militärdienst oder einen zivilen Ersatzdienst lei- 
sten, und zwar während einer Zeitspanne, die 8 Monate län- 
ger als die Dienstzeit Ist. die sie sonst hätten ab leisten müs- 
sen“. 

Auch in den Niederlanden dauert der Ersatzdienst länger als 
der Wehrdienst von 18 Monaten, nämlich 21 Monate. Zwar 
sind Änderungen des Anerkennungsverfahrens und Kürzun- 
gen der Wehrdienstzeit beabsichtigt, doch soll der Ersatz- 
dienst auch dann länger dauern. 

Wer in Norwegen zum Zivildienst geht, muß dort 16 Monate 
bleiben, 4 Monate beziehungsweise 1 Monat länger als 
Wehrpflichtige in der Armee. Finnland läßt dem Kriegs- 
dienstverweigerer die Wahl zwischen einem waffenlosen 
Dienst in den Streitkräften (gleiche Zeit wie der Wehrdienst 
in der Marine, kaserniert, disziplinär den Soldaten gleichge- 
stellt) und einem Dienst bei der zivilen Landesverteidigung 
(1 Monat beziehungsweise 4 Monate länger als der Grund- 
wehrdienst). 

Kriegsdienstverweigerer in Österreich werden in Krankenan- 
stalten. für soziale Aufgaben, bei der Wildbachverbauung 
und anderen Aufgaben von öffentlichem Interesse verwen- 
det. Sie dienen 2 Monate länger als Wehrpflichtige mit der 
Waffe. 

In Schweden kommt der „waffenfreie Dienstpflichtige" fast 
7 Monate später als die meisten Wehrpflichtigen wieder 
nach Hause. Er macht Reparaturen bei der Eisenbahn, Kran- 
kenpflegedienst im zivilen Gesundheitswesen, oder er arbei- 
tet in der Verwaltung. 
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Wehrdienst: 

Eine staatsbürgerliche Pflicht 


319. Der Wehrpflichtige der Bundeswehr kann sich bei ei- 
nem internationalen Vergleich der Wehrpflicht durchaus se- 
hen lassen. Sein Grundwehrdienst ist kürzer als der NATO- 
Durchschnitt, bei weitem kürzer als der Durchschnitt im 
Warschauer Pakt. Sein Wehrsold liegt über dem dürch- 
schnittlichen Wehrsold aller NATO-Staaten. Er erhält das 
höchste Entlassungsgeld, bekommt als einziger Weih- 
nachtsgeld und Sparförderung. Der wehrpflichtige Soldat in 
der Bundesrepublik Deutschland ist darüber hinaus sozial 
so gut gesichert wie kein anderer Wehrpfl ichtiger In Europa. 

320. Die sozialen Sicherungen des Wehrpflichtigen und 
seiner Angehörigen sollen und können nicht alle Nachteile 
ausglelchen, die der Wehrdienst mit sich bringt. 

Der Wehrpflichtige hat in der Regel während seiner Dienst- 
zeit weniger Geld als sonst. Er ist seiner gewohnten Umge- 
bung, seinem Arbeitsplatz oder der Berufsausbildung für 15 
Monate entzogen. Das konjunkturelle Auf und Ab der Wirt- 
schaft kann während des Wehrdienstes die Konkurrenzsi- 
tuation auf dem Arbeitsmarkt verändern. Die Folgen treffen 
alle jungen Männer, die ihren Wehrdienst vor, während oder 
nach der Berufsausbildung absolvieren. 

Jede Unterbrechung der Ausbildung und jede durch den 
Wehrdienst verursachte Abwesenheit vom Arbeitsplatz kann 
Nachteile für den Wehrpflichtigen haben. Diese Nachteile 
können nicht in jedem Fall durch Betreuung und Fürsorge 
ausgeglichen werden. Der Wehrdienst verlangt vom Wehr- 
pflichtigen, daß er solche Nachteile hinnimmt. 
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Berufswechsel 


Zeitsoldaten und Berufssoldaten 


321 . Die Bundeswehr ist ein offenes System. Die enge Ver- 
bindung zur Zivilgesetlschaft ist Voraussetzung militärischer 
Funktionstüchtigkeit. Die Streitkräfte sind auf das technisch- 
industrielle Wissen, die Berufserfahrung und die allge- 
meinen Bildungsabschlüsse angewiesen, die von den Be- 
werbern für den freiwilligen Dienst in die Bundeswehr einge- 
bracht werden. Auf diesen Kenntnissen baut die militärische 
Ausbildung auf. Besondere Laufbahnbestimmungen be- 
rücksichtigen — soweit wie möglich — den zivilberuflichen 
Ausbildungsstand und erworbene Berufserfahrungen. 

322. Technik und Arbeitsteilung sind Strukturprinzipien 
moderner Streitkräfte. Die Spezialisierung ist in der Bundes- 
wehr weiter fortgeschritten als in irgendeiner anderen Ein- 
richtung dieser Größenordnung. Das hat eine starke Auswei- 
tung des Mittelbaus im Personalgefüge bewirkt: Die Bun- 
deswehr braucht überproportional viele militärische Spezia- 
listen der Dienstgrade Unteroffizier bis Hauptmann. 

323. Jeder dritte Erwerbstätige wechselt heute den Beruf. 
Gründe für einen Wechsel sind der Wille, finanziell und so- 
zial aufzusteigen, die Unzufriedenheit mit dem alten Beruf 
und nicht zuletzt eine Entwicklung, die alte Berufe abster- 
ben, neue entstehen läßt. 

Die Bundeswehr kennt seit Ihren Anfängen den Beruf auf 
Zeit. Die Soldaten, für die der Wehrdienst Lebensberuf ist. 
sind lediglich mit einem Anteil von 13 Prozent an der Ge- 
samtstärke der Streitkräfte vertreten. 

Wer sich nur für eine bestimmte Dauer zum Wehrdienst ver- 
pflichtet. erwartet meistens, daß er in seinem erlernten Beruf 
eine höhere Qualifikation erwerben oder eine falsche Be- 
rufswahl korrigieren kann. Die Bundeswehr entspricht die- 
sem Wunsch durch ihre Ausbildungsangebote und durch ih- 
re Berufsförderung. 


Laufbahnplanung 

324. Wer sich für einen Beruf entscheidet, will vorher mög- 
lichst genau wissen, wie er ausgebildet wird, was er können 
und leisten muß und in welcher Zeit er bis zu welcher Stufe 
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aufsteigen kann. Dies gilt auch für Soldaten. Die Personal- 
führung in den Streitkräften muß diesem Anspruch genü- 
gen. Sie muß dem Soldaten aber auch klarmachen, wo sub- 
jektive und objektive Grenzen seiner Möglichkeiten sind. 

Es wäre jedoch zu einfach, dem Soldaten schon zu Beginn 
seiner Ausbildung zu sagen, daß er nach bestimmten Min- 
destzeiten jeweils eine höhere Position erreichen wird. Zwar 
würde dann sein Werdegang vollkommen überschaubar 
sein. Aber ein solches Verfahren könnte nicht die Leistungen 
berücksichtigen, die der Soldat während der Ausbildung 
und in der Verwendung erbringt. Das Leistungsprinzip ginge 
verloren, so auch der Grundsatz, daß jeder Dienstposten mit 
dem dafür am besten geeigneten Soldaten zu besetzen ist. 

325. Die Personalführung in den Streitkräften hat schon 
viel getan, um einerseits das Leistungsprinzip zur Geltung 
zu bringen, andererseits aber zugleich den Werdegang 
überschaubar zu machen. 

326. Unteroffizieranwärter erfahren bereits bei ihrer Ein- 
stellung den für sie vorgesehenen Ausbildungsgang und 
den Zeitpunkt, zu dem sie nach erfolgreicher Ausbildung 
Unteroffizier werden können. 

Dann wird der junge Unteroffizier künftig informiert, welche 
Möglichkeiten ihm nach weiterer Ausbildung offenstehen. 

Im vierten oder fünften Dienstjahr werden alle Unteroffiziere 
während der Ausbildung zum Feldwebel einer Eignungsfest- 
stellung unterzogen. Danach erfahren sie, ob sie geeignet 
erscheinen für die 

• Weiterverpflichtung als Zeitunteroffizier über acht Jahre 
hinaus. 

• Übernahme in das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten, 

• Ausbildung zum Offizier des militärfachlichen Dienstes. 

• Übernahme In die Laufbahn der Offiziere des Truppen- 
dienstes. 

327. Für die Auswahl zur Übernahme von Unteroffizieren in 
das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten und die Zulas- 
sung zur Laufbahn der Offiziere des militärfachlichen Dien- 
stes haben die Stammdienststellen von Heer, Luftwaffe und 
Marine die Auswahlkriterien festgelegt und bekanntge- 
macht. Damit weiß jeder Soldat, welche Chancen er hat, Be- 
rufssoldat zu werden. 

328. Schließlich gehören die Ausschreibung von Stellen 
und die Gelegenheit, die Übernahme in höherwertige Ausbil- 
dungsgänge oder Laufbahnen zu beantragen und in der Be- 
urteilung Verwendungswünsche zu äußern, schon seit län- 
gerem zur Praxis der Personalführung. 


Eignungs- 

feststellung 


Auswahl 


183 


Drucksache 7/4554 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


329. Mit der rteuert Ausbildung zum Stabsoffizier ist auch 
die langfristige Verwendungsplanung für Offiziere möglich 
geworden. Die Absolventen des Grundlehrgangs der Fortbil- 
dungsstufe C — früher: Stabsoffizi erleb rgang — werden 
nach Eignung und Interessen bestimmten Verwendungsge- 
bieten zugeordnet, in denen sie weiter ausgebildet werden. 


Besoldung, Prämien, Dienstzeit 


330. Seit dem 1. Januar 1976 gelten neue Regelungen für 
die Besoldung von Zeitsoldaten, für ihre Verpflichtungsprä- 
mien, für Übergangshilfen an ausscheidende Soldaten und 
für die Dienstzeit von Berufssoldaten. 

331. Zeitsoldaten erhalten künftig in der Regel erst vom 
siebten Monat ihrer Dienstzeit an Besoldung, bis dahin 
Wehrsold. Für Zeitsoldaten verringert sich die Verpflich- 
tungsprämie auf 3000 DM bei einer Verpflichtungsdauer von 
mindestens vier Jahren, auf 5000 DM bei einer Verpflich- 
tungsdauer von mindestens acht Jahren und auf 2000 DM 
bei einer Weiterverpflichtung von vier Jahren auf minde- 
stens acht Jahre. Soldaten, die sich vom 1. Januar 1976 an 
auf zwei Jahre verpflichten oder von acht auf zwölf Jahre 
weiterverpflichten, erhalten keine Verpflichtungsprämie 
mehr. 

332. Zeitsoldaten, die sich nach dem 10. September 1975 
verpflichtet oder weiterverpflichtet haben, erhalten bei Ende 
ihres Dienstverhältnisses eine geringere Übergangsbeihilfe 
als bisher. Sie beträgt nach einer Wehrdienstzeit von weni- 
ger als vier Jahren das Eineinhalbfache, von vier bis sieben 
Jahren das Vierfache und von acht und mehr Jahren das 
Sechsfache der Dienstbezüge des letzten Monats. Diese Be- 
träge mindern sich bei Inhabern eines Eingliederungs- oder 
Zulassungsscheins für den Übergang in den zivilen öffentli- 
chen^Oienst um 50 Prozent. 

333. Berufssoldaten erhalten vom 1. Januar 1976 an bei 
Pensionierung eine gegenüber der bisherigen Regelung ge- 
ringere Ausgleichszahlung. Die besonderen Altersgrenzen 
für Berufssoldaten werden um ein Jahr heraufgesetzt. Dies 
gilt in Härtefällen noch nicht für das Jahr 1 976. 
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Bildungschance Bundeswehr 


334. Der Auftrag der Streitkräfte stellt hohe Ansprüche an 
den Soldaten. Von seinem Ausbildungsstand hängt die 
Schlagkraft der Truppe ab. 

Das Bildungssystem der Bundeswehr gibt dem Soldaten die 
Chance, einen Berufsweg zu gehen, der seiner Qualifikation 
und Neigung angemessen ist. 

Ausbildung und Bildung haben zwei Ziele: Der Soldat soll 
gefordert und gefördert werden — gefordert, damit die 
Streitkräfte einsatzbereit sind, gefördert, damit seine Lei* 
stungen honoriert werden und seine Fähigkeiten ihm selber, 
der Bundeswehr und unserer Volkswirtschaft zugute kom- 
men. 


Bilanz einer Reform 


335. Die Kommission, die im Auftrag des Bundesministers 
der Verteidigung vor fünf Jahren Empfehlungen für eine Bil- 
dungsreform in den Streitkräften erarbeitete, sah damals die 
mannigfachen Schwierigkeiten und Übergangsprobleme. 
Sie kam zu dem Schluß, daß die Reform bis 1975 verwirk- 
licht werden könne. Die Bundeswehr hat diesen Termin ein* 
gehalten. 

Ausbildung und Bildung sind neu geordnet, wesentliche Tei- 
le des weitreichenden Reformwerks realisiert. 

Die Ausbildung der Unteroffiziere ist umgestaltet. Die Ausbil- 
dung für militärische Verwendung ist — wo immer möglich 
— mit zivilberuflich verwertbarer Aus- und Fortbildung ver- 
bunden. Seine Chancen, später im Zivllberuf voranzukom- 
men, Sind größer geworden. 

Die Offizierausbildung ist breiter angelegt. Der Studienbe- 
trieb an den Hochschulen der Bundeswehr funktioniert. Die 
Ausbildung zum Stabsoffizier und die Fortbildung der 
Stabsoffiziere sind in der Führungsakademie der Bundes- 
wehr unter einem Dach zusammengefaßt. 

Das neue Ausbildungsangebot macht den Wehrdienst at- 
traktiver. Die Personallage in der Bundeswehr hat sich ent- 
spannt. 
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Verwendungs- 

kataloge 


Ausbildung und Aufstieg 


336. Das neue Ausbildungsangebot sorgt für Chancen- 
gleichheit. Ausbildung und Werdegang werden überschau- 
bar. Der Personalbedarf wird langfristig geplant, zivile und 
militärische Ausbildungsgänge werden vergleichbar ge- 
macht, individuelle Wünsche und Fähigkeiten beachtet. 
Ausbildungsziele und Ausbildungsreihen sind am Bedarf 
der Streitkräfte ausgerichtet. Dafür werden alle militärischen 
Funktionen beschrieben, analysiert und bewertet. Diese Ar- 
beit dauert fort. Die Entwicklung der Streitkräfte macht im- 
mer aufs neue Anpassung an Technik, veränderte Organisa- 
tion und veränderte Funktionen notwendig. 

Für die Kopplung militärisch wie zivilberuflich verwendbarer 
Ausbildung kommt es darauf an, zwischen dem Ausbil- 
dungssystem der Bundeswehr und dem Bildungssystem in 
den Bundesländern enge Wechselbeziehungen herzustel- 
len. Die Bundeswehr baut bei Ausbildung und Verwendung 
der Soldaten auf Kenntnissen und Fähigkeiten auf, die vor 
dem Wehrdienst erworben sind. Gleichzeitig sorgt sie dafür, 
daß Zeitsoldaten möglichst während ihrer Dienstzeit staat- 
lich anerkannte allgemeine Bildungsabschlüsse und berufli- 
che Qualifikation erhalten. Das erleichtert die Rückkehr der 
Zeitsoldaten In den Zivilberuf. 

Der hohe technische Stand des Wehrmaterials stellt be- 
trächtliche Anforderungen an Ausbilder und Auszubildende. 
Die Qualität der Ausbilder bestimmt die Qualität der Ausbil- 
dung. 

Ausbildung und Verwendung müssen dem Bedarf der Streit- 
kräfte entsprechen und mit Fähigkeiten und Wünschen der 
Soldaten in Einklang gebracht werden. Das ist nicht leicht. 
Es bleibt aber Aufgabe von Ausbildungsplanung und Perso- 
nalführung, die Neigungen des Soldaten mit den individuel- 
len Fähigkeiten und den Erfordernissen des militärischen 
Dienstes bestmöglich zu verknüpfen. 

337. Heer, Luftwaffe, Marine und der Sanitätsdienst der 
Bundeswehr haben Ausbildungs- und Verwendungskatalo- 
ge entwickelt, denen zu entnehmen ist, welcher Ausbil- 
dungsgang zu welchem Berufsziel führt. Das gewählte Be- 
rufsziel kann jeder erreichen, wenn der Bedarf der Bundes- 
wehr und der Berufswunsch sich decken, wenn Anforderun- 
gen, Fähigkeiten und Leistungen übereinstimmen und wenn 
der Soldat bereit ist, für seinen Werdegang örtliche Verände- 
rungen in Kauf zu nehmen. 
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Die Ausbildungs- und Verwendungskataloge der Teilstreit- 
kräfte und des Sanitätsdienstes stellen alle Faktoren In 
Rechnung, die EinfluS auf Ausbildungs- und Verwendungs- 
steuerung haben. Anhand dieser Kataloge und des Ratge- 
bers „Bundeswehr, Bildung und Berufe“ wird dem Soldaten 
oder dem Bewerber gesagt, wie seine soldatische Laufbahn 
gestaltet werden kann. 
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Unteroffizierausbildung 


338- Die Unteroffizier© sind der Stamm der T ruppe. Als Un- 
terführer, Ausbilder und Erzieher, als Spezialisten für techni- 
sche und administrative Funktionen tun Unteroffiziere ihren 
Dienst für Mann und Material Dieser Dienst setzt eine solide 
Ausbildung voraus, die leistungsgerechte Aufstiegsmöglich- 
keiten einschließen muß. Die schrittweise vollzogene 


Aus- und Fortbildung des Unteroffiziers Beispiel ; 

Ver pf licht ungszeit 4 Jahre Personatorganisator 



Heer 


Luftwaffe 


Marine 


Gerufsforderung 

Ausbildung zum Personalorganisator 
6 Monate 


Einsatz In der Truppe 


Beispiel : Bearbeiter vonPersonaluQterlagen 
36 Monate 


Allgemeine und fachliche Ausbildung zum Unteroffizier 
Ausbildungsreihe : Stabsdienst 
1 2 Monate 


Ende 

der 

Dienst- 

zeit 


Beför- 

derung 

zum 

Unter- 

offizier 


Eingangsvoraussetzungen - Kaufmännische Berufe 

- Hauptschulabschluß 


Neuordnung der Unteroffizierausbildung wird dem gerecht. 
Die Reform der Unteroffizrerausbildung bringt für di© Streit- 
kräfte ebensoviel Gewinn wie für den einzelnen Unteroffi- 
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zier. Das Leistungsniveau des Unteroffiziers wird gehoben, 
sein Fortkommen in Bundeswehr und Zivilberuf gefördert. 

339. Oie Unteroffizierausbildung richtet sich nach den 
Kenntnissen, die aus Schule und Beruf mitgebracht werden. 


Aus- und Fortbildung des Unteroffiziers 
Verpflichtungszeit 6 Jahre (Umschüler) 


Beispiel : 

Funk-/ Informations- 
elektroniker 


Heer 


Luftwafte 


Marine 




tO 

C 


Bemfstörderung 
1 2 Monate 


Einsatz in der Truppe 


Beispiele: 

Raketenelektronik- 

mechaniker 

45 Monate 


Flugzeugfeuerieit- 

radarmechaniker 

45 Monate 


Luftfahrzeug- 

elektroniker 

45 Monate 


Ausbildungsreihe : 
Flugkörpersystem- 
instandsetzung 
1 2 Monate 


AR: 

Flugkörper- Elektro- 
mechaniker 
12 Monate 


AR: 

L uf tf ahrzeug - 
elektronik 
1 2 Monate 


Ende 

der 

Dienst* 

zeit 


Fach- 
arbeiler- 
pröfung 
I vor IHK 


Fachliche Ausbildung für Unteroffiziere zum 

Funkelektronlker Informations* 

V elektroniker 

! 2 Monate . ^ 1 2 Monate 

Fachliche Ausbiidülg zum Nachrichtehgerätemechaniker 3 Moa 


Allgemeine und fachliche Ausbildung zum Unteroffizier 




Fach- 
arbeiter* 
Prüfung 
vor IHK 

Beför- 

derung 

zum 

Unter- 

offizier 


Eingangsvoraussetzungen : - Bealschyiabschiuß 

- Mauptschulabschluß 


85 Prozent der Soldaten, die sich für vier und mehr Jahre 
zum Wehrdienst verpflichten, haben Hauptschulabschluß, 
Etwa 15 Prozent sind Realschüler. Fast alle Bewerber haben 
nach der Schule eine Berufsausbildung abgeschlossen, 
aber nur wenige können auf praktische Erfahrungen im er- 
lernten Beruf zurückgreifen. 

Das Ausbiidungsangebot richtet sich daher vorzugsweise an 
den Hauptschüler mit Berufsausbildung und an den Real- 
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Aus* und Fortbildung des Unteroffiziers 
Verpflichtungszeit 8 Jahre 


Beispiel : 

Kraftfahrzeugmeister 


Hear 


LuttwaHe 


Manna 


Beryfsförderung 
10 Monate 


6 Monate 


Berüfsförderung 
6 Monate 


Einsatz in der Truppe 


6 Monate 


Beispiele: 

- Kfz-Instandsetzungs- 
Zugführer 

- Werkstatt-Feldwebel 

- Kfz-/Panzermstand- 
setzungs-Feldwebel 

33 Monate 


Allgem. und fachliche 
Ausbildong zum Feld- 
webel und zum Kfz- 
Meister 

1 2 Monate 


- Kfz-lnstandsetzungs- 
Zugführer 

* Werk statt- Fe Id wobei 


42 Monate 


- Instandsetzungs- 
Zugführer 


36 Monate 


Ende 

der 

Dienst- 

zeit 


Allgem und fachliche 
Ausbildung zum 
Allgem. und fachliche * Bootsmann und zum 
Ausbildung zum Feld- I Kfz-Melster 
webe! und zum Kfz- 
Meister 

12 Monate 18 Monate 



derung 


zum 

Feld- 

webel 


T“ 

Einsatz In der Truppe 


Beispiel : 

- Instandsetzungs- 
Gruppenführer 

33 Monate 


- Instandsetzungs- 
Gruppenführer 

24 Monate 


- Instandsetzungs- 
Gruppenführer 

24 Monate 


Allgemeine und fachliche Ausbildung zum Unteroffizier 
Ausbifdungsrethe AR AB 


<3 


Kfz-/Panzer- 
instandsetzung 
1 2 Monate 


Kfz-Mechaniker 
12 Monate 


Kfz-Mechanik 
1 2 Monate 


Beför- 

derung 

zum 

Unter- 

offizier 


Eingangsvoraussetzungen - Facharbeiterprüfung als Kfr-Mechaniker 

- Gesellenprüfung im Kfz-Handwerk oder In einem 
metallverarbeitenden Beruf 
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Aus* und Fortbildung des Unteroffiziers Beispiel : 
Verpflichtungszeit 1 2 oder 1 5 Jahre Staatl. gepr. Betriebswirt 


Heer 


Luftwaffe 


Marine 


Beruf sförderung 
38 Monate 


Einsatz in Spitienfunktionen der Unteroffizierlaufbahn 
entsprechend der Ausbildung 


SaZ12: 72 Monate 
SaZ 15: 108 Monate 


78,5 Monate 
1 1 4,5 Monate 


75 Monate 
1 1 1 Monate 


Allgemeina Feldwebel/Bootsmann- Ausbildung 
und Fachschulausbildung 

Beispiel : Staall gepr Betfiebswirt 
-Lagerhaltung; Fertigung. Betrieb“ 


28 Monate 


29,5 Monate 


33 Monate 


ir 


ir 


Einsatz in der Truppe 


Beispiele ; 

- S4-Llnteroffi2ier 

- Versorgungs- 
Unteroffizier 

- Materialnachweis- 
Unteroffizier 

32 Monate 


‘ Nachschub- 
Bearbeiter 


24 Monate 




ide 
ler 

Dienst- 

zeit 


fr 

1 zum 
Feld- 
webel 


‘ Bearbeiten 
der Materialan- 
forderungen 
^ Führen von Material - 
Bestandskarteien 

24 Monate 


Allgemeine und fachliche Ausbildung zum Unteroffizier 


Ausbildungsreihe : 
Materialnachweis 
1 2 Monate 


AR: 

Nachschubbearbeiter 
1 2 Monate 


AR: 

Mal-Bewirtschaftung 
1 2 Monate 


Beför- 

derung 

zum 

Unter- 

offizier 




Eingangsvoraussetzungen ; 

Berufsabschtuß tn einem kaufmännischen 
oder Verwaltungsberuf 
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Ausbildungs- 

reihen 


Schüler. Aus diesem Personenkreis rekrutiert die Bundes- 
wehr ihre Unteroffiziere. 

Die Bundeswehr braucht vor ailem Unteroffiziere mit einer 
Verpfllchtungszeit zwischen 4 und 15 Jahren. Der leistungs- 
willige junge Soldat sucht während dieser Zeit eine überzeu- 
gende militärische Aufgabe, will aber auch soziaie Sicher- 
heit und angemessene Lebensbedingungen finden. Außer- 
dem will er das, was er in seinem Fachgebiet gelernt hat, er- 
weitern und vertiefen. Die Unteroffizierausbildung erfüllt sol- 
che Wünsche, weil Aus- und Fortbildung für die Einzeltätig- 
keiten militärische, militärfachliche wie auch zivilberuflich 
verwertbare Komponenten enthalten. 

Aus diesen drei Qrundelementen besteht das System der 
Ausbildungsreihen. Es führt Ausbildung und Verwendung 
zusammen, von denen die eine auf der anderen aufbaut. Die 
Ausbildungsreihen sind so gestaltet, daß mit Kenntnissen, 
Fähigkeiten, Belastbarkeit und Verantwortung die Ansprü- 
che auf Beförderung und Fortkommen in gleichem Maße 
wachsen. 

340 . Schulabschluß, Berufsausbildung, Verpflichtungs- 
dauer, die gewählte Ausbildungsreihe und nicht zuletzt Lei- 
stungen im Dienst bestimmen den Werdegang des Unteroffi- 
ziers. Nach dem ersten Dienstjahr kann der Soldat Unteroffi- 
zier, bei der Marine Maat werden. Im zweiten und dritten 
Dienstjahr macht der Unteroffizier Truppendienst. Im vierten 
Dienstjahr beginnt die Ausbildung zum Feldwebel/Boots- 
mann. Sie besteht aus allgemeiner militärischer Ausbildung 
und fachlicher Fortbildung. Die militärische Ausbildung 
schließt mit der Feldwebel prüf ung ab. Nach bestandener 
Prüfung und nach dem vierten Dienstjahr kann der Unterof- 
fizier Feldwebel werden. 

341 . Dem Unteroffizier wird von Stufe zu Stufe seiner Ent- 
wicklung gesagt, wie er seinen beruflichen Werdegang nach 
Eignung und Leistung fortsetzen kann. Verpflichtet sich der 
Unteroffizier frühzeitig für weitere Dienstjahre, dann kann er 
ebenso frühzeitig mit klaren Informationen über seine ge- 
plante Fortbildung und die damit gegebenen Aufstiegs- 
chancen rechnen. 

Ausbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten: Ein Unteroffizier 
mit vierjähriger Erstverpflichtung bewirbt sich um eine acht- 
jährige Dienstverpflichtung. Erfüllt er die Voraussetzungen, 
dann kann er zum Feldwebei ausgebildet und auf eine Mei- 
sterprüfung vorbereitet werden oder einen Abschluß errei- 
chen, der dem Meisterbrief gleichwertig ist. Von Zeitsolda- 
ten, die acht Jahre gedient haben, wurden bisher 30 Prozent 
Feldwebel, 20 Prozent Oberfeldwebel. 50 Prozent beendeten 
ihre Dienstzeit als Stabsunteroffizier: Jeder zweite Soldat hat 
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in acht Dienstjahren den Aufstieg zum Feldwebel oder Ober- 
feldwebel geschafft. 

Bewirbt sich der Unteroffizier mit vierjähriger Erstverpflich' 
tung um eine Dienstzeit von 12 bis 15 Jahren, dann kann er 
eine Fachschule besuchen — als Hauptschüler dort Fach- 
schulreife erwerben — und das Zeugnis eines staatlich ge- 
prüften Technikers oder einen vergleichbaren Abschluß er- 
reichen und zugleich Fachhochschulreife erlangen. Mit die- 


Unteroffizterausbildung 


Schulmodell 


Ausbildung für ^ 
Spitzenverwen- . 
düngen in der I 
Laufbahn der 
Unteroffiziere | 

►dÄndT> I 

Laufbahn der 

p Unteroffiziere IHj Abschluß | 

Fachhochschul- 
L reife, 
r Fachschul- 
reife 

n 

I 

Aysbiidung | 
rum I 

Feldwebel ^ 

I 

* MilitärfachHche \ M^sterbrief I 

k Ausbildung k oder ■ . 

r zum f vergleichbarer! c , 

F.w»ebel AbsehHtf J | 

r r j 8 

I 

Ausbildung i 

zum 

Unteroffizier ' 

I 

^ Militärfachliche ^ Facharbeiter- | * 

L Ausbildung k brief. ! $ Hauptschul* 

r zum r Gesellenbrief, | 'gabschluB 

Unteroffizier Gehilfenbrief Qderm 


Techniker- 

ebene 


Meister- 

ebene 


Geselien*- 

ebene 


mtntärisGhe miktir- zivilberufiich verwertbare 

Ausbitdung fachliche Ausbildung 

Ausbildung berufs- allgemeinbildend/ 

qualifizierend allgemeinberyflich 


ser Qualifikation hat der Unteroffizier Zugang zu Spitzen Ver- 
wendungen in seiner militärischen Laufbahn. Von den Zeit- 
soldaten, die zwöif Jahre gedient haben, waren am Ende der 
Dienstzeit 10 Prozent Feldwebel, 70 Prozent Oberfeldwebei 
und 7 Prozent HauptfeidwebeL Nur 13 Prozent gingen als 
Stabsunteroffizier ab. 
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Unteroffiziere, die nach 8 oder nach 12 bis 15 Dienstjahren 
die Bundeswehr verlassen, haben am Ende ihrer Dienstzeit 
Anspruch auf weitere Berufsförderung. 

342. Die neue Unteroffizierausbildung hat Konsequenzen 
für die Ausbildungseinrichtungen. Die Schulen für die Unter* 
Offizierausbildung werden breiter angelegt. Das Konzept 
hierfür sieht vor, die militärische, militärfachliche, die zivil- 
beruflich verwertbare und die allgemeinberufliche Aus- und 


Beispiel: 

Fernmeldeschu le 
und Fachschuie 
des Heeres für 
Eiektrotechnik 

(Feldafing) 


Ausbildung für| 

Spteenverwen 
düngen in der | 
Laufbahn der * 
Unteroffiziere ■ 

^ Geräte- ^ 

^ bezogene ^ 

F System- P 

ausbildung 

n r 

1 1 

Staatl. gepr. 
Elektro- 
techniker ’ 

1 1 

y, ,, , 

Fachhoch- 
k schulreife. 

" Fachschul* 

_ reit© 

n 

Ausbildung 
zum 1 

Feldwebel ' 

1 

1 Ausbildung ^ 
zum Elektro- . 
f mechaniker w 
(ATN* 6) 

r r 

Radio- und 1 "Realschut- 1 
Fernseh- 1 ^abscWuB | 
techniker- 1 «oder 1 

meister 

ureite | 

1.2 1 

£1 

Ausbildung 
Jzum 1 

1 Unteroffizier 1 

^ 1 

I- Ausbildung ■ , 
zum Elektro* . 
f mechaniker w 
(ATN*7) ■ 

r r 

Funkelek- | j 

Ironiker. 1 m ua„r,t- 

Rad!o-und 1 ® 

Sitpr * ‘ 

Geselfe) 


ATN AusbilÜunQs- urxj Tätigkeitsmchwois 


Fortbildung verwandter Ausbildungsreihen an einem Ort un- 
ter einem Dach zusammenzufassen. Beispiel: An der Fern- 
meldeschule und Fachschule des Heeres für Elektrotechnik 
in Feldafing wird neben der militärischen auch die zivilberuf- 
lich verwertbare Ausbildung zum Meister oder Techniker be- 
trieben. 
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Offizierausbildung 


343. Führung, Einsatz. Betrieb und Rüstung brauchen Offi- 
ziere mit militärischer, militärfachlicher und nicht zuletzt 
wissenschaftlicher Ausbildung. Deshalb werden die Offizie- 
re des Truppendienstes militärisch und zugleich wissen- 
schaftlich ausgebildet. Studium und militärische Ausbildung 
bilden ein Ganzes. Die Offiziere des militärfachlichen Dien- 
stes werden speziell für ihre Fachverwendung ausgebildet. 
Das sichert ihnen den Vorteil genauer Kenntnisse in ihrem 
Fach. 


344. Der Zugang zu den Off izierlauf bahnen ist an Bedin- 
gungen geknüpft: Junge Männer, die als Offizier des Trup- 
pendienstes Berufssoldat werden wollen, müssen das Abitur 
oder Fach hochschul reife haben. Die Bewerber dürfen nicht 
jünger als 17, nicht älter als 25 Jahre sein. 

Offizieranwärter, die an den Hochschulen der Bundeswehr 
in Hamburg oder München studieren wollen, brauchen dazu 
die in den Bundesländern Hamburg und Bayern anerkannte 
Hochschulreife. Studieren können Berufsoffizieranwärter 
und solche Zeitoffizieranwärter, die mindestens 12 Jahre 
dienen wollen. Erst nach dem Studium wird entschieden, ob 
der Offizier Berufssoldat wird oder nicht. 

Wer das Studium abbricht, muß mindestens sechs Jahre 
Soldat bleiben. Er kann sich auch für längere Dienstzeiten 
verpflichten und — wie jeder Zeitoffizier — bei Eignung, Lei- 
stung und Bedarf Berufsoffizier werden, 

Zeitoffizieranwärter, die nicht studieren werden, können 
auch dann eingestellt werden, wenn sie die Realschule be- 
sucht und ihre Berufsausbildung abgeschlossen oder die 
Fachhochschutreife erworben haben. 

345. Rund 80 Prozent der an den beiden Hochschulen der 
Bundeswehr studierenden Soldaten äußerten in einer Befra- 
gung vom Frühjahr 19752’', sie hätten nach ihrem Abitur auf 
jeden Fall ein Studium geplant. Für den Entschluß, den Offi- 
zierberuf zu wählen, wurden aus einer vorgegebenen Liste 
folgende Gründe in dieser Reihenfolge genannt: 

• Verantwortungsvolle Position in jungen Jahren, 

• Umgang mit jungen Menschen. 

• Berufliche Aufstiegsmöglichkeiten, 

• Reiz der modernen Technik. 


^ Die Umfrage wurde veranstaltet vom Sozialwissenschaftlichen Institut 
der Bundeswehr* 


Motivation 
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Durchlässigkeit 


Den wirtschaftlichen Argumenten eines biiligen Studiums, 
einer hohen Abfindung und dem schneiien Geidverdienen 
wurde dagegen geringere Bedeutung betgemessen. 

Die Umfrage bestätigte wiederum: Offizierbewerber kom- 
men aus allen Bevölkerungsschichten, Nur knapp 7 Prozent 
stammen aus Offizierfamilien. Diese Rekrutierungsrate liegt 
deutlich niedriger als bei anderen akademischen Berufen 
und entkräftet die Vermutung, das Offizierkorps rekrutiere 
sich selbst. Die Bundeswehr ist auch gesellschaftlich ein of- 
fenes System. Sie steht mit ihren breitgefächerten Angebo- 
ten zum beruflichen und sozialen Aufstieg allen sozialen 
Schichten offen. 

346. Auch qualifizierte Unteroffiziere können Offizier des 
Truppendienstes werden. Die Anforderungen sind hoch. Der 
Offizieranwärter aus dem Unteroffizierkorps mu8 Fleiß und 
Können zeigen, um den Ansprüchen zu genügen. 

Aus der Laufbahn der Unteroffiziere kommen auch die Be- 
rufssoldaten, die zum Offizier des militärfachlichen Dienstes 
aufsteigen. Ungediente Bewerber werden für diese Lauf- 
bahn nicht eingestellt. Feldwebel, die sich für den Aufstieg 
zum Offizier des militärfachlichen Dienstes qualifizieren, 
können fehlende Bildungsnachweise während ihrer Dienst- 
zeit erwerben. 
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Ausb i Id y ngsstätten 


347. Für die neugeordneie Ausbildung der Offi2iere des 
Truppendienstes gibt es Offizier' und Truppen sc hu len der 
Teilstreitkräfte, die Hochschulen und die Führungsakade- 
mfe der Bundeswehr. 


Offizier- und Truppenschulen 


348. Die Offizier- und Truppenschulen haben ihr Lehran- 
gebot nach dem neuen Gesamtkonzept der Offizierausbil' 
düng geordnet und auf das Hochschulstudium der Offiziere 
eingestellt. Heer, Luftwaffe und Marine verrnitleln hier eine 
erste militärische Ausbildung für den Bedarf der eigenen 
TeilstreitkrafL In diese Ausbildungszeit fällt die Offizierprü- 
fung. 


Hochschulen der Bundeswehr 


349. Hochschulreife, eine Dien stzeitverpf lieh tu ng von min- 
destens zwölf Jahren und die bestandene Offiziarprüfung 
berechtigen zum Studium an den Hochschulan der Bundes- 
wehr. 

Die Hochschulen werden mit Vorreng ausgebaut. Die Bau- 
ten sollen In Hamburg bis 1977 und in München bis 1978 fer- 
liggesteilt seini. 

Oie Studentenzahl an deri Hochschulen der Bundeswehr 
wächst nach Plan, Am 1. Oktober 1973 studierten 202 Solda- 
ten in Hamburg und 312 ln München. Am 1. Oktober 1975 
waren es 1287 in Hamburg und 1920 In München, davon 610 
in Fachhochschul-Studlengängen. 

1975 hat der erste Studentenjahrgang das Vordiptom ge- 
macht. Bestanden haben etwa 75 Prozent, In den geistas- 
und sozial Wissenschaft! ich an Fächern mehr als in den tech- 
nischen Disziplinen. Dies entspricht der Situation an den zi- 
vilen Hochschulen. 

Nachdem der Meilenstein Vordiplom erstmals passiert wor- 
den ist, stahl fest, daß ein dreijähriges Regelstudium bewät- 


Erstes 

Vordiplom 
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Lehrgänge 


tigt werden kann. Die Bundeswehr vermittelt ihren jungen 
Offizieren in drei Jahren ein Studium, das dem an einer Uni- 
versität entspricht. 

Die durch den raschen Aufbau der Bundeswehrhochschulen 
verursachten Schwierigkeiten sind inzwischen fast über- 
wunden. Aber es gibt noch Probleme. Die kurze Studienzeit 
bedeutet überdurchschnittliche Arbeitsbelastung von Stu- 
denten und Professoren. Diese Belastung mindern kann das 
Auswahlverfahren, wenn dadurch mehr Bewerber mit besse- 
ren Abiturnoten als bisher gewonnen werden. Außerdem 
muß die Personalführung zu verhindern suchen, daß Fähig- 
keiten und Interessen der Offiziere mit der Bedarfsplanung 
kollidieren — daß beispielsweise Offiziere, die Pädagogik 
studieren wollen, Maschinenbau studieren müssen. 


Führungsakademie der Bundeswehr 


350. Für die Ausbildung der Offiziere hat die Führungsaka- 
demie der Bundeswehr den gleichen Rang wie die Hoch- 
schulen. Die Fährungsakademie bereitet Hauptleute und 
Kapitänleutnante auf den Major/Korvettenkapitän vor und 
bildet Stabsoffiziere für Verwendungen im Generalstabs-/ 
Admiralstabsdienst, für andere militärische Stabsarbeit und 
für Spezialfunktionen aus. 

351. Die Lehrgänge zur Ausbildung des Stabsoffiziers sind 
in der Fortbildungsstufe C zusammengefaßt: 

• Grundiehrgang, der die Lehrgangsteilnehmer in Sicher- 
heitspolitik, Auftrag der Streitkräfte, Betriebs- und Orga- 
nisationswissenschaften, Führungslehre, Sozialwissen- 
schaften einführt und der mit einer Eignungsprüfung zum 
Stabsoffizier verbunden ist, 

• Verwendungslehrgänge für den General Stabs-/ Admiral- 
stabsdienst und für die Führungsgrundgebiete Innere 
Führung/Personalwesen/Presse- und Öffentlichkeitsar- 
beit, Militärisches Nachrichtenwesen, Führung/Organisa- 
tion/Ausbildung, Logistik, 

• Funktionslehrgänge, die auf Verwendungen beispielswei- 
se als Kommandeur, Militärattache, Lehrstabsoffizier, 
Presseoffizier oder auf die Arbeit in integrierten Stäben 
vorbereiten. 

352. An der Führungsakademie sind die organisatorischen 
Veränderungen inzwischen abgeschlossen, die notwendig 
waren, damit Grund-, Verwendungs- und Funktionslehrgän- 
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ge in einem einheitlichen System absolviert werden können. 
Mit der neuen Organisationsform wurde erreicht, daß Lehrer 
und Lehrgangsteilnehmer von administrativen Aufgaben frei 
bieiben. Die Lehrgangsteilnehmer sollen später aus einem 
breiten Angebot von Lehrstoff auswähien können und damit 
seiber Schwerpunkte ihrer Ausbildung setzen. 
Grundlehrgänge — bislang dreieinhalb Monate — gibt es 
seit Januar 1974. Ihre Konzeption hat sich im ganzen be- 
währt. Detailänderungen waren aber nach den Erfahrungen 
aus den ersten drei Lehrgängen geboten. 

Die Verwendungstehrgänge — zunächst zwöif Wochen — 
bauen auf dem Grundlehrgang auf. Der Ausbildungsstoff 
der Verwendungslehrgänge wurde im zweiten Halbjahr 1975 
an den Stoff des Grundlehrgangs angeschlossen. Gleich- 
wohl haben die ersten Verwendungslehrgänge für Offiziere, 
die den Grundlehrgang absolviert haben, noch Versuchs- 
und Modellcharakter. Endgültige Regelungen brauchen Er- 
fahrungen und Zeit. 

In den Verwendungslehrgängen sollen Kenntnisse aus der 
Praxis und für die Praxis erworben werden. Ausbildungsziel 
ist der Stabsoffizier, der erstens die ganze Breite seines Füh- 
rungsgrundgebiets beherrscht und der zweitens mit den 
Fachleuten anderer Führungsgrundgebiete im Team Zusam- 
menarbeiten kann. 

Oer erste neugeordnete Verwendungslehrgang für den Ge- 
neralstabs-/ Admiralstabsdienst hat am 1. Oktober 1975 be- 
gonnen, Lehrstoff und Lernziele wurden neu definiert. So 
stehen beispielsweise streitkräftegemeinsame Aspekte jetzt 
im Vordergrund der Ausbildung. Die Ausbildungsdauer ist 
um 3 auf 21 Monate verkürzt worden. 

353. Die heutige Konstruktion der Ausbildungsstätte Füh- 
rungsakademie und ihre drei Lehrgangsarten bringen Pro- 
bleme mit sich, die nur nach und nach gelöst werden kön- 
nen. Breite und Tiefe des Lehrstoffs kann erst mit der Zeit 
definitiv abgesteckt werden. Auch die Prüfungsbestimmun- 
gen bedürfen noch praktischer Anwendungserfahrungen. 
Die fachliche Mitwirkung von Dozenten und Lehrgangsteil- 
nehmern im Konsilium der Führungsakademie, dem Bera- 
tungskollegium des Kommandeurs in Ausbildungsfragen, 
wird in der Praxis erprobt. 

Im Jahre 1983 werden die ersten Offiziere mit Hochschulstu- 
dium an den Lehrgängen der Fortbildungsstufe C teil neh- 
men. Daraus ergeben sich wiederum andere Ansprüche an 
Lehrstoffund Lehrbetrieb. 


Grund lehrgang 


Verwendungs- 

lehrgang 
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Der Übergang in den Zivilberuf 


354. Die Hälfte der Zeitsoldaten erwartet von der Dienstzeit 
in der Bundeswehr eine Weiterbildung im erlernten Beruf, 
ein Drittel plant einen Berufswechsel. Die Berufsförderung 
der Bundeswehr hilft dem ausscheidenden Zeitsoldaten, mit 
besseren Startbedingungen in das zivile Erwerbsleben zu- 
rückzukehren. 

Die Berufsförderung der Bundeswehr macht zivilberufliche 
Chancen sichtbar, hilft berufliche Fehlentscheidungen korri- 
gieren, ermöglicht den Übergang in neue Berufe. Die Bun- 
deswehr mit ihrem vielfältigen Bildungs- und Ausbildungs- 
angebot leistet einen wesentlichen Beitrag zur Chancen- 
gleichheit und Chancengerechtigkeit. 

Dem bildungswilligen Zeitsoldaten bietet die Berufsförde- 
rung 

• allgemeinberuflichen Unterricht an den Bundeswehrfach- 
schulen während des Wehrdienstes, 

• Fachausbildung, in der Regel nach der Wehrdienstzeit, 

• finanzielle und Vermittlungshiifen bei der Eingliederung 
in den Zivilberuf. 


Die Bundeswehrfachschule 


355. Der Anspruch des Zeitsoldaten auf Ausbildung an ei- 
ner Bundeswehrfachschule hängt von der Verpflichtungs- 
zeit ab. Soldaten, die 8 Jahre dienen, erhalten während der 
Dienstzeit 12 Monate allgemeinberuflichen Unterricht. Bei 
einer Verpflichtungszeit von 12 oder 15 Jahren besteht An- 
spruch auf Wz Jahre Bundeswehrfachschule. 

Die Soldaten werden für die Bundeswehrfachschule vom mi- 
litärischen Dienst freigestellt. Sie bekommen volle Dienstbe- 
züge. Internatsplätze lösen Wohnungsprobleme der Solda- 
ten während ihrer Fortbildung. 

An den 31 Bundeswehrfachschulen, verteilt über das Bun- 
desgebiet, unterrichten 260 hauptamtliche Lehrkräfte. Das 
sind Fachschuloberlehrer und Studienräte aus dem allge- 
meinen und dem beruflichen Schulwesen. Hinzu kommen 
780 nebenamtliche Lehrkräfte aus allen Schulsparten. Lehr- 
methoden und Ausrüstung der Fachschulen sind auf der Hö- 
he moderner Erwachsenenbildung. 
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Für die Bundeswehrfachschulen wurden bis heute — ein- 
schließlich der Personai kosten — rund 130 Millionen DM 
aufgewendet. Die jährlichen Betriebskosten — ohne Perso- 
nalkosten — belaufen sich auf etwa 10 Millionen DM. 


Die Lehrgänge 


356. Seit 1957 haben rund 250 000 Soldaten die Bundes- 
weh rfachschu len absolviert. Zur Zeit besuchen jährlich 
10 000 Lehrgangsteilnehmer den allgemeinberuflichen Un- 
terricht. Im Jahre 1974 verteilten sich die Schüler auf 

• Grundlehrgang mit 1 2 Prozent, 

• Vorbereitungslehrgang mit 16 Prozent, 

• Realschuliehrgang mit 22 Prozent, 

• Aufbaulehrgang Verwaltung mit 21 Prozent, 

• Fachschulreife-Lehrgänge mit 20 Prozent, 

• Fachhochschulreife-Lehrgänge mit 7 Prozent, 

• Hochschulreife-Lehrgang mit 2 Prozent. 

Der Grundtehrgang — in den Fachrichtungen Technik, Wirt- 
schaft und Verwaltung — dauert ein halbes Jahr, das Stu- 
dienhalbjahr. Er vermittelt allgemeinberufliches Wissen, das 
für die Ausbildung zur mittleren Führungskraft in techni- 
schen und kaufmännischen Berufen und für den Vorberei- 
tungsdienst mittlerer Beamteniauf bahnen vorausgesetzt 
wird. 

Der Vorbereitungslehrgang, ebenfalls ein halbes Jahr, 
macht den Besuch des Realschulleh^gangs oder des Auf- 
baulehrgangs möglich. 

Der Realschuliehrgang führt in einem Jahr zur mittleren 
Reife. 

Die Fachschul reif e-Lehrgänge gibt es für die Fachrichtun- 
gen Technik, Wirtschaft und Sozialpädagogik. Hauptschü- 
ler, die eine abgeschlossene Berufsausbildung haben oder 
eine hinreichende Berufserfahrung nachweisen, können in 
einem Jahr die Fachschulreife erlangen. Ausbildung und 
Verwendung in der Bundeswehr können als Berufserfah- 
rung anerkannt werden. 

An Fachhochschulreife-Lehrgängen — ebenfalls für die 
Fachrichtungen Technik, Wirtschaft und Sozialpädagogik — 
können Soldaten teilnehmen, die Fachschulreife oder mittle- 
re Reife und abgeschlossene Berufsausbildung oder mittle- 
re Reife und hinreichende Berufserfahrung haben. Oer Ab- 
schluß wird in einem Jahr erreicht. 

Der Aufbauiehrgang Verwaltung dauert anderthalb Jahre. 
Tüchtige Hauptschüler erhalten hier die Bildungsvorausset- 
zung für den Eintritt in den Vorbereitungsdienst zur gehobe- 
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nen nichttechnischen Beamten lauf bahn. Sie haben Zugang 
auch zu solchen Verwaltungen, die allgemein von ihren Be- 
werbern das Abitur verlangen. Den Absolventen des Aufbau- 
lehrgangs Verwaltung, die vorher eine einschlägige fach- 
praktische Ausbildung bekommen haben, wird die Fach- 
hochschulreife Verwaltung zuerkannt. Als fachpraktische 
Ausbildung kann auch Verwaltungstätigkeit in der Bundes- 
wehr anerkannt werden. 

Der Hochschulreife-Lehrgang vermittelt fähigen Soldaten 
mit mittlerer Reife oder gleichwertigem Büdungsstand in 
zweieinhalb Jahren die allgemeine Hochschulreife. 

Die Fachschulausbildung zum staatlich geprüften Betriebs- 
wirt und zum staatlich anerkannten Erzieher wird seit dem 
1. August 1974 an den Bundeswehrfachschulen Mainz und 
Köln in Modell-Lehrgängen betrieben. 

Diese Modell-Lehrgänge kommen der im Bildungsgesamt- 
plan von Bund und Ländern erhobenen Forderung auf Inte- 
gration allgemeiner und beruflicher Bildungsgänge nach. 

Die Bundeswehrfachschulen bieten seit 1970 den fachschul“ 
berechtigten Soldaten auch Fernunterricht an. Das gibt dem 
Soldaten Gelegenheit, sich in einem Jahr den Stoff eines 
halbjährigen Studienabschnitts zu erarbeiten. Nach Eig- 
nungsprüfung kann er unmittelbar in den zweiten Studien- 
abschnitt eines weiterführenden Lehrgangs einsteigen. 

Für Unteroffiziere mit Hauptschulabschluß, die Offizier des 
militärfachlichen Dienstes oder Truppenoffizier werden wol- 
len, sind Lehrgänge eingerichtet worden, in denen diese Sol- 
daten die mittlere Reife oder die Fachhochschulreife erlan- 
gen können. 

Alle Lehrgänge an den Bundeswehrfachschulen schließen 
mit Prüfungen ab. Das Verfahren ist In der Prüfungsordnung 
für Bundeswehrfachschulen geregelt, einer Rechtsverord- 
nung, von der Bundesregierung mit Zustimmung des Bun- 
desrates erlassen. Beauftragte der Kultusministerien in den 
Ländern sind Prüfungsvorsitzende. Die Abschlußzeugnisse 
sind von der Ständigen Konferenz der Kultusminister aner- 
kannt und haben gleichen Wert wie Zeugnisse der öffentli- 
chen Schulen. 


Der Berufsförderungsdienst 


357. Der Berufsförderungsdienst berät den Soldaten, wie 
er im Zivilberuf wieder Fuß fassen und wie er sich schon 
während des Wehrdienstes darauf vorbereiten kann. Außer- 
dem ist der Berufsförderungsdienst zuständig für die Fach- 
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ausbildung nach der Wehrdienstzeit und für die Unterstüt- 
zung der Soldaten bei ihrer Rückkehr in den Zivii beruf. 
Berufsberatung braucht Fachleute mit umfassenden Kennt- 
nissen des beruflichen Bildungswesens, des Arbeitsmarkts 
und der Wirtschaftsstruktur, 


Berufsförderung während des Wehrdienstes 


358. Das Soldatenversorgungsgesetz bestimmt, daß beruf- 
liche Bildung im Regelfall an die Wehrdienstzeit anschließt. 
Förderung ist jedoch auch schon während des Wehrdienstes 
möglich. Beratungsgespräche helfen dem Soldaten, recht- 
zeitig Klarheit über sein Berufsziel und über die Wege dahin 
zu gewinnen. 

Für Soldaten mit einer Verpflichtungszeit von vier und mehr 
Jahren wird ein beruflicher Förderungsplan entworfen. Der 
Plan berücksichtigt Vorbildung, Ausbildung und Verwen- 
dung des Soldaten in der Truppe, allgemeinbildende und be- 
rufsbildende Kurse während der Wehrdienstzeit und die per- 
sönlichen Berufswünsche. Der Plan ist Grundlage der Wei- 
terbildung. Die Kurse sollen Kenntnisse und Fertigkeiten im 
erlernten Beruf erweitern oder auf die Fachausbildung nach 
dem Wehrdienst vorbereiten. Dazu gehören zum Beispiel 
Unterweisungen im Gebrauch neuer Werkstoffe und in neue 
Arbeitsverfahren, Teilnahme an REFA-Lehrgängen über mo- 
derne Betriebsabläufe oder Ausbildung in der Technik Auto- 
matisierter Datenverarbeitung. 

Der Soldat kann sich umschulen lassen, wenn er während 
des Wehrdienstes Fähigkeiten erlangt, die ihm den Zugang 
zu einem neuen Beruf erlauben. Zeitsoldaten können schon 
während ihrer militärischen und militärfachlichen Ausbil- 
dung durch Umschulung oder berufliche Fortbildung einen 
zivil anerkannten BerufsabschluB erreichen. 

Bis Anfang 1975 haben Soldaten während ihres Wehrdien- 
stes 68 668 Prüfungen abgelegt, darunter 19 000 Facharbei- 
ter-, Gesellen- oder Gehilfenprüfungen und 3800 Meisterprü- 
fungen. 

Berufsbildende Kurse, an denen Soldaten in ihrer Freizeit 
freiwillig teilnehmen, sind Arbeitsgemeinschaften, Fachkur- 
se und Ferntehrgänge. Von 1960 bis 1974 hat der Berufsför- 
derungsdienst 1 032 709 Bescheinigungen über die erfolg- 
reiche Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften oder Fachkur- 
sen ausgestellt. Die Soldaten bildeten sich auf 282 Tätig- 
keitsfeldern weiter, beispielsweise Bau- und Vermessungs- 
wesen, ßetriebsorganisation, Kunst und Gestaltung, Ge- 
sundheitswesen, Fremdsprachen und Digital-Elektronik. 


Prüfungsbilanz 
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Fachausbildung nach dem Wehrdienst 


359. Fachausbildung, das ist Spezialisierung oder Erwerb 
einer höheren Qualifikation. Alle öffentlichen oder geeignete 
private Bildungseinrichtungen kann der Soldat dafür nut- 
zen. Die Kosten der Fachausbildung trägt der Berufsförde- 
rungsdienst. Er bezahlt außer den Studien- und Lehrgangs- 
gebühren auch die Ausbildungsmittel. 

Dem Soldaten stehen nach der Fachausbildung alle Berufe 
im öffentlichen Dienst und im zivilen Erwerbsleben offen. 
Bei seiner Berufswahl helfen ihm die Berater des Berufsför- 


Verpflichtungszeit und Dauer der Fachausbildung 

4 bis 6 Dien st jah re: 6 Monate Fachausbildung 
6 bis 8 Dienstjahre: 1 2 Monate Fachausbildung 
8 bis 1 2 Dienstjahre: 18 Monate Fachausbildung 
12 bis 15 Dienstjahre; 36 Monate Fachausbildung 


derungsdienstes. Es kommt darauf an, daß die Berufswahl 
der Eignung und Neigung des Soldaten entspricht und daß 
der gewählte Beruf eine sichere Existenzgrundlage bietet. 
Die Zeitsoldaten können ihren Anspruch auf Teilnahme an 
allgemeinberuflichem Unterricht ganz oder teilweise gegen 
den Anspruch auf Fachausbildung und umgekehrt tau- 
schen. 

Bisher wurden 187 500 Anträge auf Teilnahme an der Fach- 
ausbildung in mehr als 550 Berufen gestellt, in einem breiten 
Spektrum, das vom Baumaschinenführer bis zum Diplom- 
ingenieur reicht. Die Erfolgsbilanz dieser Fachausbildung: 
17 800 Meister, 16400 Techniker, 5400 Ingenieure, 14 500 
Kaufleute, 3650 mittlere Führungskräfte, 5500 Datenverar- 
beiter, 3150 Lehrer. 


Berufliche Rehabilitation 


360. Soldaten, die während des Wehrdienstes Gesund- 
heitsschäden erleiden und die angestrebte Verwendung im 
Wehrdienst nicht erreichen oder den erlernten Beruf nicht 
mehr ausüben können, werden besonders betreut. Der Be- 
rufsförderungsdienst leistet Umschulungs- oder Eingliede- 
rungshilfen. 
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Rückkehr in den Zivilberuf 


361. Der Berufsförderungsdienst der Bundeswehr und die 
Bundesanstalt für Arbeit wirken zusammen, damit Zeitsolda- 
ten nach ihrem Wehrdienst einen Arbeitsplatz finden. Dabei 
kommen diesen Soldaten die folgenden Eingltederungshii- 
fen des Staates zustatten; 

• Übernahme der Kosten für die Umschreibung militäri- 
scher Berechtigungen — zum Beispiel: Fahrlehrerschein 
— in zivile Lizenzen, 

• Reisekostenvergütung zur Vorstellung bei einem neuen 
Arbeitgeber, 

• Umzugskostenvergütung nach der Fachausbildung, 

• Ausgleich von Einkommensminderungen während der 
Probezeit, 

• Eingliederungs- oder Zulassungsschein für den öffentli- 
chen Dienst, 

• Kapitalisierung der Übergangsgebüh misse. 

Soldaten mit Berufsförderung durch die Bundeswehr hatten 
bisher keine Schwierigkeiten bei Rückkehr in den Zivilberuf. 
Ihnen kam zugute, daß sie die Fachausbildung am Ende 
oder unmittelbar nach der Wehrdienstzeit erhielten. Damit 
hatten sie jeweils aktuelle Berufskenntnisse erworben. 
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Finanzen 


362. Friede und Freiheit kosten Geld. Die Verteidigungs- 
ausgaben sind der Preis. Sie dienen dem Wohle des Ganzen, 
der äußeren Sicherheit unseres Landes, der Freiheit unserer 
Bürger im Schutz vor miiitärischer Bedrohung. 

Die Verteidigungsausgaben finanzieren den Verteidigungs- 
beitrag der Bundesrepublik Deutschland zum Atlantischen 
Bündnis. Der Verteidigungsbeitrag bemißt sich nach der mi- 
litärischen Bedrohung und der Leistungskraft unserer 
Volkswirtschaft. 


Verteidigungsausgaben und Volkswirtschaft 


363. Fehlt es an wirtschaftlicher Leistungskraft, entstehen 
Schwierigkeiten, die Bündnisverpflichtungen zu erfüllen. Ei- 
ne geschwächte Volkswirtschaft verursacht außerdem so- 
ziale Spannungen und politische Instabilität im Innern. Das 
beeinträchtigt zugleich Verteidigungsfähigkeit und Verteidi- 
gungsbereitschaft. Eine Verteidigungspolitik, die unsere 
Volkswirtschaft überfordert, verfehlt ihre Aufgabe ebenso 
wie eine Verteidigungspolitik, die der militärischen Bedro- 
hung nicht Rechnung trägt. 

364. Die Bundesrepublik Deutschland leistet einen Vertei- 
digungsbeitrag, der den wirtschaftlichen Möglichkeiten des 
Landes entspricht, der gleichzeitig die Streitkräfte befähigt, 
zu einer glaubhaften Abschreckung beizutragen, und der 
schließlich auf die Finanzierbarkeit anderer wichtiger 
Staatsaufgaben Rücksicht nimmt. 

Dies gelang ohne Schwierigkeiten in der Zeit wirtschaftli- 
cher Hochkonjunktur 1970 bis 1973. Aber auch danach, als 
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die Konjunktur weltweit abflachte, entsprach der Verteidi- 
gungsbeitrag den Bündnisverpflichtungen. Die Verteidi- 
gungsfähigkeit und das relativ ausgeglichene Kräfteverhält- 


Bruttosoziaiprodukt 

Bundeshaushalt 

Verteidigungsausgaben 

in Mrd. DM 


1041,0’) 


Brutto- 
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1972 1973 1974 1975 1976 


*) Geschätzt 

*) Nach NATO-KrIterien einschlieSlich Berlinausgaben 


soll 


nis in Europa blieben erhalten, zumal die Verte idigungsaus' 
gaben weiter stiegen. Dies gilt auch für das Jahr 1 976. 


Der deutsche Beitrag im Bündnis 


365. Verteidigungsausgaben werden im Atlantischen 
Bündnis nach einheitlichen Kriterien bewertet. Es sind laut 
NATO-Regel „alle ausschließlich für den Bedarf der Streit- 
kräfte geleisteten Ausgaben". Zu ihnen gehören die Aufwen- 
dungen für die Bundeswehr, aber auch Ausgaben für Vertei- 
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digungs- und Ausrüstungshilfe, für Mititärruhegehälter, Sta- 
tionierungsstreitkräfte und für den Wehrbeauftragten. 

Die Bundesregierung hat seit 1970 einen von Jahr zu Jahr 
steigenden Betrag für die Verteidigung bereitgestellt. 
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Der Verteidigungshaushalt 


366. Der im Verteidigungshaushalt veranschlagte Finanz- 
bedarf der Bundeswehr bildet den Schwerpunkt der Vertei- 
digungsausgaben. Der Verteidigungshaushalt hat sich von 
1970 bis 1976 um 63,9 Prozent erhöht. 

Mit diesen Finanzmitteln konnten der Betrieb und eine mo- 
derne Ausrüstung der Streitkräfte finanziert, der Kampfwert 
der Bundeswehr gestärkt werden. 

Der weitaus größte Teil der Ausgaben für Investitionen ent- 
fällt auf Rüstungsgüter sowie militärische Forschung, Ent- 
wicklung und Erprobung. Mit den übrigen Mitteln werden 
vor allem Bauten finanziert. 

Mehr als zwei Drittel des Verteidigungsetats müssen für den 
Betrieb der Bundeswehr aufgewendet werden, für Personal, 


Investitionen 
im Verteidigungs- 
haushait 
1970 bis 1976 



1970 71 72 73 74 75 1976 

söii 


Ausbildung, Erhaltung des Materials, Betriebsstoffe und 
Verpflegung. Diese Ausgaben sind notwendig, damit die 
Verteidigungsfähigkeit der Streitkräfte aufrechterhalten 
wird. 
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367. Das auf Initiative der Bundesregierung vom Parlament 
beschlossene „Gesetz zur Verbesserung der Haushalts- 
struktur" entlastet den Verteidigungshaushalt vom 1 . Januar 
1976 an durch Einsparungen bei den Personalausgaben. 


Bündnisvergleich 


368. Oie Verteidigungsanstrengungen eines Landes lassen 
sich vor allem an Personalstärke, Ausrüstung und finanziel- 
ler Ausstattung der Streitkräfte messen. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat im Jahre 1975 mehr für die gemeinsame 
Verteidigung ausgegeben als die anderen Partner im Atlanti- 


Ausgabenkategorien der Verteidigungshaushalte 1975 und 1976 

(in Mrd. DM und Prozenten) 




(einschlieBlich Konjunkturprogramm) 

1975 (Soli) 1976 (Soll) 


sehen Bündnis, abgesehen von den USA. Dies gilt für den 
absoluten Betrag ebenso wie für die Verteidigungsausgaben 
pro Kopf der Bevölkerung. Frankreich und Großbritannien 
stehen an dritter und vierter Stelle, bei den Ausgaben pro 
Kopf der Bevölkerung an dritterund sechster Stelle. 
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Verleid igungs* 
ausgaben im 
NATO-Vergleich 
1975 



Im Anteil der Verteidigungsausgaben am Bruttosozialpro- 
dukt (zu Faktorkosten®) — Stand 30. September 1975 — 
wird die Bundesrepublik Deutschland von vier Ländern 
übertroffen: von den USA. Großbritannien, Portugal, Frank- 
reich. Der Grund dafür ist die Höhe des deutschen Bruttoso- 
zialprodukts, das im Vergleich zu den europäischen Bünd- 
nispartnern an erster Stelle steht. 


Bruttosozialprodukt abzüglich der indirekten Steuern und zuzüglich der 
Subverttiorren. 
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Verteidigungshaushalt 1976 


369. Der Verteidigungshaushalt 1976 soll nach den Be- 
schlüssen der Bundesregierung gegenüber 1975 um 2,6 Pro- 
zent steigen. Diese Steigerungsrate, die auch das Konjunk- 
turprogramm für Bau Investitionen der Bundeswehr umfaßt, 
kommt ungeschmälert den Investitionen zugute. Für die 
Ausrüstung der Bundeswehr mit modernen Waffen werden 
rund 11 Prozent, für Infrastruktur 15 Prozent und für For- 
schung, Entwicklung und Erprobung 5 Prozent mehr zur 
Verfügung stehen als 1975. 

Der auf 32,5 Prozent gestiegene Anteil der Investitionen am 
Verteidigungshaushalt gewährleistet, daß die Bundeswehr 
auch 1976 eine moderne Armee bleibt. Der hohe Investitions- 



Anteil der 
Verteidigungs- 
ausgaben 
am Brutto- 
sozialprodukt 
zu Faktorkosten 
(mit Berlin- 
ausgaben) 


anteil ist Ausdruck der Bemühungen efer Bundesregierung, 
im Rahmen des Verteidigungskonzepts der NATO die kon- 
ventionelle Verteidigungsfähigkeit zu stärken. 

Der Verteidigungsetat 1976 erlaubt es, unsere Bündnisver- 
pflichtungen zu erfüllen. Er ist den Aufgaben der Streitkräfte 
angemessen und wird den Erfordernissen der äußeren Si- 
cherheit gerecht. 
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